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Vielversprechender
Neuanfang in Brüssel
Die bisherige Leiterin des Europabüros der
bayerischen Kommunen wechselte als „head
of policy“ zum Rat der Ge-
meinden und Regionen. Seite 2

Angelika Poth-Mögele:

Verfechterin für
engagierte Jugendarbeit
Die stellvertretende Landrätin im Kreis
Mühldorf kann auf 25 Jahre erfolgreiche Ge-
schäftsführertätigkeit beim
Kreisjugendring blicken. Seite 14

Eva Köhr:

Note eins für
Binsfelder Bürger
Freude über den ersten Spatenstich für den
Neubau des Feuerwehrhauses bei der Arnstei-
ner Bürgermeisterin. Dies sei
„gelebte Bürgergesellschaft“. Seite 8

Linda Plappert-Metz:

Seinen ganz persönlichen
Sanierungsplan für die ma-
rode Republik hat Hajo
Klein entwickelt: die Huren-
steuer! Die Quelle seiner In-
spiration ist in zwei großen
deutschen Städten zu su-
chen, was die Vorzimmer-
perle folgenden Kalender-
blattspruch zitieren ließ:
„Steuern eintreiben heißt,
die Gans so zu rupfen, dass
man möglichst viele Federn
mit möglichst wenig Gezi-
sche bekommt.“         Seite 15

Die Bürgermeisterketten der Gemeinden aus dem Landkreis München zeigte eine Fotoausstellung im „Kulturellen Gebäude“ in
Aschheim, die anlässlich der Mitgliederversammlung des Kreisverbandes des Bayerischen Gemeindetages eröffnet wurde. „Eine
derartige Ausstellung ist einmalig in Bayern“, versicherte Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl. Die Schau berichtete über die
in den Gemeinden des Landkreises München vorhandenen Bürgermeisteramtsketten, beschreibt sie und erläuterte wie es zu deren
Beschaffung kam. Unser Bild zeigt (jeweils v. n. r.) oberste Reihe: Bürgermeister Schwarz, Unterföhrung; Bürgermeister Fried-
mann, Planegg; Bürgermeister Dr. Detig, Pullach; Bürgermeister Kellermeier, Putzbrunn; Bürgermeister Gigl, Sauerlach; Bür-
germeister Dr. Ruhdorfer, Schäftlarn; Bürgermeister Dr. Brandl, Straßlach-Dingharting; Bürgermeister Kalinowski, Taufkirchen;
Bürgermeisterin Weiß, Neuried; 2. Reihe: Bürgermeister Baumann, Feldkirchen; Bürgermeister Göbel, Gräfelfing; Bürgermei-
ster Bußjäger, Grasbrunn; Bürgermeister Neusiedl, Grünwald; Bürgermeister Dworzak, Haar; Bürgermeister Zannoth, Hohen-
brunn; Bürgermeisterin Mayer, Höhenkirchen-Siegertsbrunn; Bürgermeister Seldmair, Ismaning; Bürgermeister Hilger, Kirch-
heim; Bürgermeisterin Rumschöttel, Neubiberg; Vorderste Reihe: Bürgermeister Kern, Brunnthal; Bürgermeisterin Kammer-
meier Baierbrunn; Bürgermeister Eichler, Aying;  Bürgermeisterin Zielger, Oberschleißheim; Dr. Uwe Brandl, Bürgermeister von
Abensberg (LK Kelheim) und Präsident des Bayerischen Gemeindetags; Bürgermeister Englmann, Aschheim, Kreisvorsitzender
des Bayerischen Gemeindetags; Bürgermeister Solbrig, Garching; Bürgermeister Schelle, Oberhaching; Bürgermeister Zeitler, Un-
terschleißheim; Bürgermeister Dr. Knapek, Unterhaching (entschuldigt: Bürgermeisterin Prof. Dr. Kudera aus Ottobrunn).       ?

Wirtschaftsminister Dr. Otto Wiesheu: 

Bund bremst
Wachstum der

Wirtschaft
Minister sieht Deindustrialisierung 

Die Bundesregierung behindert nach Ansicht von
Wirtschaftsminister Dr. Otto Wiesheu „mit ihrer
ziellosen und widersprüchlichen Wirtschaftspolitik“
das mögliche Wirtschaftswachstum in Bayern. 

Zwar hat der Freistaat im Ver-
gleich mit den übrigen Bundes-
ländern im vergangenen Jahr
noch relativ gut abgeschnitten,
doch ist der Minister alles andere
als zufrieden: „Das Land ist hin-
ter seinen Wachstumsmöglich-
keiten zurückgeblieben.“ Zwar

werde sich 2004 nach allen Pro-
gnosen die deutsche Konjunktur
dank der Belebung der Weltwirt-
schaft etwas erholen, „aber der
Aufschwung ist noch längst
nicht gesichert“, so der Minister
in der Jahrespressekonferenz des
bayerischen Wirtschaftsministe-
riums. Deutschland habe es nach
Darstellung des bayerischen
Wirtschaftsministers mit einer
schleichenden Deindustrialisie-
rung zu tun.

Wachstumsvorsprung
durch hohen Exportanteil

Immerhin sieht Wiesheu „gute
Chancen, dass Bayern auf Grund
seines hohen Exportanteils und
der wettbewerbsfähigen Güter-
palette im Bundesvergleich neu-
erlich einen Wachstumsvor-

(Fortsetzung auf Seite 4) 

Die kommunale Familie
trauert um den langjähri-
gen Vizepräsidenten des
Bayerischen Gemeinde-
tags. Erich Zeitler starb als
Beifahrer bei einem Unfall.
Der gelernte Jurist war von
1952 bis 1990 Bürgermei-
ster in Ismaning; von 1962
bis 1978 gehörte er zudem
dem Bayerischen Landtag
an. Hier fungierte er zwölf
Jahre als Vorsitzender des
Ausschusses für  Verfas-
sungs-, Rechts- und Kom-
munalfragen. 51 Jahre
gehörte er der SPD an,
aber geschätzt und beliebt
war der engagierte Kom-
munalpolitiker über alle
Parteigrenzen hinweg.     ?

Bayerischer Tourismustag 2004:

Offensive für den 
Wintertourismus

Wiesheu verlieh Medaille für besondere Verdienste
um die bayerische Gastlichkeit

Wintertourismus in Bayern umfasst ein breites Spek-
trum vom Skifahren bis zum Wellness-Urlaub in allen
Regionen. Die wirtschaftliche Bedeutung des Winter-
sports bzw. des Winterurlaubs wird jedoch nicht im-
mer auf den ersten Blick gesehen, weshalb der dies-
jährige Bayerische Tourismustag unter dem Motto
„Offensive für den Wintertourismus“ stand.

Wirtschaftsminister Dr. Otto
Wiesheu erklärte bei der Eröff-
nung des Tourismustages, dass
von den Gesamtübernachtungen
in Bayern rund 40 Prozent auf
die Wintersaison entfallen. Trotz
schwieriger Rahmenfaktoren,
angespannter Konjunktur und
unglücklicher Sommerferienre-
gelung habe der Freistaat im Jahr
2003 seine Spitzenposition als

führendes deutsches Urlaubs-
und Tourismusland souverän be-
hauptet. 

22 Millionen Ankünfte

Mit rund 22 Mio. Ankünften
und rund 70 Mio. Übernachtun-
gen halte sich der Fremdenver-
kehr in Bayern auf hohem Ni-
veau. Besonders erfreulich dabei

sei, dass sich seit Spätsommer
2002 die Übernachtungszahlen
ausländischer Gäste in Bayern
wieder positiv entwickeln. Die-
ser Trend setzte sich auch 2003
fort mit einem Plus von 1,6 Pro-
zent im Vergleich zum Vorjahr.

Wettbewerbsnachteile

In punkto Wintertourismus hat
das Wirtschaftsministerium laut
Wiesheu im vergangenen Jahr
eine vom deutschen Seilbahn-
verband in Auftrag gegebene
Studie unterstützt. Die Untersu-
chung zeigte u.a., dass die wirt-
schaftliche Bedeutung des Win-
tertourismus insgesamt und der
Bergbahnen und Schlepplifte im
besonderen oft unterschätzt
wird. Die Studie hat auch deut-
lich gemacht, dass die bayeri-
schen Anbieter in einigen Punk-
ten mit Wettbewerbsnachteilen
gegenüber der Konkurrenz in
den angrenzenden Alpenländern
zu kämpfen haben, angefangen
bei der Umsatzbesteuerung über
erschwerte staatliche Förder-
möglichkeiten bis zu teils re-
striktiven Genehmigungsverfah-
ren vor allem für Beschneiungs-
anlagen.

Staatsregierung hilft

Wiesheu zufolge unternimmt
die Bayerische Staatsregierung
„alles, um diese Wettbewerbs-
nachteile abzubauen“. Vor kurz-
em habe das bayerische Kabinett
festgestellt, dass die Genehmi-
gungspraxis für Beschneiungs-
anlagen wesentlich flexibilisiert
und vereinfacht werden könne.
Auch belegten neueste Auswer-

tungen von Langzeitstudien
durch das Landesamt für Um-
weltschutz, dass sich für die mei-
sten beschneiten Pisten keine
gravierenden Auswirkungen auf
die Vegetation feststellen lassen.
Ein Abbau ökologischer Stan-
dards wäre mit einer Lockerung
der Genehmigungspraxis nicht
verbunden, so Wiesheu. 

Klare Positionierung

Gerade in der Vielfalt der Win-
tertourismusaktivitäten lägen die
Chancen für die bayerischen
Skigebiete, sich klar im Markt zu
positionieren und gegenüber
Wettbewerbern abzugrenzen,
sagte der Minister. Gute, aus-
baufähige Potenziale für Bayern
lägen insbesondere im Bereich
des sanften Wintertourismus mit
Angeboten wie Skilanglauf, Ski-
wandern, Tourenskilauf, Schnee-
schuhwandern, Winterwandern,
Rodeln, Eislauf, Pferdeschlitten-
fahren, Wellness und Kultur.

(Fortsetzung auf Seite 4)

„Der Ausfall der Mauteinnahmen darf nicht zu einem Rück-
gang der dringend notwendigen Investitionen beim Straßenbau
führen“, forderte Innenminister Dr. Günther Beckstein anlässlich
der Sonderkonferenz der Verkehrsminister der Länder. „Die bun-
desweit verhängte Haushaltssperre für Straße und Schiene in
Höhe von 1.060 Millionen Euro, von der allein in Bayern die
Bundesfernstraßen mit 83 Millionen Euro betroffen sind, muss
der Bund sofort aufheben. Nur so kann sichergestellt werden, dass
bereits laufende Maßnahmen im Straßenbau nicht eingestellt wer-
den müssen und neue Projekte 2004 begonnen werden können“.
Mehr zum Thema Verkehr auf den Seiten 10/11. ?

Beckstein fordert Investitionen beim Straßenbau
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Bürgermeister Josef Fischer
86850 Fischach

am 16.3.
Bürgermeister 

Ludwig Günther
91443 Scheinfeld

am 16.3.
Bürgermeister Hans Taglang

89441 Medlingen
am 19.3.

Bürgermeister 
Walter Lehner

95680 Bad Alexanderbad
am 19.3.

Z U M  5 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Emil Kötzel

91605 Gallmersgarten
am 11.3.

Bürgermeister Silvester Enzinger
83454 Anger

am 13.3.
Bürgermeister Friedrich Amler

91791 Burgsalach
am 14.3.

Bürgermeister Josef Demar
97633 Großbardorf

am 18.3.
Bürgermeister Josef Klingl
86919 Utting a. Ammersee

am 18.3.

Z U M  4 0 .  G E B U R T S T A G
Landrat Stefan Rößle
86609 Donauwörth

am 16.3.

Z U M  6 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Johann Wiedemann

86480 Aletshausen
am 14.3.

Bürgermeister Franz Pichlmeier
84326 Falkenberg-Zell

am 17.3.
Bürgermeister Dominikus Weiß

82398 Polling
am 17.3.

Bürgermeister Paul Straub
88145 Opfenbach

am 19.3.

Z U M  6 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Franz Pfluger

85604 Zorneding
am 8.3.

Bürgermeister Günther Hoppert
95497 Goldkronach

am 16.3.
Bürgermeister

Georg Rammelsberger
83137 Schonstett

am 19.3.
Z U M  5 5 .  G E B U R T S T A G

Bürgermeister Josef Nefele
82281 Egenhofen

am 10.3.
Bürgermeister Armin Gerl

93104 Riekofen
am 10.3.

Bürgermeister Klaus Köhle
91589 Aurach

am 12.3.

Wir gratulieren

GZ Rund ums Recht§ §
Kein Anspruch auf

Heimarbeit bei Beamten
Bei Beamten ist es nicht einer-

lei, ob sie ihre Akten im Büro
oder zu Hause lesen. Das hat das
Oberverwaltungsgericht (OVG)
Rheinland-Pfalz (Az.: 2 A
11099/03) auf die Klage einer
Beamtin festgestellt, die von
ihrem Dienstherrn die Bewilli-
gung von Heimarbeit an zwei
Tagen in der Woche erzwingen
wollte. Die Beamtin nannte fa-
miliäre Rücksichten für Ihren
Antrag, der Dienstherr lehnte ihn
aus dienstlichen Gründen ab. Zu
Recht, so die Koblenzer Richter.
Auch wenn die Arbeit eines Be-
amten überwiegend aus Akten-
studium und Schreibarbeit beste-
he, ergäbe sich daraus nicht auto-
matisch ein Anspruch auf Heim-
arbeit. Die Heimarbeit müsse
vielmehr auch im dienstlichen
Interesse liegen und der Arbeits-
platz des Bediensteten dafür ge-
eignet sein. Familiäre Bedürfnis-
se könnten auch durch Teilzeit-
beschäftigungen und Gleitzeitre-
gelungen berücksichtigt werden.

Niveauunterschied erlaubt
Hart gelandet ist ein Fußgän-

ger vor dem Oberlandesgericht
(OLG) Frankfurt (Az.: 1 U
45/01). Er klagte auf Schadenser-
satz, weil er auf einem Gehweg
gestürzt war, dessen Bodenplat-
ten einen Niveauunterschied von
bis zu zwei Zentimetern aufwie-
sen. Das muss toleriert werden,
so die Richter als sie die Klage
abwiesen. Bleibt nur, künftig die
Augen offen zu halten. 

Theorie versus Praxis
Die theoretische Möglichkeit,

dass eine bestimmte Fläche auf
dem Gebiet einer Gemeinde in
Zukunft als Baugebiet ausgewie-
sen werden könnte reicht nicht
aus, die Errichtung von Wind-
energieanlagen auf dem Gebiet
der Nachbargemeinde zu verhin-
dern. Das Verwaltungsgericht
(VG) Trier (Az.: 5 K 507/03)
stellt dazu fest: Die kommunale
Planungshoheit wäre nur dann
möglicherweise verletzt, wenn
bereits konkrete Planungen über
Art und Umfang einer künftigen
Bebauung vorlägen, die durch
die Nachbarschaft eines Wind-
parks durchkreuzt würden.  mpa

Europabüro der bayerischen Kommunen:

Ära Poth-Mögele zu Ende
Ende einer Ära: Angelika Poth-Mögele, seit

1999 Leiterin des Europabüros der bayeri-
schen Kommunen in Brüssel, wechselte kürz-
lich als „head of policy“ zum Rat der Ge-
meinden und Regionen Europas, kurz RG-
RE. Insgesamt war sie neun Jahre lang -
zunächst in der nicht ganz einfachen Aufbau-
phase, dann als Büroleiterin und in den ver-
gangenen Jahren zusätzlich als Leiterin der
aus dem bayerischen, dem baden-württem-
bergischen und dem sächsischen Europabüro
bestehenden Bürogemeinschaft für die kom-
munalen Spitzenverbände in Brüssel tätig.

Wie Frau Poth-Mögele bei ihrer Verabschie-
dung in den erst im Frühjahr neu bezogenen
Büroräumen in der Rue Guimard betonte, habe
sie sich all die Jahre insbesondere für den Inhalt
kommunal relevanter Themen interessiert. Wohl
auch durch ihre wissenschaftliche Tätigkeit sei
ihr viel daran gelegen, die Themen, mit denen
sich das Europabüro befasste, zu durchdringen.
Ihr großes Interesse sei Motivation genug gewe-
sen, „die Dinge soweit zu verstehen, wie dies für
eine Generalistin sinnvoll und erforderlich ist“.

Mit Zufriedenheit blicke sie auf die zurücklie-
genden fünf Jahre zurück, so Angelika Poth-Mö-
gele. Neben der Übernahme des bayerischen
Büros denke sie hier auch an den gelungenen
Aufbau der Bürogemeinschaft mit den baden-
württembergischen und sächsischen Kommu-
nen. Die Informationsschrift „Brüssel Aktuell“,
diverse Stellungnahmen zu kommunal relevan-
ten Europathemen sowie verschiedene Veran-
staltungen in Brüssel hätten das Profil des EBK
und der Bürogemeinschaft gestärkt. Damit sei es
gelungen, sich innerhalb der „Insider“ einen Na-
men zu machen. „Sowohl die Qualität als auch

die Quantität unseres Qutputs werden immer
wieder gewürdigt“, erklärte Frau Poth-Mögele
mit berechtigtem Stolz.  

Besonders freue sie sich darüber, dass sich das
Verhältnis zu den Bundesverbänden und deren
Europabüros in Brüssel deutlich entspannt und
verbessert habe. Inzwischen sei eine konstruktive
Zusammenarbeit etabliert worden, die beiden
Seiten zum Vorteil gereiche. Zum Europaaus-
schuss des Deutschen Städte- und Gemeindebun-
des sei die Bürogemeinschaft offiziell als ständi-
ger Gast eingeladen. Zur Bayerischen Vertretung
bestünden ebenfalls beste Beziehungen. Ein aus-
gesprochen konstruktives Verhältnis habe man
zudem zu den bayerischen Europaabgeordneten
aufgebaut, was für ein effizientes Lobbying in
Brüssel von entscheidender Bedeutung sei. 

Darüber hinaus seien die Kontakte zu den Kol-
leginnen und Kollegen der Kommunalbüros aus
den anderen Mitgliedsländern kontinuierlich
ausgebaut und die aktive Mitarbeit in ELAN,
RGRE und CEEP (Europäischer Zentralverband
der öffentlichen Wirtschaft) betrieben worden,
bilanzierte Angelika Poth-Mögele. Dies sei an-
gesichts der Tatsache, dass es sich beim EBK
bzw. der Bürogemeinschaft nicht um eine natio-
nale Einrichtung handelt, keine Selbstverständ-
lichkeit und habe nur mit deren Einverständnis
erfolgen können. 

Insgesamt, so Frau Poth-Mögele, werde sie
stets gerne an die vergangenen neun Jahre den-
ken, die sie für die bayerischen kommunalen
Spitzenverbände tätig war. Da sie in ihrer neuen
Tätigkeit den kommunalen Interessen verbunden
bleiben werde, ergäben sich somit auch in Zu-
kunft Kontakte mit den Kommunalbüros aus
Bayern, Baden-Württemberg und Sachsen.   DK

Kultusministerin Monika Hohlmeier:

G8 wird Bedürfnissen von Schülern,
Eltern und Lehrkräften gerecht

Nach der Grundsatzentscheidung der CSU-Landtagsfrak-
tion hat Kultusministerin Monika Hohlmeier dem Kabi-
nett den Gesetzentwurf zur Einführung des achtjährigen
Gymnasiums vorgestellt. Im nächsten Schritt wird nun
der Entwurf zur Änderung des Bayerischen Gesetzes über
das Erziehungs- und Unterrichtswesen allen betroffenen
Verbänden zur Stellungnahme zugeleitet. Gleichzeitig
wird das im Zusammenhang mit dem Konnexitätsprinzip
vorgeschriebene Konsultationsverfahren mit den kommu-
nalen Spitzenverbänden durchgeführt. 

„Unsere Planungen für das
neue achtjährige Gymnasium
sind voll im Zeitplan und stehen
auf gesicherten Füßen. Das gilt
sowohl für die Finanzierung als
auch für das Rahmenkonzept.
Ich bin überzeugt, dass die G8
den Bedürfnissen von Lehrkräf-
ten, Eltern und Schülern gerecht
wird“ erklärte die Ministerin.

Intensivierungsstunden

Das G8 werde eine moderne
Schule bayerischer Prägung, die

wesentliche Erkenntnisse der 
PISA-Studie umsetze. Beispiels-
weise ermöglichten die 14 Inten-
sivierungsstunden in den Jahr-
gangsstufen 5 mit 10 eine indivi-
duellere Förderung von leis-
tungsschwächeren, aber auch
von besonders begabten Schü-
lern in halber Klassenstärke. Sie
dienen auch der Wiederholung,
Übung und Sicherung erlernter
Inhalte und Kompetenzen und
festigen somit die fachliche und
pädagogische Qualität des Gym-
nasiums. „Die Intensivierungs-

stunden sind ein wichtiges Mar-
kenzeichen des neuen bayeri-
schen G8. Auch deutschlandweit
sucht dieses Angebot seinesglei-
chen“, betonte die Ministerin.
Die Einführung des Faches Na-
tur und Technik in den Jahr-
gangsstufen 5 mit 7 werde zu ei-
ner Stärkung der naturwissen-
schaftlichen Bildung führen. Mit
der beabsichtigten Straffung des
Lehrplans könne darüber hinaus
eine Konzentration auf die Ver-
mittlung von Basiswissen sowie
das Üben, Wiederholen und Ver-
tiefen erfolgen. 

Dialogveranstaltungen

In die nun vorliegende Kon-
zeption für das G8 seien bereits
Wünsche und Forderungen ein-

gearbeitet worden, die Lehrkräf-
te, Eltern und Schüler bei den
bayernweiten Dialogveranstal-
tungen zum G8 geäußert hätten.
„Viele Teilnehmer der Dialog-
veranstaltungen haben erkannt,
dass trotz erster Vorbehalte das
G8 große Chancen für eine Neu-
gestaltung des Lehrens und Ler-
nens am Gymnasium beinhaltet.
Wir nehmen ihre Hinweise und
Anregungen gerade bei der Aus-
gestaltung der Stundentafeln sehr
ernst. Die Dialogveranstaltungen
werden bis Ende März fortge-
führt“, erklärte die Ministerin. 

Entlastung

So seien die Fächer Deutsch
und Mathematik in der Mittel-
stufe gestärkt worden. Zudem
habe man den Stundenumfang in
einzelnen Jahrgangsstufen redu-
ziert. „Die Fünftklässler werden
wie bereits jetzt nur den erwei-
terten Sportunterricht in der 7.
Stunde haben. In der Jahrgangs-
stufe 6 gibt es nur an einem

Direkter Draht für 
optimalen Service
Stoiber gibt Startschuss für

neue Servicestelle
Bayerns Ministerpräsident Dr.
Edmund Stoiber gab den offi-
ziellen Startschuss für die neue
gemeinsame Servicestelle der
Staatsregierung. Unter der ein-
heitlichen Servicerufnummer
01801-201010 und der E-Mail
Adresse direkt@bayern.de ist
die Staatsregierung ab sofort
von Montag bis Freitag von je-
weils 8 bis 18 Uhr für die Bür-
ger erreichbar. Mitarbeiter aus
der Staatskanzlei und den Mi-
nisterien stehen den Bürgerin-
nen und Bürgern als zentrale
Anlaufstelle zur Verfügung. 

Stoiber: „Mit dem direkten
Draht zur Staatsregierung wollen
wir für Bürger und Wirtschaft
optimalen Service beim Umgang
mit Behörden und top-aktuelle
Informationen bieten. Call-Cen-
ter-Technologie, eMail und In-
ternet sollen effizient eingesetzt
werden, um einfacher, schneller
und direkter mit den Bürgern zu
kommunizieren. Diese ressort-
übergreifende Dienstleistung ist
ein wichtiger Baustein unserer
Modernisierungsstrategie für die
bayerische Verwaltung.“ 

Mit Bayern Direkt bündelt die
Staatsregierung zum ersten Mal
das Fachwissen der Ressorts in
einer zentralen Anlauf- und In-
formationsstelle. Die Mitarbeiter
der Servicestelle haben Zugriff
auf eine umfangreiche Daten-
bank mit Informationen, Doku-
menten und Quellen aus allen
Bereichen der Staatsregierung.
Die Servicestelle wird auch die
schnelle und effiziente Bereit-
stellung von Informationsmateri-
al und Broschüren für alle Res-
sorts der Staatsregierung über-
nehmen. ?

Bund der Steuerzahler fordert: 

Bezirke abschaffen!
Höhere Bezirksumlage ein neuer Anlass

Den Streit ums Geld, der wieder einmal für Krach in der
„Kommunal-Familie“ sorge, sollte - so der Präsident des
Bundes der Steuerzahler in Bayern, Rolf von Hohenhau - An-
lass dafür sein, ernsthaft die Abschaffung der Bezirke als
kommunale Ebene zu prüfen. Dadurch ergebe sich auch un-
ter Einbeziehung der notwendigen Verlagerungseffekte der
Aufgabenbereiche dieser Selbstverwaltungsebene ein erheb-
liches Einsparpotential.

Die beste Begründung, diese durch den Bund der Steuerzahler
seit langem geforderte Sparmaßnahme - die Abschaffung der Be-
zirke - umzusetzen, ergebe sich auch aus der Kritik des Präsiden-
ten des Bayerischen Gemeindetages, Dr. Uwe Brandl und des Vor-
sitzenden des Bayerischen Städtetages, Josef Deimer, an dem nicht
nachvollziehbaren Finanzgebaren der Bezirke, die in ihrer Mehr-
zahl bereits beschlossen hätten, die Bezirksumlage zu erhöhen.

In einer Zeit, in der viele Gemeinden pleite sind, sei diese Be-
lastungsverschärfung durch die Bezirke besonders rücksichtslos.
Wenn der Präsident des Verbandes der Bezirke, Manfred Hölzlein
feststelle, die Bezirke seien finanziell nicht mehr handlungsfähig,
dann seien daraus die richtigen Konsequenzen zu ziehen.

Bayern brauche keine Bezirke, sie seien so unnötig wie ein
Kropf. Von Hohenhau zeigte sich überzeugt, dass die Abschaf-
fung der Bezirke so unspektakulär vor sich gehen werde, wie die
Abschaffung des Senats. Der Präsident prophezeite, dass weder
die Bürger irgendeine Auswirkung durch die Abschaffung der
Bezirke spüren würden, noch werde irgend jemand dieser kom-
munalen Ebene eine Träne nachweinen. 

Der Bund der Steuerzahler habe die Spar- und Reformmaßnah-
men von Ministerpräsident Stoiber ohne Wenn und Aber unter-
stützt. Jetzt müsse mit der Abschaffung der Bezirke ein weiterer
wichtiger Akzent gesetzt werden, bevor dieser Schritt durch ein
Volksbegehren vollzogen werde. ?

Nachmittag, in der Jahrgangsstu-
fe 10 nur an zwei Nachmittagen
Unterricht. Damit haben wir eine
vor allem von Eltern gewünsch-
te Entlastung herbeigeführt“,
sagte Hohlmeier. 

Auch bei der weiteren Ausge-
staltung des G8 würden die Vor-
schläge von Lehrkräften, Eltern
und Schülern berücksichtigt.
Dies gelte vor allem für die
Lehrplanarbeit: Ende April wer-
de man die Lehrplanentwürfe für
die Jahrgangsstufen 5 mit 7 im
Internet zur Diskussion stellen. 

Mit der Entscheidung, die jet-
zigen Fünftklässler mit in das
achtjährige Gymnasium aufzu-
nehmen, profitierten auch diese
Schülerinnen und Schüler  vom
Angebot der Intensivierungs-
stunden. Darüber hinaus könne
Bayern seinen doppelten Abitu-
rientenjahrgang nun bereits im
Jahr 2011 vom Gymnasium ver-
abschieden - also ein Jahr früher
als z. B. das bevölkerungsreiche
Nachbarland Baden-Württem-
berg oder auch Niedersachsen. ?

Stewens zur Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe:

Entlastung der Kommunen
Arbeitsministerin Christa Stewens hat den Kommunen Unter-
stützung bei der Umsetzung des Hartz-IV-Gesetzes zugesagt. Die
Kommunen befürchten, bei der Zusammenlegung von Arbeits-
losen- und Sozialhilfe statt der von der Bundesregierung ver-
sprochenen Milliardenentlastung Mehrkosten hinnehmen zu
müssen. In Bayern wird die Datenlage jetzt zügig, aber gründ-
lich geprüft. Sollten sich danach die Befürchtungen der Kom-
munen bewahrheiten, kündigte Bayerns Arbeitsministerin Chri-
sta Stewens gesetzliche Nachbesserungen an.

„Die Bundesregierung hat
nach den schweren Rechenfeh-
lern beim Vorziehen der Steuer-
reform möglicherweise auch bei
der Zusammenführung von Ar-
beitslosen- und Sozialhilfe dem
Vermittlungsausschuss fragwür-
diges Prognose- und Zahlenma-
terial zur Verfügung gestellt“, er-
klärte Stewens. Bundeskanzler
Schröder hatte in seiner Regie-
rungserklärung vom 14. März
2003 den Kommunen bei der
Zusammenlegung von Arbeitslo-

sen- und Sozialhilfe Entlastun-
gen in Milliardenhöhe verspro-
chen. Schon vor der Entschei-
dung im Vermittlungsausschuss
reduzierte die Bundesregierung
ihr Versprechen auf lediglich 500
Millionen Euro. Jetzt befürchten
die Kommunen bei der Umset-
zung des Gesetzes sogar erhebli-
che Mehrkosten. Allein bei der
Landeshauptstadt München geht
man nach ersten Berechnungen
von zusätzlichen Belastungen
von rund 70 Millionen Euro aus. 

Gesetz nachbessern

Um endlich eine seriöse Da-
tengrundlage zu erhalten, hat die
Ministerin nach den ersten Hin-
weisen aus den Kommunen die
bayerischen kommunalen Spit-
zenverbände gebeten, in den je-
weiligen Landkreisen und kreis-

freien Städte anhand der dort
vorhandenen konkreten Zahlen
Ent- und Belastungen durch die
Gesetzesänderung zu berechnen.
Stewens: „Sollte sich herausstel-
len, dass die Bundesregierung
auch bei Hartz IV falsches Zah-
lenmaterial zu Lasten unserer
Städte und Kommunen zugrunde
gelegt hat, muss das Gesetz noch
vor seinem Inkrafttreten am 1.
Januar 2005 geändert werden.“ 

Die Arbeitslosenhilfe wird
derzeit vom Bund bezahlt. Die
Kommunen leisten Sozialhilfe
und Grundsicherung für nicht
Erwerbsfähige und Erwerbsfähi-
ge, die keinen Anspruch auf Ar-
beitslosengeld haben. Bei der
Zusammenführung von Arbeit-
losen- und Sozialhilfe wird nun,
einem Vorschlag des Deutschen
Städtetags folgend, eine neue
Aufgabenteilung vorgenommen.
Ab 1. Januar 2005 übernimmt
die Arbeitsverwaltung die Regel-
leistung für erwerbsfähige So-
zialhilfeempfänger (sog. Arbeits-
losengeld II). Die Kommunen
tragen die Unterkunftskosten für
alle bisherigen Arbeitslosenhilfe-
bezieher und für die erwerbs-
fähigen Sozialhilfeempfänger. ?
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der Streit um die Ein-
führung der Autobahnmaut,
um die Firma Toll Collect al-
so, hat sich immer mehr zum
„Tollhaus“ entwickelt!

Die Kündigung des Vertra-
ges kam viel zu spät. Und ob
mit deren Rücknahme 
die Probleme gelöst sind, wird
sich zeigen. Längst lacht in
Deutschland und um uns her-
um niemand mehr über dieses jämmerliche
Theater, jeder schüttelt nur noch verständnislos

den Kopf. Nach der neuerlichen Einigung mit
Bundeskanzler und Verkehrsminister baut das
Toll Collect-Konsortium nun weiter. 

Die Sache wäre für uns Bürger nur halb so
schlimm, wenn sie nicht fatale Auswirkungen
hätte. Die gewaltigen Einnahmeverluste des
Bundes führen nämlich dazu, dass dringend
notwendige Straßen- und Schienenprojekte
zurückgestellt werden müssen. 

Die Mitgliederzeitung des ADAC, die „Mo-

torwelt“ brachte es jüngst an
den Tag: Einer Meldung zufol-
ge sollen 70 Projekte in diesem
Jahr gestrichen werden!

Dabei ist es für uns beson-
ders unangenehm, dass auch
entscheidende Ausbauprojekte
in Bayern betroffen sind. Die
Fertigstellung der Westumfah-
rung Münchens gehört ebenso
dazu, wie die A 7 Nesselwang -
Füssen. Der Ausbau der A 8
von Augsburg-West nach Der-
ching wäre betroffen und der
Neubau der A 6 Amberg/Ost
zum Autobahnkreuz Pfreimd.

Dies sind nur einige Beispiele.
Es bleibt nur zu hoffen, dass die jetzt erfolgte

Einigung nicht erneut ein zahnloser Tiger ist.
Es ist dringend notwendig, dass für die verlo-

rene Zeit die veranschlagten Mittel durch Vig-
netten oder ein anderes Mautsystem in die Bun-
deskasse kommen. Vielleicht kann man sich ja
auch ein Vorbild an Österreich nehmen und ein
System einführen, das funktioniert.

KolumneGZ Luitpold Braun

Die Bundesregierung muss
endlich ein funktionsfähiges

Mautsystem einführen

Anzeigen in der
Ihre Ansprechpartnerin:
Viktoria Bertele
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Fax: 08171/80514
Internet: http://www.gemeindezeitung.de
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Kommunalpolitiker in Ost und West:

Auffallende Ähnlichkeiten
Ergebnisse einer Studie der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg

Halle. Die Kommunalpolitiker im Osten und Westen Deutsch-
lands werden sich knapp 15 Jahre nach der Wiedervereinigung
immer ähnlicher. Das ist ein erstes Teilergebnis einer Studie der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg in Sachsen-Anhalt
und Nordrhein-Westfalen, die das Institut für Soziologie vorstell-
te. So seien Bildungsniveau, soziale und politische Herkunft der
Kommunalpolitiker in Ost und West bereits nahezu angeglichen. 

Auffällig sei, dass sich Karrie-
remuster und -verläufe in Ost-
und Westdeutschland in einigen
Bereichen angepasst hätten, in
anderen jedoch entgegengesetzte
Entwicklungen aufwiesen. So

sei der hohe Anteil von Natur-
wissenschaftlern, Medizinern
und Technikern in den so ge-
nannten Lokaleliten in Ost-
deutschland stark zurückgegan-
gen. Gleichzeitig habe in west-
deutschen Kommunen der Anteil
der aus technischen, naturwis -
senschaftlichen und medizini-
schen Berufen stammenden
Kommunalpolitiker jedoch zu-
genommen. Hier bewegten sich
Karrieremuster in Ost und West
aufeinander zu, hieß es. 

Karrieremuster

Eindeutig angepasst hätten
sich ostdeutsche Karrieremuster
an das Westniveau beim Aus-
wahlkriterium Parteimitglied-
schaft: Während die Parteimit-
gliedschaft in Ostdeutschland
nach der Wiedervereinigung zur
Auswahl für eine hohe Position
unbedeutend gewesen sei, kom-
me ihr heute auch dort ein hoher
Stellenwert zu, erläuterten die
Forscher. 

Ein vor allem in Westdeutsch-
land herrschendes Vorurteil wer-
de durch die Studie eindrucks-
voll widerlegt, hieß es weiter:
Die Ostdeutschen messen den
demokratischen Institutionen
wie Meinungsfreiheit oder der

Existenz einer politisch-parla-
mentarischen Opposition einen
ebenso hohen Stellenwert bei
wie die Westdeutschen. Aller-
dings beurteilen die Bürger in
den ostdeutschen Kommunen ih-
re lokale politische Elite wesent-
lich negativer als im Westen. Ku-
rios: Gleichzeitig sind den Er-
gebnissen der Studie zufolge ost-
deutsche Kommunalpolitiker
stärker als ihre Westkollegen da-
von überzeugt, den Wünschen
ihrer Wähler zu entsprechen. 

Eliten

In dem Projekt „Lokale poli-
tisch-administrative Eliten“
werden nach diesen Angaben
Funktionsträger in Politik und
Verwaltung in Sachsen-Anhalt
und Nordrhein-Westfalen zu
ihrem Karriere- und Lebensver-
lauf befragt. Außerdem werden
Bürger zu ihrem politischen
Selbstverständnis und zu kom-
munaler Politik und Verwaltung
interviewt. Die Erhebungen
werden in den Städten Köln,
Halle, Jülich, Dessau und im
Oberbergischen- sowie dem
Saalkreis durchgeführt. Ziel ist
es, Besonderheiten und Ähn-
lichkeiten in den Karrieremu-
stern ostdeutscher und westdeut-
scher Kommunalpolitiker sowie
von Kommunalbeamten auf Zeit
zu erforschen. In der ersten Be-
fragungswelle äußerten sich die-
sen Angaben zufolge über 2.000
Bürger und 138 Mandats- und
Funktionsträger.              KK/AP

Eberhard Sinner zum 3. Kohäsionsbericht der EU-Kommission:

Konzentrieren statt Spendieren!
Europaminister kritisiert Brüsseler Füllhornmentalität

Bayerns Europaminister Eberhard Sinner hat die im 3.
Kohäsionsbericht niedergelegten Vorstellungen der Kom-
mission zur künftigen EU-Strukturpolitik scharf kritisiert.

„Das Raumschiff ‚Kommissi-
on’ hat mal wieder abgehoben.
Die Kommission will für die
EU-Strukturpolitik der erweiter-
ten Gemeinschaft in der näch-
sten Förderperiode 336 Milliar-
den Euro, das heißt rund 1/3 des
EU-Haushalts ausgeben. Dies

Förderung in den bisherigen
Mitgliedstaaten weitgehend un-
verändert fortzuführen und den
Bedarf der Beitrittsstaaten ledig-
lich „draufzusatteln“, hätte sie
Prioritäten setzen müssen. Die
Mittel müssten richtigerweise
konzentriert werden auf die

Nahtstelle zwischen den alten
Mitgliedstaaten und den Bei-
trittsländern - wie etwa die
bayerischen Grenzregionen - ha-
ben laut Sinner die Hauptanpas-
sungslast der EU-Osterweite-
rung zu tragen: Sie bekommen
den verschärften Wettbewerb
mit den Beitrittskandidaten am
härtesten zu spüren. Denn ihre
Nachbarn im Osten haben ex-
trem niedrige Löhne und Steu-
ern, erhalten zugleich aber die
höchste EU-Förderung. Sinner:
„Da die daraus resultierenden
Probleme entscheidend durch
die EU-Erweiterung verursacht
werden, ist ihre Bewältigung
nicht nur Sache des Freistaates,
sondern eine echte europäische
Aufgabe. Deshalb müssen die
Grenzregionen zu den Beitritts-
staaten auch künftig von der EU
als eigenständiges Fördergebiet
außerhalb von Ziel-1 gefördert
werden.“ Gefördert werden soll-
ten insbesondere Maßnahmen
bei Verkehrsinfrastruktur, Um-
welt, kleinen und mittleren Un-
ternehmen sowie der Qualifizie-
rung in Beruf und Ausbildung.

Mehr Freiraum schaffen

Beihilferechtlich würden die
Pläne der Kommission eher zu
einer Verringerung als zu einer
Ausweitung der Spielräume für
eine eigenständige Regionalpo-
litik außerhalb von Ziel-1
führen. Sinner: „Vor dem Hin-
tergrund wegfallender EU-För-
dermittel ist das nicht akzepta-
bel. Die national und vor allem
die bayerische Regionalpolitik
dürfen nicht durch immer mehr
Bürokratie, Kontrolle und För-
derverbote seitens der EU-
Kommission behindert werden.
Statt dessen muss die EU mehr
Freiraum für eine eigenständige
regionale Strukturpolitik mit na-
tionalen Mitteln schaffen, wie
dies die Staatregierung seit lan-
gem fordert.“ ?

bedeutet einen Anstieg um 32 %.
Das kann nicht angehen“, erklär-
te der Minister. 

Mit dem vorhandenen
Geld auskommen

Die Kommission solle endlich
zur Kenntnis nehmen dass sich
die Zeiten, in denen die Europäi-
sche Union ein Füllhorn über die
Regionen ausschütten konnte,
seit langem vorüber sind. Ange-
sichts der stark belasteten Haus-
halte könnten die Nettozahler-
länder nicht nennenswert mehr
Geld in die Brüsseler Kassen
überweisen. Das gelte vor allem
für Deutschland. „Wir tragen mit
jährlich 22 Milliarden Euro
schon heute rund ein Viertel des
EU-Haushaltes und können kei-
nesfalls mehr bezahlen“, so Sin-
ner. Die EU müsse lernen, mit
den Geldern auszukommen, die
sie hat. Das bedeute: Anstatt die

strukturschwächsten Regionen
und auf Maßnahmen mit beson-
derem europäischem Mehrwert,
wie die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit oder die Förde-
rung der Grenzregionen zu den
Beitrittsstaaten.“ 

Härten in Grenzregionen

Völlig unzureichend ist laut
Sinner die vorgeschlagene För-
derung der Grenzregionen zu
den Beitrittsstaaten nur bei Er-
füllung der allgemeinen sozio-
ökonomischen Kriterien (z.B.
hoher Arbeitslosigkeit) bzw. im
Rahmen der territorialen Zusam -
menarbeit: „Man darf mit der
Förderung nicht warten, bis sich
die wirtschaftliche Situation in
diesen Gebieten massiv ver-
schlechtert hat. Hier müssen die
Härten durch die EU-Osterwei-
terung rechtzeitig abgefedert
werden.“ Die Regionen an der

Alcopops sind süße alko-
holische Mixgetränke mit
Rum, Wodka oder Tequila.
Die Verbraucherzentrale be-
fürchtet, dass sich diese Ge-
tränke zur neuen Einstiegs-
droge für Alkoholsucht bei
Kindern und Jugendlichen
entwickelt. Um die Minder-
jährigen zu schützen seien
abgestimmte europaweite
Maßnahmen erforderlich.
Wenn in Deutschland Alco-
pops zu teuer werden, ist der
Weg von Bayern nach Öster-
reich nicht weit. 

Obwohl Alkopops erst an
Personen ab 18 Jahren abge-
geben werden dürfen, ist es
für Jugendliche oft kein Pro-
blem, sie einzukaufen. Not-
wendig sei es daher, die Ein-
haltung des Verkaufsverbots
stärker zu kontrollieren und
ein Werbeverbot zu erlassen. 

Alcopops: 

Neue Suchtgefahr 

Superminister Erwin Huber:

One-Stop-Agency nun auch 
in der Landwirtschaft

Vollzug von Kulturlandschafts- und Vertragsnaturschutzprogramm vereinfacht
Landwirte erhalten einheitlichen Ansprechpartner für beide Förderprogramme

Für zwei große Programme zur Förderung von Umweltleistun-
gen steht Bayerns Landwirten künftig ein einheitlicher An-
sprechpartner zur Verfügung. Ab Januar 2005 sind die Land-
wirtschaftsämter sowohl für das Kulturlandschaftsprogramm als
auch für Förderungen nach dem Vertragsnaturschutzprogramm
zuständig. „Damit schaffen wir in einem für die bayerische Land-
wirtschaft wichtigen Bereich eine echte One-Stop-Agency.
Gleichzeitig können wir mit dieser Verwaltungsvereinfachung
Synergieeffekte im staatlichen Förderwesen erschließen“, erklär-
te Bayerns Verwaltungsreformminister Erwin Huber.

Das 1988 eingeführte Bayeri-
sche Kulturlandschaftspro-
gramm ist eines der bedeutend-
sten Agrarumweltprogramme in
Europa. Mit den jährlich rund
180 Millionen Euro Fördergel-
dern werden die Leistungen der
Landwirte für die Sanierung,
Erhaltung, Pflege und Gestal-
tung der bäuerlichen Kultur-
landschaft honoriert. Inzwi-
schen nehmen über 80.000
Landwirte mit nahezu 1,6 Mil-
lionen Hektar landwirtschaftli-
cher Nutzfläche an diesem Pro-
gramm teil. Neben der Förde-
rung allgemeiner landschafts-
pflegerischer und ökologischer
Leistungen dient das Programm
unter anderem dem Schutz des
Grundwassers und dem Erhalt
der charakteristischen Almen
und Alpen in den Bergen.

Naturschonende 
Bewirtschaftungsweisen

Im Rahmen des Bayerischen
Vertragsnaturschutzprogramms
schließen die Landwirte mit
dem Freistaat freiwillige Ver-
einbarungen über naturschonen-
de Bewirtschaftungsweisen und
Pflegemaßnahmen. Schwer-
punkte bilden besonders ge-
schützte oder schutzwürdige
Gebiete. Das Programm hat ein
Gesamtvolumen von rund 23
Millionen Euro pro Jahr.

Noch getrennter Vollzug

Gegenwärtig ist der Vollzug
für beide Programme noch ge-
trennt. Anträge auf Förderung
aus dem Kulturlandschaftspro-
gramm nehmen die Landwirt-
schaftsämter entgegen. Für den
Vollzug des Vertragsnaturschutz-
programms sind dagegen die Un-
teren Naturschutzbehörden bei
den Landratsämtern zuständig. 

Für den ab 2005 beginnenden
nächsten Förderzeitraum (An-
tragstellung ab Herbst 2004)
können die Landwirte einen ge-
meinsamen Antrag für beide
Programme beim Landwirt-
schaftsamt stellen. Die fachliche
und politische Rahmenkompe-

tenz für den Vertragsnaturschutz
bleibt im Umweltministerium.
Ebenso findet weiterhin eine
fachliche Prüfung der Anträge
durch die Untere Naturschutz-
behörde statt. 

Die erforderlichen Kontrollen
vor Ort führen künftig die Land-
wirtschaftsämter alleine durch.
„Entscheidend ist, dass sich die
Landwirte künftig nur noch an
eine Behörde wenden müssen.
Sie steht ihnen mit Rat und Tat
zur Seite, wickelt den Förderan-
trag ab und ist vor Ort präsent.
Damit haben wir die Effizienz
im Förderwesen deutlich verbes-
sert“, betonte Huber. ?

Stewens zur Nürnberger Familienkarte:

Vorteile für alle
Familien, Unternehmer und 

öffentliche Verwaltung profitieren gemeinsam
„Die Familienkarte wird unter Beweis stellen, dass Familien,
Wirtschaft und die Öffentliche Verwaltung nicht nur aufeinan-
der angewiesen sind, sondern auch voneinander profitieren kön-
nen. Die Familien können die damit angebotenen Vergünstigun-
gen, Zugaben, Geldvorteile oder Sachleistungen in Anspruch
nehmen. Und Unternehmer bringen mit ihrer Beteiligung an der
Karte ihre Familienfreundlichkeit zum Ausdruck und gewinnen
so besonderes Kundenprofil“ erklärte Bayerns Familienministe-
rin Christa Stewens bei der Vorstellung des Modellprojektes
„Nürnberger Familienkarte“ in Nürnberg.

Mit der Ausgabe der Karten
soll in Nürnberg im Frühsommer
2004 begonnen werden. Die öf-
fentliche Hand habe dabei Gele-
genheit, die Familien aktiv mit
nützlichen Informationen zu ver-
sorgen und sich als Dienstleister
für Familien zu präsentieren. Die
Stadt Nürnberg habe sich in den
vergangenen Jahren bundesweit
als Kommune profiliert, die
„weiß, was sie an ihren Familien
hat und danach handelt“, betonte
Stewens. Die Suche nach einem
geeigneten Modellstandort in
Bayern sei daher sehr leicht ge-
fallen. Mit dem im Juni 2000
vom Nürnberger Stadtrat ins Le-
ben gerufenen „Bündnis für Fa-
milien“ finde die Familienkarte
gute Startchancen und in der pro-
jektbegleitenden Firma „de facto
marketing“ einen kompetenten
Partner, der die Familienkarte
aufbauen und betreiben werde. 

„Die Familienkarte ist eine
Einladung an alle Familien,
Dienstleister, Handelsunterneh-
mer, Handwerker und Behörden,
bei einer bundesweit einzigarti-
gen Aktion mitzumachen“, unter-
strich die Ministerin. Der Bayeri-
sche Ministerrat habe im Mai
2003 beschlossen, den Modell-
versuch staatlich zu fördern, weil
daraus auch ein Angebot für an-
dere Kommunen, Regionen und
Unternehmen Bayerns erwachsen
solle. In Nürnberg liege die
Keimzelle der ‘Bayerischen Fa-
milienkarte’, erklärte Stewens
und fügte hinzu: „Die Karte lebt
in hohem Maß von der Einbin-
dung und dem Engagement der
kommunalen Ebene. Sie kann nur
von unten her wachsen. Wir set-
zen daher auf ein Konzept, das
auf der freiwilligen und wachsen-
den Beteiligung anderer Kommu-
nen und Regionen aufbaut.“      ?
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(Fortsetzung von Seite 1)
sprung realisieren kann.“ Kom-
me es so, sollte in Bayern der Ar-
beitsplatzabbau im Laufe des
Jahres allmählich zum Stillstand
kommen, sagte der Minister.
Deutschland habe Wachstums-
chancen, wenn nicht weitere
Fehler gemacht werden. Als
diesbezügliche Stichwörter er-
wähnte Wiesheu „Tarifpolitik,
Steuerbelastung, Energiepolitik
und Emissionshandel“. Wachs-
tum sei dringend nötig, denn
schon bei Null-Wachstum sorge
der Produktivitätsfortschritt für 1
Prozent weniger Arbeitsplätze.

Leichtes Plus in Bayern

Während das reale Bruttoin-
landsprodukt (BIP) in Deutsch-
land im Jahre 2003 um 0,1 Pro-
zent zurückgegangen ist, konnte
Bayern ein leichtes Plus von 0,1
Prozent auf nominal 370,9 Mrd.
Euro verbuchen. Übertroffen
wurde es lediglich von Sachsen
(+ 1,5 Prozent), Thüringen (+ 0,9
Prozent), Sachsen-Anhalt (+ 0,5
Prozent) und Niedersachsen (+
0,2 Prozent). Gleichauf mit Bay-
ern liegt Rheinland-Pfalz. Bay-
erns Hauptkonkurrenten unter
den Bundesländern, nämlich Ba-
den-Württemberg und Hessen
(je - 0,1 Prozent) und Nordrhein-
Westfalen (- 0,4 Prozent) schnit-
ten etwas schlechter ab. Im er-
sten Halbjahr 2003 war die
bayerische Wirtschaft noch
leicht um 0,1 Prozent ge-
schrumpft. Die neuen Bundes-
länder kamen zusammen auf ein
Plus von 0,4 Prozent, die alten
auf ein Minus von 0,2 Prozent. 

Wachstumsspitzenreiter

Insgesamt hat Bayern nach
Wiesheus Darstellung mit die-
sem Ergebnis seine Position als
mittel- und langfristiger Wachs-
tumsspitzenreiter in Deutschland
weiter ausgebaut. In den Jahren
1991 bis 2003 habe Bayern um
20,9 Prozent zugelegt, Hessen
um 18,3 Prozent, Hamburg um
15,2 Prozent, Baden-Württem-
berg um 14,4 Prozent und der
Bund insgesamt um 16,2 Pro-

Offensive für ...
(Fortsetzung von Seite 1)

Zwei Bürgerinnen und drei
Bürger des Freistaats wurden im
Rahmen des Bayerischen Touris-
mustages 2004 schließlich mit
der Medaille für besondere Ver-
dienste um die bayerische Gast-
lichkeit ausgezeichnet. Es han-
delte sich dabei um Lore Göbel
aus dem Landkreis Main-Spes-
sart, Rosa Maria Habersetzer aus
dem Landkreis Weilheim-Schon-
gau, Ludwig Böhm aus dem
Landkreis Donau-Ries, Anton
Oberpriller aus dem Landkreis
Garmisch-Partenkirchen und
Theo Weber aus Landshut. „Tou-
rismusangebot und Tourismus-
qualität vor Ort leben von den
vielen ehrenamtlichen Helfern.
Sie sind mit ihrem unermüdli-
chen Engagement, ihrer Kreati-
vität und ihrem persönlichen Ch-
arme eine nicht wegzudenkende
Stütze im Fremdenverkehr“, hob
Minister Wiesheu hervor. Die
touristische Auszeichnung des
Freistaats wird seit 1982 an Per-
sönlichkeiten vergeben, die mit
rührigem Einsatz und ohne Auf-
wandsentschädigung den Touris-
mus vor Ort ankurbeln. In einer
Talkrunde standen sodann Kon-
zepte für einen erfolgreichen
Wintertourismus in Bayern zur
Diskussion. DK

zent. Erst vor 15 Jahren, so
Wiesheu, hatte Bayern den Bun-
desdurchschnitt erreicht. Die
jetzt erreichte Position spiegelt
sich auch in anderen Kennzah-
len. So liegt in Bayern das er-
reichte Pro-Kopf-BIP mit 29.917
Euro um 16 Prozent über dem
Bundesdurchschnitt. Die Arbeits-
produktivität, also das BIP je
Erwerbstätigem, übertraf mit 
59.611 Euro das Bundesniveau
um 7,1 Prozent. Dennoch sieht
der bayerische Wirtschaftsmini-
ster in diesen Zahlen „nur be-
dingt einen Trost, weil das
Wachstumshemmnis des Bun-
des in den letzten Jahren auch
den wirtschaftlich starken Sü-
den in höchst unerfreulicher
Weise gebremst hat“. Im Jahre
2000 hatte Bayerns Wachstum
noch 5,1 Prozent betragen. Die
unbefriedigende Wirtschaftsla-
ge schlug sich in allen Branchen
nieder. Immerhin noch ziemlich
unverändert schlossen das ver-
arbeitende Gewerbe und das
Handwerk ab. Einbußen gab es
vor allem im Baugewerbe und
im Einzelhandel.

Exportwirtschaft 
auf Erfolgskurs

Auf Erfolgskurs bewegte sich
einzig die Exportwirtschaft. Von
Januar bis Oktober stiegen die
Ausfuhren um 3,9 Prozent auf
88,1 Mrd. Euro. Im Bund betrug
das Plus 1,3 Prozent. Wiesheu
geht davon aus, dass bis zum
Jahresende 2003 erstmals die
Marke von 100 Mrd. Euro über-
troffen worden sein dürfte. Die
Exportquote der bayerischen
Wirtschaft liegt mittlerweile bei
44 Prozent. Im Jahre 1993 waren
es erst 30,6 Proeznt. Während im
Bund in den ersten zehn Mona-
ten 2003 die Importe um 2,4
Prozent zunahmen, gingen sie in
Bayern um 0,1 Prozent auf 72,8
Mrd. Euro zurück. Dadurch stieg
der weißblaue Ausfuhrüber-
schuss auf das „Allzeithoch“ von
15,3 Mrd. Euro.

Kritik an Gewerkschaften

Die Verdoppelung der bayeri-

schen Exporte seit 1993 sieht
Wiesheu keineswegs so eupho-
risch wie seiner Meinung nach
etwa die Gewerkschaften, die
damit ihre Tarifforderungen
rechtfertigten. „Die Exportzah-
len sind seit 1995 kein Grad-
messer der wirklichen Entwick-
lung mehr, weil sie immer mehr
Zulieferungen aus dem Ausland
enthalten. Die Exporte steigen,
aber die Wertschöpfung im Lan-
de nicht. Und das begreifen die
Gewerkschaften nicht,“ murrte
der Minister.

USA wichtigstes
Abnehmerland

Obwohl wegen des schwa-
chen Dollarkurses in den ersten
zehn Monaten 2003 die Ausfuh-
ren in die USA um 6,5 Prozent
auf 11,7 Mrd. Euro zurückgin-
gen, sind die Vereinigten Staaten
weiterhin das wichtigste Abneh-
merland für bayerische Produkte
mit einem Anteil von 13,3 Pro-
zent. Wegen jetzt auslaufender
Kurssicherungsgeschäften dürfte
die Situation für Exporte nach
den USA noch schwieriger wer-
den. Dagegen profitiert die Aus-
fuhr in die 15 EU-Partnerstaaten
von der Stabilität des Euro. Sie
legte um 4,4 Prozent auf 44,8
Mrd. Euro zu und macht inzwi-
schen gut die Hälfte aller Expor-
te des Freistaates aus. Die Ge-
schäfte mit der engeren Euro-
Zone nahmen um 6,1 Prozent
auf 34,8 Mrd. Euro zu und er-
reichten 39,5 Prozent der Ge-
samtausfuhren. Gut liefen die
Geschäfte mit Österreich und
Spanien, etwas weniger gut mit
Großbritannien.

Expansion im Chinageschäft

Deutlich ausgeweitet werden
konnte in den ersten zehn Mona-
ten 2003 der Absatz in die mittel-
und osteuropäischen Länder. Mit
11,3 Mrd. Euro wurde die Vor-
jahreszeit um 8,4 Prozent über-
troffen. Der Anteil am bayeri-
schen Gesamtexport beträgt 12,8
Prozent. Außerordentliche ex-
pansiv entwickelte sich der Wa-
renabsatz nach China, der bis

„Investitionen in die Zukunft verschieben ist kein Sparen“:

Bauindustrie kritisiert
Finanzkurs des Freistaats

Verkehrswege privat finanzieren
Mit PPP-Modellen sollen öffentliche Aufgaben kostengünstiger werden

„Investitionen in die Zukunft verschieben ist
kein Sparen“. Mit diesen Worten kritisierte
Prof. Thomas Bauer, Präsident des Bayeri-
schen Bauindustrieverbandes (BBIV) im
Rahmen eines Pressegespräches in München
den Sparkurs der bayerischen Staatsregie-
rung. Bauer bezog sich dabei auf den Ent-
wurf zum bayerischen Nachtragshaushalt für
2004 und die öffentliche Neuverschuldung.

Die bayerische Bauindustrie hat sich Bauers
Ausführungen zu Folge 2003 im neunten Jahr
einer Rezession befunden. Auftragsrückgänge
im vergangenen Jahr um 13,7 % im Vergleich
zum Jahr zuvor und ein damit verbundener
Stellenabbau von 10.000 Arbeitsplätzen allein
in Bayern verdeutlichten die prekäre Lage der
Bauindustrie. Die im bayerischen Staatshaus-
halt angestrebten Kürzungen für 2004 beträfen
mit 320 Mio. € Investitionen, wovon ein Groß-
teil Bauinvestitionen seien. Der BBIV schließt
daraus auf ein Umsatzminus von 2 bis 3 % und
einen weiteren Abbau von 7.000 Stellen in der
Bauindustrie im Verlauf dieses Jahres. 

Notwendige Investitionen sieht der BBIV
vor allem beim Verkehrswegebau, den Sanie-
rungen der bayerischen Hochschulen und den
Wasser- und Abwasseranlagen. Als alarmie-
rend bezeichnete Bauer den Zustand der
bayerischen Staatsstraßen, da 60 % der

Strecken nicht in Ordnung seien. Im Zusam-
menhang mit dem Verkehrshaushalt fordert der
BBIV die Betreibung der Bundesverkehrswe-
ge durch private Unternehmer, um von einer
Steuer- zu einer Nutzerfinanzierung zu gelan-
gen, und den Aufbau von Autobahn-Aktienge-
sellschaften.

Als weitere Alternativen zum Sparkurs der
bayerischen Staatsregierung, „bei dem Schul-
den nur in andere Haushaltspositionen verscho-
ben werden“, nannte Bauer die Senkung der
Personalquote in den öffentlichen Haushalten
sowie die Umstellung auf ein transparentes
Rechnungswesensystem, das Aufschluss über
Vermögensbewertungen und Abschreibungen
im Freistaat und den Kommunen gäbe. Weiter-
hin sei eine Übertragung von bisher staatlichen
Aufgaben auf private Unternehmen in vielen
Fällen nötig, da Private diese Aufgaben effizi-
enter und kostengünstiger erfüllen würden. So-
genannte Public Private Partnerships (PPP-Pro-
jekte), wie sie unter anderem bereits beim Ab-
schnitt der Münchner Flughafentangente Ost
anstünden, seien hier beispielhaft. Als ebenfalls
erforderliche Maßnahmen im Zuge der Haus-
haltssanierung führte der BBIV bei der Wasser-
versorgung und im Abwasserbereich eine Ge-
bührenfinanzierung und wirtschaftlich selbst-
ständige Strukturen an. doh

Bund bremst Wachstum ...

Ende Oktober 2003 um 63,8
Proeznt auf 3,3 Mrd. Euro zu-
nahm, wogegen die Lieferungen
nach Japan um 1,4 Prozent auf
1,9 Mrd. Euro zurückgingen.
China hat seine Position als Han-
delspartner Nummer 1 in Fernost
ausgebaut. In die Tigerstaaten
gingen Waren für 3,8 Mrd. Euro
(+ 2,1 Prozent). Die Exporterfol-
ge wurden getragen von den
„großen Drei“ der bayerischen
Industrie, nämlich der Fahrzeug-
industrie (BMW, Audi, MAN)
mit einem Anteil am Gesamtex-
port von 31,5 Prozent, dem Ma-
schinenbau (Anteil 16,3 Prozent)
und der elektrotechnischen Indu-
strie (Anteil 15,8 Prozent).

Bremsspuren 
am Arbeitsmarkt

Die anhaltende wirtschaftli-
che Stagnation hat auch auf
dem bayerischen Arbeitsmarkt
Bremsspuren hinterlassen. So
ging die Zahl der Erwerbstätigen
in Bayern um 50.000 oder 0,8
Prozent auf 6,2 Mio. zurück, im
Bund um 400.000 oder 1 Prozent
auf 38,3 Mio. Gleichzeitig stieg
die jahresdurchschnittliche Zahl
der Arbeitslosen in Bayern um
15,7 Prozent oder 60.555 Perso-
nen auf 447 100 an. Ähnlich ho-
he Zuwächse gab es in Baden-
Württemberg und Hessen. Wies-
heu verwies in diesem Zusam-
menhang auf die anhaltende Bin-
nenwanderung in die Südländer
und den Basiseffekt des niedri-
gen Arbeitslosenniveaus im Sü-
den der Republik.

Arbeitsmarkt 
„vergleichsweise gut“

Im Ländervergleich steht Bay-
ern mit 6,9 Prozent Arbeitslosen-
quote nach wie vor auf Platz 2
hinter Baden-Württemberg (6,2
Prozent) und vor Rheinland-
Pfalz (7,7 Prozent) und Hessen
(7,9 Prozent). Regional betrach-
tet, so der Minister, sei die Lage
vergleichsweise gut. 21 von 27
Arbeitsamtbezirke schnitten bes-
ser ab als der westdeutsche
Durchschnitt mit 8,4 Prozent.
Nur Hof mit 11,8 Prozent liege
über dem gesamtdeutschen
Durchschnitt von 10,5 Prozent.
Mit Freising (4,3 Prozent), Do-
nauwörth (4,7 Prozent) und
Weilheim (4,9 Prozent) stellt der
Freistaat die drei bundesweiten
Spitzenreiter. Und auch die
Lehrstellenbilanz ist nach Wies-
heus Angaben „nahezu ausgegli-
chen“. Eine Ausbildungsplatzab-

gabe sei abzulehnen, weil sie
nicht zu mehr Lehrstellen, son-
dern zur Verstaatlichung der be-
ruflichen Bildung führe.

Positive Exporterwartungen

Als Motor der anspringenden
Weltkonjunktur sieht Wiesheu
die USA. Von September bis
November haben in Bayern die
Auftragseingänge um 5 (Bund:
4,9) Prozent zugelegt. Die Ex-
porterwartungen sind laut ifo-
Konjunkturbericht „eindeutig
positiv“. Ob aber die Binnen-
nachfrage endlich wieder besser
Tritt fasse, bleibe abzuwarten, so
Wiesheu. Von der neuen Zuver-
sicht der Verbraucher sehe er
noch nichts. Auch spricht nach
Ansicht des Ministers noch nicht
allzu viel für einen Investitions-
schub. Es komme zu Ersatz- und
Rationalisierungsinvestitionen,
aber nach Neu- und Erweite-
rungsinvestitionen sehe es nicht
sonderlich aus.

Standortkonkurrenz

Bayerns Wirtschaftsminister
wies darauf hin, dass mit dem
Beitritt der mittel- und osteu-
ropäischen Länder (MOEL-
Staaten) die Standsortkonkur-
renz noch härter werde. Bayern
treffe es besonders, weil es vom
1. Mai 2004 an an ein Nied-
riglohn-, Niedrigsteuer- und
Höchstfördergebiet grenze. Die-
sem Problem müsse man sich
stellen. Man könne dem Druck
nur durch vermehrte Investiti-
onstätigkeit standhalten. 

Außerdem müsse auch Be-
schäftigung unter Tarif möglich
werden, denn ansonsten seien
Werksverlagerungen ein durch-
gehender, dramatischer Prozess.
Verloren gehende Arbeitsplätze
könne man nicht einflach durch
Dienstleistungsjobs ersetzen, weil
ein Großteil der Dienstleistungen
produktionsnah sei. Deshalb
müssten die weiteren Reformen
in der Arbeitsmarkt- und Steuer-
politik sowie in den Sozialsyste-
men  jetzt und nicht erst 2007  auf
den Weg gebracht werden.

Finanzpolitischer 
Konsolidierungskurs

Wiesheu verteidigte den fi-
nanzpolitischen Konsolidie-
rungskurs Bayerns, „um die im
Vergleich der alten Länder
höchste Investitionsquote auf
Dauer zu sichern“. Dafür müs-
sten gegebenenfalls auch kurz-

fristige konjunkturdämpfende
Effekte in Kauf genommen
werden. Als fünf große Aufga-
ben der bayerischen Wirt-
schaftspolitik für 2004 bezeich-
nete Wiesheu die Förderung
von Existenzgründern sowie die
Pflege des Mittelstandes, die
weitere Förderung der For-
schungs- und Technologiepoli-
tik, deren Mittel deshalb auch
von Kürzungen weitestgehend
verschont geblieben seien, an-
gesichts der EU-Osterweiterung
die Beibehaltung der Förderge-
bietskulisse, den Ausbau der In-
frastruktur im Flächenland Bay-
ern, vor allem bei der Energie-
versorgung und beim Verkehr
einschließlich Donauausbau,
und die Stärkung von Bayerns
Image als Weltweit renommier-
ter Wirtschafts- und High-Tech-
Standort durch die beiden
„Leuchtturmprojekte“ Transra-
pid zum Flughafen München
und Fußball-WM 2006.

Für all das, so Bayerns Wirt-
schaftsminister, „tun wir alles,
was wir selbst tun können. Aber
wir brauchen auch mehr bundes-
politischen Rückenwind.“    doh.

Vom Datenhighway auf die Druckstraße:

Post macht Druck
Die Deutsche Post bringt nicht nur die Briefe - sie stellt sie auf Wunsch auch her

Sechs Uhr morgens: Noch herrscht Stille in dem flachen
Gebäude links hinter dem Zustellstützpunkt im Süden
Nürnbergs. Nicht mehr lange. Bald werden die langge-
streckten Maschinen mit ihren unzähligen Rollen, Grei-
fern und Gummibändern zum Leben erwachen. In dem
Zweckbau ist ein Druckzentrum des Deutsche Post-Ge-
schäftsbereichs PrintCom untergebracht. 29 Mitarbeiter
produzieren hier im Dreischichtbetrieb pro Tag rund
400000 Sendungen. Vor allem Telekommunikationsun-
ternehmen, Versicherungen und Geldinstitute nutzen
den Service. 

„Das ist das Kontrollzen-
trum“, erklärt Horst Breinl, Lei-
ter des PrintCom-Produktions-
zentrums Nürnberg. Zahlreiche
Computermonitore sind zu se-
hen, vor dem Fenster stehen
gelbe Postautos in Reih und
Glied. Hier, im „Gehirn“ der
PrintCom-Station, werden die
Daten für die Druckmaschinen
aufbereitet, für die Schneide-,
Sortier-, Falz- und Kuvertier-
maschinen, bis schließlich ferti-
ge Briefe im gelben Postauto
verschwinden. 

Datenströme

Mit einem leisen Summen er-
wacht die grau-rote Maschine
zum Leben. Robert Zöllner
hängt mit dem Gabelstapler ei-
ne Papierrolle in zwei Greifar-
me ans eine Ende der Druckma-
schine. 425 Kilogramm wiegt
die Rolle, 50.000 Blatt DIN-
A4-Papier befinden sich darauf.
Am nächsten Morgen werden

sie und zwölf weitere Rollen,
insgesamt fünfeinhalb Tonnen,
kilometerlang abgespult, beid-
seitig bedruckt, geschnitten und
in Kuverts verteilt worden sein. 

Ortsnahe Produktion

Horst Breinl erläutert die Da-
tenströme in die neun Print-
Com-Zentren: „Unser System
ist bundesweit so ausgelegt,
dass die Sendungen nach Mög-
lichkeit ortsnah produziert wer-
den. Das bedeutet: Eine Tele-
fonrechnung für einen Erlanger
wird wahrscheinlich hier in
Nürnberg gedruckt, die für
Pforzheim in Stuttgart. Wenn
Kapazitätsengpässe an einem
Standort auftreten, springen an-
dere Zentren ein, die Datenströ-
me werden umgelenkt.“ 

Alles muss klappen

Dabei darf nichts daneben ge-
hen, erklärt Kurt Moser, Busin-

ess Consultant bei der Print-
Com: „Rechnen Sie einfach
nach: Allein wir in Nürnberg
produzieren an sechs Tagen
weit über 2 Millionen Sendun-
gen. Bei einer Fehlerquote von
nur einem Promille hätten wir
2000 falsch zugestellte Konto-
auszüge oder Rechnungen. Die
Kunden würden über uns her-
fallen, und das zu Recht. Man
hört aber nichts. Uns darf eben
kein einziger Fehler unterlau-
fen, unsere Fehlertoleranz liegt
bei nullkommanull Promille.“

Daten aus ganz 
Deutschland

Es ist neun, mittlerweile läuft
die Produktion auf Hochtouren,
20.000 Kuverts werden pro
Stunde gefüllt. Das Ende der
Datenflut naht erst spät am
Abend. Horst Breinl: „Die mei-
sten Express-Sendungen, Daten
aus ganz Deutschland also, die
erst bis 21 Uhr eingehen, wer-
den im Nürnberger PrintCom-
Zentrum verarbeitet.“ Die Pro-
duktion läuft durch bis etwa 3
Uhr früh. Dann verlässt der letz-
te Lkw die Rampe. „Es kann
vorkommen, dass der Zusteller
morgens um 9 Uhr einen Brief
beim Empfänger einwirft, der
erst sechs Stunden vorher von
unserer Druckmaschine gelau-
fen ist“, verkündet Breinl mit
hörbarem Stolz. ?
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Sinkende Strompreise erwartet
Berlin. Die Strompreise werden nach Einschätzung von
Bundeswirtschaftsminister Wolfgang Clement in absehba-
rer Zeit wieder sinken. Die anstehende Regulierung der
Energiemärkte werde zu mehr Wettbewerb und damit
auch zu „einer Minimierung von Preisen“ führen, sagte
der Politiker bei einer Energiefachtagung in Berlin. 

Die deutschen Energieversor-
ger hatten zuletzt die Stromprei-
se deutlich angehoben und da-
mit die Preisrückgänge nach der
Öffnung des Strommarkts 1998
wieder wettgemacht. „Inzwi-
schen ist die Wettbewerbsdyna-
mik offensichtlich erlahmt“,
sagte Clement. Die Nutzungs-
entgelte für die Stromnetze sei-
en nicht wie erhofft gesunken.
Hier solle staatliche Regulie-
rung nachhelfen, die im geplan-
ten neuen Energiewirtschaftsge-
setz festgelegt werde. 

Keine Superregulierung

Er wolle weder „Soft- noch
Superregulierung“, erläuterte
Clement. Ziel sei eine wirksame
Entflechtung der Netze vom Ver-
trieb der Energieversorger, damit
diese ihr Netzmonopol nicht zur
Diskriminierung von Konkur-
renten einsetzen. Dazu müsse
die Leitung des Netzbetriebs
weisungsunabhängig von der
Spitze der Gesamtkonzerne sein.
Eine „eigentumsrechtliche Ent-
flechtung“ müsse es hingegen
nicht geben, meinte Clement. 

Der „diskriminierungsfreie Zu-
gang“ zu den Energienetzen - die
Durchleitung von Strom oder Gas
von Konkurrenten zu fairen Prei-
sen - ist seit Jahren Streitpunkt in
der Energiewirtschaft. Nachdem
die Bundesregierung jahrelang
auf freiwillige Branchen-Verein-
barungen setzte, soll nun - auch
auf Druck der EU - staatliche Re-
gulierung den Wettbewerb beflü-

geln. Die Aufgabe soll eine neue
Abteilung der Regulierungs-
behörde für Post und Telekom-
munikation übernehmen. 

Unternehmerische Freiheit

Der Verband der Elektrizitäts-
wirtschaft forderte, Bewährtes
aus den Verbändevereinbarun-
gen solle weiter gelten. Bei der
neuen Regulierung müsse unter-
nehmerische Freiheit erhalten
bleiben. Im übrigen brauche die
Stromwirtschaft eine Energiepo-
litik aus einem Guss, die die Re-
gierung nicht biete. 

Der Verband kommunaler Un-
ternehmen e.V. (VKU) bewerte-
te die von Clement vorgestellten
Eckpunkte zur Novellierung des
Energiewirtschaftsgesetzes (En-
WG) als Schritt in die richtige
Richtung. VKU-Präsident Ober-
bürgermeister Gerhard Widder,
hob hervor, dass die Forderung
der Stadtwerke nach gesetzgebe-
rischer Festlegung wesentlicher
Regulierungsinhalte für die Strom-
und Gasmärkte aufgegriffen
worden sei. Damit werde eine
wichtige Voraussetzung geschaf-
fen, um Wirtschaft und Verbrau-
chern mehr Klarheit und mehr
Rechtssicherheit zu verschaffen.

Durch die Ankündigungen des
Ministers sieht sich der VKU in
seinem Vorschlag für eine nor-
mierende Regulierung grund-
sätzlich bestätigt, wonach die
Bedingungen des Netzzugangs
und der Methoden zur Berech-
nung der Netznutzungsentgelte

für die Strom- und Gasmärkte im
novellierten EnWG und entspre-
chenden Rechtsverordnungen
festgelegt werden sollten.

Der VKU plädierte darüber
hinaus mit Blick auf die Vielzahl
der durch die Regulierung er-
fassten Unternehmen für die
Einrichtung einer föderal organi-
sierten Behördenstruktur mit
bundeseinheitlichem Vollzug so-
wie klar definierten Zuständig-
keiten der Bundes- und der Län-
derregulierungsinstanzen.

Entflechtungsgebot

Beim gesellschaftsrechtlichen
Entflechtungsgebot (Unbund-
ling) bestehe grundsätzliche
Übereinstimmung mit dem BM-
WA darüber, dass für kleine und
mittlere Unternehmen die Aus-
nahmeregelung der EU-Richtli-
nien (sog. „de-minimis-Option“)
in das EnWG aufgenommen
werden solle. Der VKU habe
sich bereits frühzeitig dafür ein-
gesetzt, dass Verteilnetzbetreiber
unter 100.000 angeschlossenen
Kunden vom gesellschaftsrecht-
lichen Entflechtungsgebot aus-
genommen werden.

Beim zweiten Gesetzes-
Großprojekt der nächsten Mona-
te, der Umsetzung des Handels
mit Emissionsrechten, stellte
sich Clement ausdrücklich auf
die Seite der Energiewirtschaft
und der Industrie. Ihnen dürften
keinesfalls zusätzliche Klima-
schutzvorgaben aufgebürdet
werden, sagte Clement. 

Einer Bevorzugung des kli-
mafreundlicheren Erdgases ge-
genüber Kohle beim Ersatz alter
Kraftwerke erteilte Clement eine
Absage. Eine Verdrängung der
Kohle dürfe es nicht geben.

KK/ap/ot

Sicherheit von Kernkraftwerken:

Länder fordern Aufklärung vom Kanzler
Gemeinsame Erklärung von Hessen, Bayern, Baden-Württemberg und Niedersachsen

Angesichts der Forderung des Präsidenten
des Bundesamtes für Strahlenschutz, König,
nach Abschaltung der fünf ältesten Kern-
kraftwerke in Deutschland haben sich die
Umweltminister der Länder Baden-Würt-
temberg, Bayern, Hessen und Niedersachsen
in Schreiben an Bundeskanzler Gerhard
Schröder gewandt. Sie fordern, offen zu le-
gen, ob der Bundesregierung neue Erkennt-
nisse zur terroristischen Bedrohungslage
deutscher Kernkraftwerke vorliegen. 

„Im Falle einer neuen Bedrohungslage muss
die Bundesregierung unverzüglich handeln und
die Länder informieren“, so Hessens Umweltmi-
nister Wilhelm Dietzel. Wenn aber keine neuen
Erkenntnisse gegeben seien, muss der Bund der
Öffentlichkeit umgehend erklären, warum der im
April 2002 in Kenntnis der Terroranschläge von
New York gesetzlich verankerte Atomkonsens,
der den von Präsident König angesprochenen
Kernkraftwerken Restlaufzeiten bis 2012 zubilli-
ge, plötzlich nicht mehr tragfähig sein solle.

Wenn der Bund aber eine Änderung des
Atomkonsenses mit den Betreibern anstrebe, so
solle er dies offen aussprechen und nicht versu-
chen, mit durchsichtigen politischen Manövern
gegen die Länder sein Ziel eines noch früheren
Ausstiegs aus der Kernenergie durch die Hinter-
tür zu erreichen, so die Minister weiter. Die Län-
der seien nicht bereit, ein solches unverantwort-
liches Spiel mit einem derart hoch sensiblen
Thema mitzumachen. Bayerns Umweltminister
Werner Schnappauf forderte, dass Bundesum-
weltminister Jürgen Trittin hier vom Bundes-
kanzler zur Ordnung gerufen werden müsse.

Die Umweltminister versichern der Bundesre-
gierung ihre volle Unterstützung, auf veränderte
Bedrohungslagen sofort und bundeseinheitlich
abgestimmt zu reagieren. „So lange es jedoch
von der Bundesregierung keine Informationen

über solche Veränderungen gibt, muss in der
hochgezogenen Debatte davon ausgegangen
werden, dass der Bundesumweltminister durch
das BfS ein Spiel mit den Ängsten der Bevölke-
rung treiben lässt“, so Baden-Württembergs
Umweltminister Ulrich Müller. Wenn Bundes-
umweltminister Trittin und Bundesinnenmini-
ster Schily sich nicht über die tatsächliche Be-
wertung der Sicherheitslage verständigen könn-
ten, dann ist wohl Bundeskanzler Gerhard
Schröder gefragt, so Müller weiter.

„Sollte die offensichtlich in Abstimmung mit
Bundesminister Trittin aufgestellte Forderung
nach Stilllegung von fünf deutschen Kernkraft-
werken dem Zweck dienen, den so genannten
Atomkonsens aufzuschnüren, ist die Bundesre-
gierung aufgefordert, dies der Öffentlichkeit di-
rekt zu sagen, sich an die Betreiber zu wenden
und nicht undifferenzierte Ängste zu schüren“,
bekräftigte der bayerische Umweltminister Wer-
ner Schnappauf.

Völlig verständnislos reagierte Niedersach-
sens Umweltminister Hans-Heinrich Sander auf
die Verbreitung von Auszügen aus geheim zu
haltenden Gutachten zur Sicherheit von Kern-
kraftwerken gegen terroristische Flugzeugan-
griffe. „Ein nicht unerhebliches Sicherheitsrisi-
ko stellt hier Bundesminister Trittin selbst dar,
indem er vertrauliche Unterlagen, in denen Si-
cherheitsreserven der einzelnen Kernkraftwerke
dargestellt sind, in die Öffentlichkeit gelangen
lässt“, kritisierte Sander. Die Bundesregierung
müsse sich die Frage gefallen lassen, wie sie dies
verantworten wolle. Außerdem müsse sie sich
fragen lassen, wie sie mit dem BfS-Präsidenten
König umgehen wolle, der aus dem vereinbarten
gesamtstaatlichen Verfahren zur Verbesserung
des Schutzes der Kernkraftwerke vor Terror aus-
gestiegen sei. Dieser habe seine Kompetenzen
erheblich überschritten, erklärte Sander.          ?

Energieberatungsstellen
der eza! im Allgäu

Im Februar startete „eza!, das
energie- und umweltzentrum
allgäu“, neue Energieberatungs-
stellen in der Verwaltungsge-
meinschaft Röthenbach und in
der Stadt Buchloe. Damit be-
treut eza! in dieser Form im All-
gäu mittlerweile 36 Energiebe-
ratungsstellen. 

Energierelevante Themen

Die Ratsuchenden, meist
Hausbesitzer und Bauherren
können sich über alle energiere-
levanten Themen im Baube-
reich kostenlos informieren.
Das beinhaltet Fragen zum
Neubau, zur Sanierung oder zu
grundsätzlichen Energiethemen.
Beispielsweise von der Däm-
mung der Außenwände über
Feuchtigkeit im Haus, Sanie-
rung der Heizung bis hin zu Zu-
schüssen und Fördergeldern. 

Wichtiger Bürgerservice

Anfang Februar nahm der er-
ste Bürgermeister der Stadt
Buchloe, Josef Schweinberger,
von eza!-Geschäftsführer Mar-
tin Sambale die Grundausstat-
tung der Beratungsstelle entge-
gen und betonte wie wichtig für
seine Stadt der neue Bürgerser-
vice Energieberatung sei, da in

Buchloe eine rege Bautätigkeit
herrsche und auch das Thema
Altbausanierung zunehmend an
Bedeutung gewinne. 

Der neue eza!-Energieberater
für Buchloe, Klaus Linder, hat
den 200-stündigen Kurs von
eza! zum Energieberater im
Handwerk als Qualifikation für
seine Tätigkeit in Buchloe ab-
solviert und ist als Bezirkska-
minkehrermeister einschlägig
für seine neue Nebentätigkeit
vorgebildet. Er ist damit einer
von 35 Energieberatern die für
eza! in den Beratungsstellen,
auf Messen, im eza!-haus und
vor Ort beim Kunden als Ener-
gieberater tätig sind.

Informationen im Web

Die Beratungszeiten sind in
allen eza!-Energieberatungsstel-
len alle ein bis zwei Wochen im
Rathaus, meist für 2 Stunden
am verlängerten Behördennach-
mittag. Die Anmeldung erfolgt
jeweils telefonisch über die Ver-
waltung.

Weitere Informationen zur
eza!-Energieberatungen und
zu weiteren Dienstleistungen
von eza! gibt es unter www.
eza-allgaeu.de . ?

Unser Bild zeigt (v.l.): Martin Sambale, eza!-Geschäftsführer,
Josef Schweinberger, 1. Bürgermeister von Buchloe und Klaus
Linder, eza!-Energieberater für Buchloe. ?

Ein Haus in allen Regenbogenfarben - was auf den ersten Blick
wie moderne Kunst aussieht ist in Wirklichkeit reine Geld- und
Energieverschwendung. Die Thermografie veranschaulicht
deutlich, wo die Schwachstellen an einem Haus sind, das heißt in
welchen Bereichen der Wärmeverlust besonders hoch ist. „Ge-
nau dort sollte man auch mit dem Renovieren beginnen“, er-
klärt Martin Sambale, Geschäftsführer des Energie- und Um-
weltzentrums Allgäu (eza!), die Hintergründe der Infrarot-Foto-
grafie. In Zusammenarbeit mit der Fachhochschule Kempten
bot eza!eine Sonderaktion gemeinsam mit der Vor-Ort-Bera-
tung an. Der relativ kurze Zeitraum der Aktion ist schon alleine
wegen der äußeren Umstände notwendig: „Solche Aufnahmen
können nur bei Temperaturen unter Null Grad gemacht wer-
den“, erläuterte Steffen Riedel von eza! „denn alle Plusgrade ge-
ben ein falsches Bild der Wärmeabstrahlung wider.“ ?
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Kompetenzzentrum für Erdgasfahrzeuge: 

Erdgas-Power 
aus Türkheim

Türkheim. Das erste Kompetenzzentrum für Erdgasfahr-
zeuge in Deutschland ist jetzt in Türkheim - Schwaben
entstanden. Die Firma AM-T hat sich dem zukunftswei-
senden alternativen Erdgasantrieb angenommen und sich
dabei zum Ziel gesetzt, diesen umweltfreundlich und nutz-
bringend umzusetzen. 

Staatsminister Josef Miller be-
suchte kürzlich gemeinsam mit
dem Landtagsabgeordneten
Franz Pschierer das Unterneh-
men, um sich ein Bild von der
zukunftweisenden Technologie
zu machen. Miller begrüßte die
Initiative der Firma. Der gesam-
ten Branche mißt der Minister
hohe strategische und wirt-
schaftspolitische Bedeutung bei.
„Neue Technologien haben
Querschnitts- und Schlüssel-
funktionen“, sagte er. 

80 Prozent 
weniger Schadstoffe

Wie Firmengründer Werner
Stanglmaier erläuterte, erfüllen
Erdgasfahrzeuge durch einen um
bis zu 80 Prozent geringeren
Schadstoffausstoß die von der
europäischen Erdgaskommissi-
on verlangten Grenzwerte.
Außerdem sparen Erdgasfahr-
zeuge im Vergleich zu Diesel-
fahrzeugen etwa 50 Prozent und
gegenüber Benzinern etwa 70
Prozent der Kraftstoffkosten. Ein
weiterer Vorteil liegt in der biva-
lenten Nutzungsmöglichkeit:
auch bei Gasantrieb bleibt der
Benzin- beziehungsweise Die-
selantrieb erhalten, ein Umschal-
ten vom einen zum anderen An-
trieb ist jederzeit möglich. 

Flächendeckende 
Versorgung

Derzeit gibt es in Deutschland
350 Tankstellen für Gas, bis zum
Jahre 2005 sollen 1.000 weitere
dazu kommen - damit ist eine
flächendeckende Versorgung ge-
währleistet. 

Interessant für Kommunen

Interessant sind die gasbetrie-
benen Fahrzeuge vor allem für
Flottenbetreiber, also auch für
Kommunen, wie Roland Bar-
tosch vom Bundesverband der
Gas- und Wasserwerke betonte.
„In einer Zeit, in der Wirtschaft-
lichkeit und Umweltbewusst-
sein oberste Priorität genießen,
gehört dieser Kraftstoffart die
Zukunft.“ Doch auch Firmen
und Privatkunden sollten einen
Wechsel ernsthaft in Erwägung
ziehen. Egal ob Neufahrzeug
oder Umrüstung des „Alten“, bei
AM-T wird jeder Kunde indivi-
duell betreut und erhält sein
Fahrzeug „nach Maß“. Selbst-
verständlich bietet AM-T auch

die komplette Wartung des neu-
en Antriebssystems an. Nähere
Informationen gibt es im Internet
unter www.am-t.de oder unter
der Telefonnummer 08245/
96860.  Karin Steger

Vom Chef der AM-T, Werner Stanglmaier, ließ sich Staatsmi-
nister Josef Miller die Vorzüge der Erdgastechnologie genau
erläutern. Beistand leisteten (im Bild dahinter stehend v. l.):
Birgit Weiss von AM-T, der Türkheimer Bürgermeister Dr.
Silverius Biehler, AM-T-Betriebsleiter Rudolf Steinkamp, MdL
Franz Pschierer und Landrat Dr. Hermann Haisch. ?

Erdgas Südbayern fördert Wintersport-Jugend:

Kleine Sportler mit
großen Zielen

Die Stars der Pisten, Loipen und Schanzen von morgen zu för-
dern, hat sich die Erdgas Südbayern GmbH (ESB) auf ihre
Fahnen geschrieben. Aus diesem Grund sponsert die ESB den
Förderverein Talentzentrum Wintersport Berchtesgaden e.V.
Bei dem Sponsoringengagement geht es darum, die sportliche
Zukunft junger Menschen zu begleiten sowie als Energie-
Dienstleister soziales und regionales Engagement zu zeigen. 

Was haben die Wintersport-
Asse Georg Hackl, Barbara Nie-
dernhuber, Tobias Angerer und
Evi Sachenbacher gemeinsam?
Sicher viel Talent, professionelle
Betreuung und einen behutsa-
men Aufbau durch ihre Trainer.
Doch auch die Stars von heute
haben sich im Lauf der Zeit erst
zu dem entwickelt, was sie jetzt
darstellen. Auch künftig solche
Talente zu entdecken, zu trainie-
ren und an die Weltspitze heran-
zuführen, hat sich der Förderver-
ein Talentzentrum Wintersport
Berchtesgaden e.V. zur Aufgabe
gemacht. Das geht nicht ohne fi-
nanzielle Unterstützung. 

Langfristiges Engagement

„Die Investition in die sportli-
che Ausbildung junger Men-
schen betrachtet die ESB als ge-
winnbringend für beide Seiten“,
betont ESB-Geschäftsführer
Werner Bähre. Zum einen profi-
tiere der Jugend-Leistungssport
über das Sponsoring des Förder-
vereins. Zum anderen unterstrei-
che die ESB auch gleichzeitig
ihr langfristig angelegtes sozia-
les und regionales Engagement
in diesem Bereich sowie die
langjährige Partnerschaft mit der
Sportregion Berchtesgadener
Land. So hat die ESB bereits vor
drei Jahren den Berchtesgadener
Talentschatzbrief erworben und
sich damit zu einem sehr frühen
Zeitpunkt zur Unterstützung der
Wintersport-Jugend rund um den
Watzmann bekannt. Des weite-
ren fördert die ESB in ihrem Ver-
sorgungsgebiet seit mehreren
Jahren das Internationale Ju-

gend-Kunst- und Turmspringen
in Waldkraiburg sowie den
Nachwuchs des Oberbayeri-
schen Schwimmverbandes.

Dass sich der Einsatz lohnt,
zeigen die beachtlichen Erfol-
ge der Vergangenheit in den
unterschiedlichen Sportarten.
Dass das auch in Zukunft mög-
lich bleibt, dafür setzt sich die
ESB ein. ?

Die Snowboardgruppe des Fördervereins Talentzentrum Wintersport Berchtesgaden e.V. ließ sich
anläßlich der offziellen Bekanntgabe der Sponsoring-Aktivitäten einrahmen von den ESB-Re-
präsentanten Dieter Rathsam und Werner Bähre (li.), sowie Anton Erb und Martin Heun (re). ?

2003 - Jahr mit höchstem
Gasabsatz für Bayerngas 

Bayerngas kräftigt Position als Einkaufsgesellschaft 

Die Bayerngas GmbH, größte kommunale Gas-Einkaufsge-
sellschaft Deutschlands, hat mit 62,4 Mrd. Kilowattstunden
(kWh) verkauftem Erdgas im Jahr 2003 das beste Absatzergeb-
nis in der Unternehmensgeschichte erzielt. Gegenüber dem Vor-
jahr steigerte sich damit der Gasabsatz um 4,2 %. „Mit diesem
sehr zufrieden stellenden Absatzergebnis haben wir unsere Posi-
tion als größte kommunale Einkaufsgesellschaft für Erdgas und
erfolgreicher Energiepartner von Regionalversorgern und Indu-
strieunternehmen gestärkt,“ sagt Dr. Ulrich Mössner, Geschäfts-
führer von Bayerngas. 

Das positive Ergebnis geht auf die im Vergleich zum Vorjahr
kälteren Temperaturen in den Wintermonaten sowie auf die wei-
terhin gute Anschlussentwicklung und die erhöhten Gaslieferun-
gen in den Kraftwerkssektor zurück. Bayerngas hat sich bereits
im Jahr 2003 unter anderem mit der Gründung des Erdgashan-
delsunternehmens actogas GmbH und der ETM GmbH Erdgas-
Transport-Management als aktiver Marktteilnehmer präsentiert.
Die Unternehmen wurden zusammen mit verschiedenen Partnern
gegründet. Mit dem sehr guten Absatzergebnis in 2003 und der
abgeschlossenen Weichenstellung für die Zukunft kann Bayern-
gas jetzt gestärkt die nächsten Projekte angehen. ?

Starker Partner in
punkto Ökologie

„Infokreis Erdgas“ und Erdgas Südbayern
GmbH (ESB) auf Umweltkurs

Pfaffenhofen. Verantwortung gegenüber der Umwelt hat
die ESB in den Adern oder vielmehr in der Erdgas-Lei-
tung: So liegt die Umweltbilanz von Erdgas im Vergleich
zu anderen fossilen Energieträgern wie Erdöl oder Koh-
le im tiefgrünen Bereich. Nicht nur die Energieform an
sich, sondern auch das Unternehmen ESB , trägt aktiv
zum Umweltschutz bei: Der „Infokreis Erdgas“ ist eines
von vielen Projekten der ESB zur Zusammenarbeit mit
den Kommunen. Wichtiger Bestandteil der Initiative ist
die Information über Erdgas in der Region und die För-
derung von Umweltschutzprojekten in Südbayern.

Ökologisch denken und han-
deln sind keine leeren Schlag-
worte bei der ESB, sondern Phi-
losophie, die in allen von der
ESB versorgten Regionen und
in den ServiceCentren des Un-
ternehmens aktiv gelebt wer-

den. Deshalb gründete die ESB
bereits 1990 unter dem Motto
„Information schafft Transpa-
renz“ den „Infokreis Erdgas“. 

Die Aufgabe des Infokreises
ist im wesentlichen die Unter-
richtung der Konzessionsge-
meinden über den Geschäfts-
verlauf und geplante Aktivitäten
der ESB. „Der Infokreis Erdgas
ist kein starrer Apparat, sondern
eine hervorragende Plattform
für Kommunikation und Mei-
nungsaustausch zwischen den
Mitgliedern, den Bürgermei-
stern der beteiligten Konzessi-
onsgemeinden sowie den Lei-
tern der ESB-ServiceCenter und
Vertretern der ESB-Fachberei-
che ,“ freut sich Maik Andrä,
ServiceCenter Leiter der Erdgas
Südbayern GmbH Pfaffen-
hofen. 

Neben energiepolitisch und
–wirtschaftlich interessanten
Themen dient der „Infokreis
Erdgas“ vor allem dazu, den In-
formationsfluss zwischen allen
Partnern lebendig zu halten und
Wünsche und Bedürfnisse der
Konzessionsgemeinden recht-
zeitig aufzugreifen.

Noch Geld im Topf

Das Thema Umweltschutz
nimmt in diesem Zusammen-
hang einen großen Stellenwert
ein: So verfügt jeder Infokreis
über einen Umweltfonds. Aus
diesem Topf werden Gelder 
zur Förderungen von Umwelt-
schutzprojekten gemeinsam
verteilt. „2003 sind insgesamt
17 Anträge aus dem Versor-
gungsgebiet unseres Service-
Centers beim Vorsitz des Info-
kreises Erdgas eingegangen“,
erklärt Andrä und fügt hinzu:
„Wir haben beschlossen, jedes
der vorgeschlagenen Projekte
mit EUR 1.000,00 zu unterstüt-
zen. EUR 3.000,00 bleiben im
Topf und werden in diesem Jahr
an neue, ökologisch sinnvolle
Aktionen verteilt.“ ?

Schöne Aussichten dank Spende
Sieben Kilometer langer Rundweg um Abensberg

Gestaltete Wege, von Wiesenstreifen gesäumt, begleitet von
Pflanzungen, markiert durch Plätze, Aussichtspunkte und na-
turnahe Bereiche - diesen Anspruch hat die Stadt Abensberg
an einen neuangelegten Rundweg in Abensberg. Bereits in na-
her Zukunft soll dieses Projekt umgesetzt werden. 

Auch die Erdgas Südbayern
(ESB) mit ihrem ServiceCenter
in Pfaffenhofen trägt mit einer
Spende aus dem Umweltfond
des „Infokreis Erdgas“ zur Ver-
wirklichung dieser ökologisch
wertvollen Einrichtung bei.

Der Rundweg, der sich um
die Silhouette von Abensberg
legen soll, wird rund sieben Ki-
lometer lang sein, durch die
Flur führen und dabei schöne
Aussichtspunkte ansteuern.
„Wir rechnen mit Gesamtkosten
von etwas 30.000 Euro. Aus
diesem Grund kommt die Spen-
de der ESB natürlich gerade

recht“, freute sich Dr. Uwe
Brandl, erster Bürgermeister der
Stadt Abensberg.

„Der Umweltfond des Info-
kreis Erdgas wurde speziell für
derartige Projekte eingerichtet,
die ökologisch und vor allem
für die Allgemeinheit wertvoll
sind“, erklärte Maik Andrä, 
Leiter des ESB-ServiceCenter
Pfaffenhofen. Neben dem Pro-
jekt „Rundweg in Abensberg“
unterstützt das ESB-Service-
Center in Pfaffenhofen weitere
ökologisch sinnvolle Umwelt-
schutzprojekten im Versor-
gungsgebiet. ?
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Von links: Dr. Otto Hünnerkopf, MdL, Simone Tolle, MdL,
Linda Plappert-Metz, 1. Bürgermeisterin, Innenstaatssekretär
Georg Schmid und Landrat Armin Grein.  ?

E.ON Bayern/Region Unterfranken:

Spatenstich für 
Binsfelds Zukunft

Vor über 100 Vertretern unterfränkischer Städte, Gemeinden
und Landkreise erfolgte der erste Spatenstich für den Neubau
des Feuerwehrhauses mit Heizzentrale in Binsfeld. Diese er-
möglicht eine CO2-freie Wärmeerzeugung und ist damit
Grundbaustein des Projekts „energetische Stadterneuerung im
Ortsteil Binsfeld“, für das die Stadt Arnstein im Juli 2003 den
E.ON Bayern-Innovationspreis für zukunftsorientiertes Bauen
erhielt.

„Wir haben den Preis zum
Start des Unternehmens im
Herbst 2001 ins Leben gerufen,
um unserer Verantwortung für
den Umweltschutz Ausdruck
zu verleihen,“ erklärte Rolf
Wutschka, Generalbevollmäch-
tigter der E.ON Bayern AG.
„Wir leisten damit auch einen
Beitrag zur Umsetzung der lo-
kalen Agenda 21 und honorie-
ren zudem die Partnerschaft zu
den bayerischen Kommunen“.

CO2-Emissionen reduzieren

In Binsfeld sollen durch die
Sanierung des Altortes und die
Realisierung von zukunftsfähi-
gem Bauen die CO2-Emissio-
nen in den nächsten 20 Jahren
um stolze 80 % reduziert wer-
den. Also ein Projekt, von dem
auch die nächsten Generationen
profitieren. Dies nahm der Kin-
dergarten Binsfeld zum Anlaß,
um ein selbst gebasteltes „Haus
der Zukunft“ an Staatssekretär

Georg Schmid zu übergeben.
Mit Schmid vollzogen Bürger-
meisterin Linda Plappert-Metz,
Architekt Werner Haase, Kreis-
brandrat Kümmel und Franz-Jo-
sef Sauer, Geschäftsführer Das
Dorf Service GmbH, den ersten
Spatenstich für die Heizzentrale.

Note eins für die Bürger

Bürgermeisterin Plappert-
Metz gab ihren Binsfeldern die
Note eins für ihr Engagement
und stellte fest, dass es nicht nur
um die energetische Stadter-
neuerung, sondern auch um die
Straßenräume gehe. „Hier ist
die Agenda nicht nur mit Wor-
ten, sondern auch mit Taten prä-
sent“, unterstrich dieBürgermei-
sterin die „gelebte Bürgergesell-
schaft“.

Im Rahmen einer Feierstunde
diskutierten anschließend Ver-
treter aus Wirtschaft (Gerd
Bock, Leiter Vertrieb E.ON
Bayern AG, Regionalleitung

Unterfranken), Wissenschaft
(Prof. Dr. Jochen Fricke, Zen-
trum für angewandte Energie
Bayern), Kirche (Edmund
Gumpert, Umweltbeauftragter
der Diözese Würzburg), Pla-
nung (Architekt und Fachplaner
Werner Haase ) und Politik
(MdL Henning Kaul, Ausschluss
für Landesentwicklung) über das
Thema „Perspektiven der Ener-
gieversorgung - Chancen für den
ländlichen Raum“.                   ?

Staatssekretärin Emilia Müller:

Im Haushalt Energie sparen
und damit Klima schützen

Mit technischer Nachrüstung und richtigem Verhalten
können Haushalte noch mehr Energie sparen. „Einsparen
bei der Heizenergie schont nicht nur den eigenen Geld-
beutel, sondern wegen niedrigerem CO2-Ausstoß auch un-
ser Klima. Deshalb sollte jeder Haushalt sich über seine
Einsparmöglichkeiten informieren“, sagte Umwelt- und
Verbraucherschutzstaatssekretärin Emilia Müller anläss-
lich der Eröffnung der Regionalausstellung „Mit Gas, Öl
oder Holz heizen und damit Energie sparen“ in Straubing. 

Eine einfache Möglichkeit, den eigenen Energieverbrauch
zu überprüfen, bietet beispielsweise der CO2-Energiesparrech-
ner des Umweltministeriums unter http://www.klimaschutz.
bayern.de

Moderne Heizungsanlagen, zusätzliche Wärmedämmung
insbesondere bei älteren Bauten und an den Fenstern, sowie
die Nutzung der Sonnenenergie über Sonnenkollektoren oder
Wärmepumpen reduzieren den Bedarf an Energie aus Öl, Gas
oder Holz. Auch das richtige Lüften oder das Schließen der
Rolläden in der Nacht verringern den Energiebedarf. Die akti-
vierte Stand-by-Funktion an Elektrogeräten ist ein Stromfres-
ser. „Ohne Stand-by-Funktion könnten wir in Deutschland un-
seren Strombedarf um zwei Prozent reduzieren und damit auf
zwei Großkraftwerke verzichten“, erläuterte Müller. 

50 Prozent des gesamten Energiebedarfs fallen bei den pri-
vaten Haushalten und Kleinverbrauchern an. Davon werden
ohne Berücksichtigung des Verkehrs 75 Prozent für Heizung
benötigt. Allein damit wird ein Drittel der gesamten Kohlen-
dioxidemissionen verursacht.                                                        ?

E.ON Bayern unterstützt
Bildungsevent

Gemeinsam arbeiten künftig die Lernende Region Tölzer Land
und der Energiedienstleister E.ON Bayern am Lernen und Wis-
sen mit Energie. Bildung braucht Energie und die Lernende Re-
gion Tölzer Land mit ihrem Veranstaltungshöhepunkt Lernfest
am 15. Mai 2004 einen Hauptsponsor, der mit E.ON Bayern ge-
funden wurde.

Die Lernende Region Tölzer
Land ist eine der 73 Lernenden
Regionen in Deutschland. Men-
schen jeden Alters und aus al-
len Bevölkerungsgruppen sollen
durch diese zu lebenslangem
Lernen motiviert werden. 

Im Rahmen eines Presse-
gesprächs stellte Rolf Prudent,
Geschäftsführer der Lernenden
Region Tölzer Land E.ON Bay-
ern als neuen Hauptsponsor des
Lernfestes Benediktbeuern und
der Lernenden Region Tölzer
Land vor. 

Was die Lernende Region und
E.ON Bayern verbindet, so Ge-
schäftsführer Prudent, sei die
Zukunftsfähigkeit der Ziele der
beiden Partner, die mit ihren je-
weiligen Angeboten, nämlich si-
chere Energieversorgung und le-
benslange Wissensvermittlung,
entscheidend für die positive
Entwicklung einer Region sind.

Gefragter Partner

Dr. Albrecht Schleich, Gene-
ralbevollmächtigter von E.ON
Bayern, betonte, dass das Ler-
nenwollen und die fundierte
Ausbildung von jungen Men-
schen, wozu die Lernende Regi-
on Tölzer Land wirkungsvolle
Impulse gebe, die Voraussetzung
für ein prosperierendes Gemein-
wesen in der Region sei. E.ON
Bayern fordere nicht nur von sei-
nen Mitarbeitern beständige
Weiterbildung, sondern sei gera-
de wegen seiner hohen Anforde-
rungen ein sehr gefragter Ausbil-
dungspartner. Rund 300 junge
Menschen bilde das Unterneh-
men in gewerblichen Berufen
aus. Das seien bewusst mehr, als
für den Eigenbedarf des Unter-
nehmens notwendig sind. 

Die Angebote der Lernenden
Region Tölzer Land im Ober-
land, die gemeinsam mit regio-
nalen Bildungsanbietern ver-
wirklicht wurden, seien von den
Menschen in der Region sehr gut
angenommen worden, resümier-
te Rolf Prudent. Die dazu not-
wendigen Vernetzungsaktivitä-
ten seien recht vielfältig und hät-
ten sich gerade auch im vergan-
genen Jahr sehr Erfolg verspre-
chend entwickelt. Gegenüber
den Fördergebern sei man mit al-

len Projekten im geplanten Be-
reich. Für das kommende Jahr
stehe vor allem die Entwicklung
einer zentralen Oberland-Daten-
bank für alle Weiterbildungsan-
gebote auf dem Programm sowie
das weit über die regionalen
Grenzen hinaus bekannte 4.
Lernfest im Kloster Benedikt-
beuern am 15. Mai zum Thema
„Mehr Können bringt Punkte!“.

Über 100 Vereine, Schulen, Ju-
gendgruppen, Weiterbildungsan-
bieter und Unternehmen haben
bereits jetzt schon ihre Teilnahme
zugesagt und werden entspre-
chende Lernangebote auf origi-
nelle und attraktive Art und Wei-
se präsentieren. E.ON Bayern
wird neben einem Informations-
stand zum Thema Ausbildung
auch die von ihr eingerichtete En-
ergiezentrale des Klosters präsen-
tieren, in der bis auf Wind alle re-
generativen Energieerzeugungs-
arten zur Strom- und Wärmever-
sorgung des Klosters zu erleben
sind. Die Themenfelder des Lern-
festes reichen somit vom „Lernen
mit Energie“, über „Lernen für
den Beruf“, „Lernen mit der 
Natur“, „Lernen mit Tradition“,
„Lernen für die Persönlichkeit“,
„Lernen mit Technik“, „Lernen in
und aus der Region“ bis hin zu
„Lernen in der Freizeit“ und
„Lernen mit Spiritualität“.      ?

E.ON Bayern-Preise für
exzellente Dissertationen

Fünf junge Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Uni-
versität Passau hat die E.ON Bayern AG für ihre hervorragen-
den Dissertationen ausgezeichnet. Beim Festakt an der Univer-
sität überreichten Generalbevollmächtigter Max Binder und
Professor Dr. Walter Schweitzer, Rektor der Universität Pas-
sau, den Preisträgern Schecks und Urkunden. Die Preise sind
mit jeweils 3.200 Euro dotiert. Zur Förderung von Forschung
und Lehre übergab Binder dem Rektor darüber hinaus einen
Scheck in Höhe von 15.000 Euro.

Die Preise für besonders gute
Dissertationen an den Univer-
sitäten Passau und Regensburg
sind Bestandteil der Kulturför-
derung der E.ON Bayern AG.
Erstklassige Leistungen in Wis-
senschaft und Forschung prä-
miert das Unternehmen bereits
seit 1959 und setzt damit ein
Zeichen für den Wissenschafts-
standort Ostbayern. Mit der
Preisverleihung sollen junge
Akademiker ebenso wie die
Universität Passau unterstützt
werden.

Traditionell gute
Partnerschaft

Die bekannte und begehrte
Auszeichnung unterstreicht die
traditionell gute Partnerschaft
zwischen dem Energiedienstlei-
ster E.ON Bayern und der Pas-
sauer Universität. „Die Preisträ-
ger haben eindrucksvoll unter
Beweis gestellt, dass sie mit
Sorgfalt, Neugier und großem
persönlichen Engagement Spit-
zenleistungen in der Forschung
erbringen. Jeder von ihnen ist in
seinem Fachgebiet auf dem be-
sten Weg und trägt seinen Teil
dazu bei, dass in Deutschland
die enorm wichtige Ressource
Wissen vermehrt und gestaltet
werden kann“, so E.ON Bay-
ern-Generalbevollmächtigter

Max Binder während der
Preisübergabe.

„Die Universität Passau ist
heute mehr denn je eine Top-
Adresse für Akademiker, und
ihre Bedeutung als Ausbil-
dungsstandort im Herzen eines
erweiterten Europas wird wei-
ter steigen. Für E.ON Bayern
ist die Partnerschaft mit Passau
mehr als nur gute Tradition.
Wir sehen hier ein positives
Zeichen für die Zukunft der
Hochschullandschaft auch in
schwieriger Zeit.“

Förderung der
Akademischen Karriere

Ausschlaggebend für die
Preisvergabe sind hochklassi-
ge Doktorarbeiten und sehr
gute Ergebnisse bei den Pro-
motionsprüfungen. Der Preis
ist offen für Vorschläge aus al-
len Fakultäten der Universität
Passau. Mit dem Preisgeld sol-
len die akademische Karriere
der Preisträger gefördert oder
die ersten Schritte in der be-
ruflichen Laufbahn unterstützt
werden.

Verbundenheit
mit der Region

E.ON Bayern demonstriert
seine Verbundenheit mit der Re-
gion nicht allein im wirtschaftli-
chen Handeln und der fortlau-
fenden Optimierung der Ener-
gie-Infrastruktur. Das Unterneh-
men fördert zahlreiche sozia-
le, kulturelle und wissenschaft-
liche Einrichtungen und Projek-
te. Gerade mit dem Kulturpreis
Ostbayern nimmt E.ON Bayern
seine gesellschaftliche Verant-
wortung wahr und trägt seinen
Teil zur Förderung von Kunst,
Kultur, Wissenschaft und Bil-
dung bei.                                      ?

Investitionen von
E.ON Bayern

E.ON Bayern investiert heuer
einen Betrag von rund 210 Mil-
lionen Euro in Bayern. Ein beson-
derer Investitionsschwerpunkt ist
neben Instandhaltungsmaßnah-
men und der Erschließung von
Baugebieten die Verkabelung der
störanfälligsten Mittelspannungs-
Freileitungen. „Damit wird die
Versorgungsqualität zum Vorteil
unserer Kunden weiter verbes-
sert“, erklärte E.ON Bayern-
Vorstandsvorsitzender Dr. Peter
Deml. Die Investitionen kommen
in hohem Maße der heimischen
Wirtschaft zu Gute. „Die Aufträ-
ge werden vor allem an mittel-
ständische Unternehmen in Bay-
ern vergeben“, so Deml. Das Auf-
tragsvolumen sichert insgesamt
rund 3.000 bayerische Arbeits-
plätze.                                               ?
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Biogasanlage bei Strullendorf:

Projekt mit Vorbildcharakter
Nahe der Schleuse Strullendorf im Landkreis Bamberg soll
noch in diesem Jahr ein Projekt mit Vorbildcharakter entste-
hen. Es handelt sich dabei um eine Biogasanlage, die aus
pflanzlichen Abfällen und nachwachsenden Rohstoffen Strom
und Wärme erzeugt. Umweltminister Dr. Werner Schnappauf
informierte sich bereits vorab an Ort und Stelle und war dabei
voll des Lobes über das Projekt, mit dem sich der Landkreis in
Richtung ganzheitliche Kreislaufwirtschaft bewege.

Ab 2005 werden neben einer
Großgärtnerei die über die Bio-
tonnen gesammelten Abfälle
aus Landkreis und Stadt Bam-
berg zur Vergärung gebracht.
Das dabei gewonnene Gas wird
Verbrennungsmotoren antrei-
ben, die Strom erzeugen. Die
dabei anfallende Wärme wird
die Gewächshäuser der Gärtne-
rei beheizen und dort rund
500.000 Liter Heizöl ersetzen.

Technische Einzelheiten

Stellvertretender Landrat Ge-
org Bogensperger hob beim
Ortstermin hervor, dass das von
privaten Investoren getragene
Projekt fester Bestandteil der
Abfallentsorgung des Landkrei-
ses ist. Der designierte Ge-
schäftsführer der in Gründung
befindlichen Bio Energie Bam-
berg GmbH (BFB), Josef Neu-
ner, stellte die technischen Ein-
zelheiten vor. Neben 12.000
Tonnen Bioabfällen aus Stadt
und Landkreis sollen in einem
weiteren Kreislauf jährlich auch
5.000 Tonnen nachwachsende
Rohstoffe in Form von Energie-
mais in Biogas umgewandelt
werden, so dass sich für die

Landwirtschaft eine zusätzliche
Einkommensquelle ergibt. 

Wie Neuner erklärte, ersetzt
die Biogasanlage nicht nur eine
große Menge umweltbelasten-
des Heizöl, sondern wird auch
so viel Strom ins Netz einspei-
sen, dass damit 6900 Personen
ein Jahr lang versorgt werden
können. 

Zukunftsweisendes Konzept

Minister Schnappauf gratu-
lierte dem Landkreis zu diesem
zukunftsweisenden Gesamtkon-
zept. Die Biogasanlage sei ein
wichtiger Beitrag zum aktiven
Klimaschutz. Um der weiteren
rasanten Klimaerwärmung Ein-
halt zu gebieten, müsse mit al-
ternativen Gewinnungsmetho-
den als Ersatz für fossile Brenn-
stoffe so viel Kohlendioxid-
freie Energie wie möglich er-
zeugt werden. Der Landkreis
Bamberg sei hier auf dem rich-
tigen Weg.

Spontan schlug Schnappauf
deshalb vor, das vorbildliche
und zukunftsweisende Koope-
rationsmodell in das Konzept
der Landesgartenschau zu inte-
grieren.                                      DK

Der designierte BEB-Geschäftsführer Josef Neuner (links) er-
läutert Minister Schnappauf (Mitte) das Modell der geplanten
Biogasanlage.                                                                      Foto: MM

N-ERGIE beteiligte sich an den
Altbautagen Mittelfranken 

Den Charme eines alten Hauses erhalten, aber technisch auf dem
neuesten Stand - dies sind die Idealanforderungen an gelungene
Altbausanierung. Die N-ERGIE Aktiengesellschaft beteiligte sich
an den Altbautagen Mittelfranken, die am 28. und 29. Februar im
Berufsbildungs- und Technologiezentrum der Handwerkskam-
mer für Mittelfranken in Nürnberg stattfanden. 

Am Stand der N-ERGIE in-
formierten die Berater über Hei-
zungsumstellung, die richtigen
Wärmedämmungsmaßnahmen
und Förderprogramme, die in
Anspruch genommen werden
können. Die seit Februar 2002
geltende Energieeinsparverord-
nung (EnEV) betrachtet die
energetischen Anforderungen
an ein Gebäude und an die An-
lagentechnik erstmals ganzheit-
lich. Dies bedeutet, dass ein we-
niger hoher Standard im bauli-
chen Wärmeschutz durch eine
effizientere Anlagentechnik aus-
geglichen werden kann. 

Schonende Fernwärme

Fernwärme ist eine besonders
umweltschonende Wärmequel-
le. Die EnEV sieht vor, dass der
Jahres-Primärenergiebedarf 
bei Gebäuden nicht beschränkt
wird, wenn sie zu mindestens
70 Prozent mit Wärme aus
Kraft-Wärme-Kopplung ver-
sorgt werden. Mit einem Kraft-

Wärme-Kopplungsanteil von
84,8 Prozent für das Jahr 2002
fällt die N-ERGIE Fernwärme
unter diese Bestimmung. Dies
bedeutet für Bauherren, die Sa-
nierungsarbeiten planen, weite
Entscheidungsspielräume, wo
und wie stark sie in Wärme-
dämmung investieren wollen.
Beispielsweise kann so auf Fas-
sadendämmung, die den Cha-
rakter eines Fachwerk- oder
Backsteingebäudes zerstören
würde, verzichtet werden. 

Gas- und Dampftechnologie

In der Nürnberger Altstadt so-
wie den Stadtteilen Langwasser,
St. Leonhard, Steinbühl und
Röthenbach versorgt das mehr
als 270 Kilometer lange Nürn-
berger Fernwärmenetz rund
122.000 Menschen mit der
komfortablen Wärme. Im näch-
sten Jahr wird das Heizkraft-
werk in Nürnberg-Sandreuth
von Kohlebefeuerung auf mo-
derne und besonders umwelt-

schonende Gas- und Dampf-
Technologie umgestellt. 

Minderungsprogramm

Wer bei anstehenden Gebäu-
desanierungen von Öl, Kohle,
Koks oder Elektrospeicherhei-
zungen auf Fernwärme oder
Erdgas-Brennwerttechnik um-
stellt, kann als N-ERGIE Kunde
auf das CO2-Minderungspro-
gramm zurückgreifen. Neben
Heizungsumstellungen bezu-
schusst das Programm u.a. auch
Wärmedämmmaßnahmen. Die
N-ERGIE Berater informieren
bei den Altbautagen über die
Voraussetzungen für die Förde-
rung durch das CO2-Minde-
rungsprogramm und halten für
die Interessenten eine Broschü-
re über das Programm bereit. 

Zusätzlich können N-ERGIE
Kunden das Erdgasförderpro-
gramm der N-ERGIE mit einem
Zuschuss in Höhe von 500 Euro
in Anspruch nehmen, wenn sie
ihre Heizung von einem ande-
ren Energieträger auf Erdgas
umstellen. Aufgrund der großen
Nachfrage wurde das Erdgas-
förderprogramm bis 30.4.2004
verlängert.                                   ?

KWFZ:

Infoveranstaltung
zu Windkraft-

Anlagen
Am 15. März findet um 15

Uhr im Toscana-Saal der Resi-
denz zu Würzburg eine In-
formationsveranstaltung des
Kommunalwissenschaftlichen
Forschungszentrums Würz-
burg (KWFZ) statt. Rechtsan-
walt Wolfgang Baumann wird
über das Thema „Windkraft-
anlagen: Standortwahl - Pla-
nungsrechtliche Rahmenbe-
dingungen“ referieren.

Praktische Anforderungen

Trotz der Privilegierung
von Windkraftanlagen im
Baugesetzbuch haben Stand-
orte für Windkraftanlagen
rechtlich nur dann Bestand,
wenn sie mit den planungs-
rechtlichen Rahmenbedin-
gungen im Einklang stehen.
Rechtsanwalt Baumann wird
anhand der höchstrichterli-
chen Rechtsprechung die
praktischen Anforderungen an
die Regelung der Standort-
bedingungen darstellen und
fallbezogene Hinweise zu de-
ren Umsetzung geben.         ?

HEAG NaturPur beliefert
Gemeinde Puchheim

In der 20.000 Einwohner großen Gemeinde Puchheim
westlich von München kommt künftig Ökostrom des Hes-
sischen Ökostromversorgers HEAG NaturPur zum Ein-
satz. Für das Rathaus am Alois-Harbeck-Platz, die Kin-
dertagesstätten in der Bäuml- und Birkenstraße sowie den
Bürgertreff und das Jugendzentrum Am Grünen Markt
wird seit 1. Februar NaturPur-Strom light erzeugt. Dieser
stammt je zur Hälfte aus Wasserkraft und effizienter
Kraft-Wärme-Kopplung. Durch die umweltfreundliche
Erzeugung der hierfür benötigten rund 50.000 Kilowatt-
stunden bleiben der Umwelt mehr als 28.000 Kilogramm
Kohlendioxid (CO2) erspart.

Die Gemeinde Puchheim hatte in ihrer Ausschreibung einen
zehnprozentigen Ökostromanteil gefordert, der aus zertifizierten
Erzeugungsanlagen stammt. Der Hauptstromlieferant konnte
diesen nicht anbieten. Daher erhielt die Darmstädter HEAG Na-
turPur für ihren mit dem ok-power Label ausgezeichneten Na-
turPur-Strom light den Zuschlag. 

„Wir wollen ein Signal setzen, das im Hinblick auf den scho-
nenden Umgang mit Ressourcen zwingend erforderlich ist“, gibt
Bürgermeister Dr. Herbert Kränzlein als Beweggrund für diese
Entscheidung an. „Wir sind auch in der Lokalen Agenda 21 aktiv
und unterstützen deren Ziele einer nachhaltigen Handlungsweise.“
Der Liefervertrag hat eine Laufzeit von zunächst zwölf Monaten.

Die HEAG NaturPur AG ist bei der Versorgung öffentlicher
Einrichtungen mit Ökostrom Marktführer in Deutschland: 20
Kommunen und drei Landkreise decken bereits zwischen zehn
und hundert Prozent ihres Strombedarfs mit NaturPur-Strom.
Damit leistet die öffentliche Hand auf einfache Art und Weise ei-
nen wichtigen Beitrag zum Umwelt- und Klimaschutz und über-
nimmt eine Vorbildfunktion für die Bürgerinnen und Bürger.
Infos unter: www.naturpur-ag.de  ?

Keine Fesseln für die
Kommunalwirtschaft
Städtetag kündigt Ausstieg aus der „Clearingstelle“ an

Staatsregierung will Konkurrenzschutz für
Privatwirtschaft schaffen

Der Bayerische Städtetag lehnt die Pläne der Staatsregierung
ab, die Privatwirtschaft vor unternehmerischen Aktivitäten
der Stadtwerke gesetzlich zu schützen. Falls die Staatsregie-
rung bei ihrer Haltung bleibt, wird der Städtetag aus der be-
stehenden Clearingstelle für Streitfragen zwischen kommuna-
ler und privater Wirtschaft aussteigen.

Durch eine Novelle des
bayerischen Mittelstandsförde-
rungsgesetzes will die Staatsre-
gierung privaten Unternehmen
Rechtsschutz vor den Verwal-
tungsgerichten geben, um mög-
liche Verstöße der Stadtwerke
gegen das Kommunalrecht
überprüfen lassen zu können. 

„Soll-Formulierung“

Vor Erhebung einer solchen
sog. Drittschutzklage eines Pri-
vaten gegen ein Stadtwerk soll
eine Einigung der Beteiligten
vor einer Clearingstelle an-
gestrebt werden. Diese „Soll-
Formulierung“ wurde gewählt,
weil das Land ein derartiges Ei-
nigungsverfahren mangels Ge-
setzgebungskompetenz nicht
zwingend anordnen kann.

Seit Mai 2002 gibt es bereits
eine „Clearingstelle“, die frei-
willig in Absprache zwischen In-
nen- und Wirtschaftsministeri-
um, den Verbänden der Privat-
wirtschaft, den Kammern und
den kommunalen Spitzenver-
bänden eingerichtet wurde. Wür-
de man die Clearingstelle gesetz-
lich institutionalisieren, bekäme
sie eine neue Rechtsqualität.

Keine Zwischenlösung

Die Städte sind der Meinung,
dass der Landesgesetzgeber die
Entscheidung in Streitfällen den
Verwaltungsgerichten überlas-
sen muss, wenn er tatsächlich ei-
nen gesetzlichen Drittschutz ein-
führt. Eine Art „Zwischenlö-
sung“ mit dem Ziel, das entste-
hende Konfliktpotential auf eine
Clearingstelle abzuwälzen, wird
abgelehnt.

In erster Linie erwarten die
Städte aber, dass der Ministerrat
den Gesetzentwurf ohne die
Drittschutz- und Vorverfahrens-
klausel im Landtag einbringt.
Der Drittschutz hätte nämlich

Rechtsunsicherheit und Läh-
mung der kommunalwirtschaft-
lichen Betätigung zur Folge. Es
wäre ein gesetzlich institutionali-
sierter Konkurrenzschutz der
Privaten vor der kommunalen
Wirtschaft.

Mut zu mehr Kooperationen

Anstelle einer Auseinander-
setzung vor den Verwaltungsge-
richten fordert der Bayerische
Städtetag seit längerer Zeit
mehr Kooperationen zwischen
den Stadtwerken und dem örtli-
chen Mittelstand. Damit wäre
beiden Seiten gedient.

Die kommunalen Unterneh-
men könnten ihre Kernaufga-
bengebiete sinnvoll abrunden.
Gleichzeitig böte eine verstärk-
te Kooperation für mittelständi-
sche Unternehmen in Zeiten der
Globalisierung eine sicherere
Auftragslage. Ein gesetzlicher
Drittschutz wäre das Ende die-
ser sinnvollen Zusammenarbeit.

Widersprüchliches

Der Drittschutz würde auch
der aktuellen europarechtlichen
Debatte zur Daseinsvorsorge
zuwiderlaufen. Das Europäi-
sche Parlament hat vor kurzem
Richtlinien zur Liberalisierung
der Wasserversorgung sowie
der Abwasser- und Abfallbesei-
tigung deutlich abgelehnt. Zu-
gleich hat die Kommission ei-
nen neuen Beihilferahmen an-
gekündigt, der Zuschüsse für
viele Bereiche der öffentlichen
Daseinsvorsorge vom Zugriff
des europäischen Wettbewerbs-
regimes ausnehmen will.

Es wäre höchst widersprüch-
lich, wenn die EU Spielräume
für die kommunale Daseinsvor-
sorge einräumt, während der
bayerische Landesgesetzgeber
der Kommunalwirtschaft neue
Fesseln anlegt.                       IBSt
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Jahrespressekonferenz der Flughafen München GmbH:

Münchner Airport mit 
deutlichen Zuwächsen

Nach einem Jahr der Stagnation ist der Münchner Flughafen
Franz Josef Strauß im vergangenen Jahr wieder deutlich ge-
wachsen. Mit knapp 24,2 Millionen Passagieren - über eine Mil-
lion mehr als im Vorjahr - und rund 343.000 Starts und Lan-
dungen im gewerblichen Luftverkehr hat der Münchner Flug-
hafen im abgelaufenen Betriebsjahr neue Höchstmarken erzielt,
erläuterte Dr. Michael Kerkloh, Vorsitzender der Geschäfts-
führung der Flughafen München GmbH, bei der Jahres-
pressekonferenz der FMG.

Bei den Fluggästen legte der
Flughafen München um 4,4
Prozent gegenüber dem Vor-
jahr zu, bei den Flügen betrug
die Steigerungsrate 3,7 Pro-
zent. Ein leichtes Plus von 0,5
Prozent wird aus der Luft-
fracht vermeldet. Hier wurden
inklusive der per Lkw beför-
derten Waren insgesamt knapp
247.000 Tonnen Luftfracht
umgeschlagen. Damit konnte
der Airport trotz unverändert
schwieriger wirtschaftlicher
Rahmenbedingungen an seine
bisherigen Wachstumserfolge
anknüpfen. 

Während viele andere eu-

ropäischen Luftverkehrsdreh-
scheiben stagnierende bzw. teil-
weise sogar rückläufige Passa-
gierzahlen melden, gehörte Mün-
chen 2003 zu den wenigen Air-
ports unter den „Top Ten“ in Eu-
ropa, die deutliche Zuwächse
verbuchen konnten. Im Ver-
gleich zum Vorjahr hat sich der
Münchner Flughafen in der
Rangliste der aufkommensstärk-
sten Airports dadurch wieder auf
die achte Position verbessert. 

„Historische Zäsur“

Mit Blick auf die Inbetrieb-
nahme von Terminal 2 am 29.

Juni 2003 sprach Kerkloh von
einer „historischen Zäsur in
der Entwicklung des Münch-
ner Flughafens“. 

Nach dem erfolgreichen
Start des neuen Terminals, das
die FMG zusammen mit der
Deutschen Lufthansa AG be-
treibt, setzen die Airport-Ma-
nager jetzt in beiden Abferti-
gungsgebäuden auf eine Fort-

Bei den anstehenden Um-
baumaßnahmen geht es in er-
ster Linie um eine bessere Po-
sitionierung der gastronomi-
schen Einrichtungen und Ein-
zelhandelsgeschäfte. Darüber
hinaus werden im Zuge der
Modernisierung auch die er-
forderlichen Installationen für
eine integrierte hundertprozen-
tige Gepäckkontrolle durchge-
führt. 

In den Modulen C und D
sollen die Baumaßnahmen
noch in diesem Jahr abge-
schlossen werden, A und B sol-
len im kommenden Jahr fol-
gen. FMG-Chef Kerkloh zum
dualen Münchner Konzept:
„Mit den beiden unterschied-
lich ausgerichteten, hochmo-
dernen Terminals ist der Flug-
hafen München bestens für
den internationalen Wettbe-
werb aufgestellt.“

Höhere Gesamterlöse

Der Aufwärtstrend bei den
Verkehrszahlen schlug sich
auch im Umsatz der Flughafen
München GmbH positiv nie-
der: Die Gesamterlöse stiegen
im Jahr 2003 nach vorläufigen
Berechnungen auf rund 618
Millionen Euro. 

Anders als in den zurücklie-
genden sechs Betriebsjahren,
in denen Jahresüberschüsse er-
wirtschaftet werden konnten,
wird für 2003 aufgrund der er-
heblichen Investitionskosten
für Terminal 2 ein negatives
Jahresergebnis ausgewiesen
werden. Der Verlust nach Ab-
schreibungen wird voraus-
sichtlich rund 51 Millionen
Euro betragen.                      DK

führung des dynamischen
Wachstumsprozesses. Während
in Terminal 2 der weitere Aus-
bau des Drehscheibenverkehrs
im Vordergrund steht, soll das
Terminal 1 durch eine Reihe ge-
zielter Umbaumaßnahmen in
seiner neuen Verkehrsfunktion
für die verschiedenen Varianten
des Punkt-zu-Punkt-Verkehrs
gestärkt und weiterentwickelt
werden. 

Landkreis Lichtenfels:

Erfolgreiches Fifty-Fifty-
Bus- und Taxiprojekt 

Seit Einführung dieses bayernweit einmaligen Projektes am 19.
April 2002 bis Ende 2003 haben rund 23.000 Jugendliche des
Landkreises Lichtenfels dieses Angebot genutzt. „Dies ist für mich
ein deutliches Zeichen, dass zum einen der Bedarf für eine solche
Dienstleistung vorhanden ist, und zum anderen das Projekt auch
angenommen wird von den Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen“, zeigte sich Landrat Reinhard Leutner, Initiator dieses Ver-
kehrssicherheitsprojektes, erfreut. Dabei war besonders wichtig,
dass die notwendige Berechtigungskarte über das Internet bestellt
werden kann und kostenlos ausgegeben wird. 

Zwischenzeitlich haben sich
eine Vielzahl von Landkreisen
und Städten über dieses Projekt
und seine Umsetzung mit eGo-
vernment-Lösungen informiert.
Besonders beeindruckt zeigte
sich Innenminister Dr. Günther
Beckstein, der dieses Fifty-Fifty-
Projekt allen bayerischen Land-
kreisen zur Einführung empfoh-
len hat. 

Landrat Reinhard Leutner:
„Schwere Verkehrsunfälle mit
Toten und Schwerverletzten
gehören leider immer noch zum
Verkehrsgeschehen in unserem
Landkreis. Damit zumindest der
Freizeit- und Diskoverkehr si-
cherer wird, habe ich 2002 das
Fifty-Fifty-Bus- und Taxiprojekt
ins Leben gerufen, das allen 16-
bis 27-jährigen aus dem Land-
kreis Lichtenfels die Möglich-
keit gibt, an den Wochenenden
und an Feiertagen in der Zeit von
19.00 Uhr abends bis 5.00 Uhr
morgens für Fahrten im Land-
kreis zum halben Preis Busse
und Taxis zu nutzen“.

In den ersten 20 Betriebsmo-
naten wurde pro Fahrgast ein
Zuschuss von 2,20 Euro bezahlt.
Im Vergleich zu herkömmlichen

Freizeit- und Diskobussen ist
dies ein unterdurchschnittlicher
Betrag. Dennoch muss jedes
Jahr die finanzielle Machbarkeit
dieser freiwilligen Aufgabe
überprüft werden. Die Gremien
des Kreistages müssen nun in
den Beratungen zum Haushalt
2004 klären, ob das Fifty-Fifty-
Bus- und Taxiprojekt auch in
diesem Jahr fortgeführt wird. 

Ein Blick auf die Zahl der
Fahrten zeigt, dass das Fifty-Fif-
ty-Bus- und Taxiangebot das ge-
meinschaftliche Fahren fördert -
durchschnittlich sitzen drei
Ticketnutzer im Fahrzeug. Ins-
gesamt wurden seit Einführung
rund 8.000 Fahrten unternom-
men, die „kreuz und quer“ durch
den Landkreis führten. Bemer-
kenswert ist jedoch, dass rund
90 % der Beförderungen nach
Mitternacht erfolgten, was diese
unfallträchtige Zeit ein Stück si-
cherer machte. 

„Daher muss auch für 2004
gelten: 100% Vernunft - 50%
Kosten = der sichere Weg zum
Ziel!“, so Landrat Reinhard
Leutner, der sich eindeutig für
die Fortführung dieses Angebo-
tes ausspricht.                               ?

Städte wollen mehr 
Entscheidungsfreiheit

beim ÖPNV
Die Städte haben die Europäische Union erneut aufge-
fordert, es ihnen zu überlassen, ob sie Verkehrsleistungen 
im Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) durch eigene
Unternehmen erbringen oder in einem europaweiten Wett-
bewerbsverfahren ausschreiben. Das Europäische Parla-
ment und der Rat der Verkehrsminister sollten rasch eine
Marktöffnungsverordnung für den ÖPNV auf den Weg
bringen. Damit würde für die Städte und ihre Verkehrsun-
ternehmen die notwendige Rechtssicherheit geschaffen.

Vorerst gescheitert sind die seit Jahren laufenden Bestrebun-
gen, die schwierigen Abgrenzungsfragen zwischen eigenwirt-
schaftlichen (nicht ausschreibungspflichtigen) und gemeinwirt-
schaftlichen (ausschreibungspflichtigen) Verkehrsdiensten im
deutschen kommunalen ÖPNV durch höchstrichterliche Recht-
sprechung zu klären. Der Europäische Gerichtshof hatte in ei-
nem Urteil vom 24. Juli 2003 grundsätzlich bestätigt, dass deut-
sche Kommunen für Nahverkehrsunternehmen im Stadt-, Vor-
ort- und Regionalverkehr öffentliche Zuschüsse zahlen dürfen,
ohne dabei zwingend ausschreiben oder die Zahlungen der
Kommission vorher melden zu müssen.

Das Bundesverwaltungsgericht hätte im nächsten Schritt
klären müssen, ob das deutsche Personenbeförderungsgesetz
den Vorgaben der Luxemburger Richter konkret Rechnung
trägt. Im Dezember 2003 erklärten die obersten deutschen Ver-
waltungsrichter jedoch die vorausgehenden Urteile für wir-
kungslos, weil sich der Rechtsstreit wegen Auslaufens der um-
strittenen Linienverkehrsgenehmigungen erledigt hatte. Die
kommunale Verkehrsbranche müsste nun wieder warten, bis
das Bundesverwaltungsgericht einen weiteren konkreten Fall zu
entscheiden hat. Eine solche Hängepartie wäre unzumutbar.

Rechtssicherheit erwarten sich die Städte und ihre Verkehrs-
unternehmen jetzt von einer europaweiten Marktöffnungsver-
ordnung, die dem Grundgedanken der sogenannten marktorien-
tierten Direktvergabe kommunaler Verkehrsdienstleistungen
Rechnung trägt.

Wahlmöglichkeit in Sicht

Bereits im November 2001 hatte sich das Europäische Parla-
ment dafür ausgesprochen, den Kommunen mit eigenen Ver-
kehrsunternehmen das Recht einzuräumen, frei zu entscheiden,
ob sie die Verkehrsdienstleistungen durch das eigene Unterneh-
men erbringen oder ob sie diese Dienste ausschreiben wollen.
Diese Wahlmöglichkeit soll allerdings nur dann gelten, wenn
die Leistungen auf das Stadtgebiet beschränkt sind.

Wird dagegen die Ortsgrenze der Kommune überschritten, so
müsste aus Gründen der Wettbewerbsgleichheit ausgeschrieben
werden. Dieses Recht zu einer „marktorientierten Direktverga-
be“ haben die Europaparlamentarier in einer umfassenden Ent-
schließung zur Zukunft der Daseinsvorsorge vom 14. Januar
2004 eindrucksvoll bestätigt.

Der Deutsche Städtetag hat jetzt Brüssel, Berlin und die Bun-
desländer aufgefordert, die seit längerer Zeit geplante europawei-
te ÖPNV-Marktöffnungsverordnung mit dem Recht zur markto-
rientierten Direktvergabe noch während der derzeitigen Amtszeit
der Europäischen Kommission auf den Weg zu bringen.         IBSt

Flugbetrieb ab Herbst 
realistisch 

air+park allgäu rechnet noch im Sommer mit
Flughafen-Genehmigung Memmingen 

(jm). Spätestens ab Herbst sollen die ersten Flugzeuge vom ge-
planten Regionalflughafen Allgäu in Memmingen abheben. Ge-
schäftsführer und Gesellschafter der air+park allgäu GmbH &
Co. KG rechnen innerhalb der nächsten fünf Monate mit einer
Genehmigung durch das Luftamt Südbayern. „Ich gehe davon
aus, dass wir nach dem grünen Licht aus München innerhalb von
drei Monaten mit dem Flugbetrieb starten könnten“, erklärte
Ralf Schmid, Geschäftsführer der air+park allgäu vor der Presse.

Aufgrund der guten Infrastruk-
tur, die durch den früheren Mi-
litärflughafen am Standort in
Memmingerberg gegeben sei,
könne die Betreibergesellschaft
bereits mit einem Investitionsauf-
wand von etwa einer Million
Euro die Voraussetzungen für 
den Start des Sichtflugbetriebes
schaffen. Um auch Ferienflieger
in der Größenordnung eines Air-
bus A320 oder einer Boeing 737
von Memmingen aus starten und
im Allgäu wieder landen lassen
zu können, sind allerdings Inve-
stitionen in Höhe von insgesamt
24 Millionen Euro bis zum Jahr
2015 nötig.

„Hier sind wir auf die Unter-
stützung der Landespolitik ange-
wiesen. Nur wenn sich der Frei-
staat über zwölf Jahre verteilt mit
einem Investitionszuschuss in der
Größenordnung von 17,5 Millio-
nen Euro beteiligen kann, ist das
Ziel eines selbsttragenden Betrie-
bes erreichbar“, so Gründungsge-
sellschafter Wolfgang E. Schultz. 

Voraussetzungen erfüllt

Vor den Investitionen steht 
allerdings die Entscheidung des
Luftamtes Südbayern. Und hier
rechnet die air+park allgäu 
mit einem positiven Bescheid.
„Nach der offiziellen Anhörung
der Bürger und Träger öffentli-
cher Belange haben wir weitere
Gutachten beim Luftamt einge-
reicht, welche auf die wichtig-
sten Bedenken und Fragen der
Einwender Antworten liefern“,
erklärt air+park-Geschäftsführer
Schmid. Bisher erfülle der Än-
derungs-Antrag der air+park all-

gäu auf eine zivile fliegerische
Nachnutzung des bestehenden
Geländes alle Voraussetzungen
für eine Genehmigung.

„Es gibt keinen einzigen
Punkt, der eine grundsätzliche
Ablehnung unseres Antrages zur
Folge hätte“, so Schmids Ge-
schäftsführerkollege Karl-Ro-
man Berlinghof. Alle neu vorge-
legten Gutachten wie eine Rele-
vanzuntersuchung zu den Aus-
wirkungen auf die Luftschad-
stoffsituation, eine Lärmmedizi-
nische Stellungnahme, eine so
genannte Flora-Fauna-Habitat-
Verträglichkeitsprüfung, eine gut-
achterliche Stellungnahme zu
den geplanten Eingriffen für
Pflanzen und Tiere und eine Um-
welterheblichkeitsstudie kom-
men zu dem Ergebnis, dass die
zivile fliegerische Nachnutzung
des früheren Militärflugplatzes
weder gesundheitsschädliche
Auswirkungen für Menschen,
noch relevante umweltschädli-
che Auswirkungen für die Natur
haben.

Sinnvolle Nutzung

„Mit einer grünen Wiese ver-
glichen schneidet ein Verkehrs-
flughafen bei der Umweltver-
träglichkeit immer schlechter ab.
Aber letztlich geht es darum, ei-
nen ehemaligen Militärflugplatz
sinnvoll weiterzunutzen. Und im
Vergleich zu den früheren Bela-
stungen liegen die künftigen
Schadstoff- und Lärm-Immissio-
nen bei einem geringen Bruch-
teil von dem, was die Bürgerin-
nen und Bürger bisher aushalten
mussten“, stellte Schultz klar.  ?

Alpenkonvention:

Naturgefahren im 
Alpenraum meistern

Die Alpenkonvention bietet die ideale Plattform für alle Alpen-
länder, Naturgefahren gemeinsam zu meistern, betonte Bay-
erns Umweltminister Werner Schnappauf heute zum Ab-
schluss der Tagung des Ständigen Ausschusses der Alpenkon-
ferenz in Innsbruck. Schnappauf: „Vor dem Hintergrund der
vermehrt auftretenden Unwetterereignisse und des Klimawan-
dels rückt bei der Programm-Umsetzung das Thema Naturge-
fahren immer mehr in den Mittelpunkt.“ 

Der Minister drängte darauf,
grenzüberschreitende Maßnah-
men der Gefahren-Früherken-
nung und -abwehr schneller und
wirksamer umzusetzen. Dazu
soll bei der Herbsttagung eine
gemeinsame Arbeitsgruppe ein-
gesetzt werden.

Informationssystem

Bayern setze sich als einziges
Mitglied der deutschen Delega-
tion mit Alpenanteil nachdrück-
lich für die Behandlung der Na-
turgefahren-Problematik ein, so
Schnappauf. Das bayerische
Umweltministerium hat dazu
2003 ein fachübergreifendes
„Informationssystem Alpine
Naturgefahren (IAN)“ ent-
wickelt. Das Informationssy-
stem soll dazu dienen, vor Ort
das Risikobewusstsein für alpi-
ne Naturgefahren zu schärfen.
Lawinen, Hochwasser, Muren
und Hangrutsche sind dauerhaf-
te Bedrohungen im Alpenraum.
Nach Schnappaufs Worten inve-

stiert Bayern auch in 2004 rund
20 Millionen Euro für den
Schutz vor Wildbächen sowie
für die Schutzwaldsanierung
und die technischen Lawinen-
verbauungen.

ABIS-Aufbau

Bayern beteiligt sich auch in-
tensiv am Aufbau des Alpenbe-
obachtungs- und -informations-
systems (ABIS) in der Außen-
stelle des Ständigen Sekretariats
in Bozen. Ziel des ABIS ist es,
die Entwicklung der Umwelt im
Alpenraum objektiv zu erfas-
sen. Dazu werden Daten u.a.
über die alpenspezifische Viel-
falt von Pflanzen- und Tierar-
ten, die Häufigkeiten der jährli-
chen Lawinen- und Murenab-
gänge oder die Anzahl grenz-
überschreitender ÖPNV-Ver-
bindungen erhoben. Die Daten
dienen als Entscheidungsgrund-
lage für eine Politik der nach-
haltigen Entwicklung in den Al-
pen, so Schnappauf.                  ?
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„Zügig in den 
Bayerischen Wald“ 

Tagung des Verkehrsclub Deutschland (Landesverband Bayern) in Regen

Der Verkehrsclub Deutschland (VCD), Landesverband Bay-
ern, veranstaltete in Zusammenarbeit mit dem Landkreis Re-
gen eine Tagung in Regen zum Thema „Zügig in den Bayeri-
schen Wald“. Dabei ging es um umweltverträgliche Mobilität
in Fremdenverkehrsgebieten.

„Umweltverträgliche Mobi-
lität ist ein Lebenselixier für
Tourismusregionen,“ betonte
Matthias Striebich, stellvertre-
tender Landesvorsitzender des
VCD Bayern, in seinem Ein-
führungsstatement. 

Peter Westenberger stellte
die Kooperation „Fahrtziel Na-
tur“ zwischen der DB AG und
Umweltverbänden vor. „Fahrt-
ziel Natur“ fördert die umwelt-
verträgliche Anreise zu den
deutschen Nationalparks, unter
anderem in den Bayerischen
Wald. Striebich kündigte an,
dass der Bayerische Wald 2004
von der Kooperation schwer-
punktmäßig beworben wird -
ein positiver Ausblick für die
Region. 

Beispiele für
verträgliche Mobilität

Herausragende Beispiele aus
der Region Bayerischer Wald
wie das Bayerwald-Ticket, die
Wald-Bahn oder die Igel-Bus-
se wurden von Christina Wib-
mer-Schmidt vom Landratsamt
Regen, Karl Barthmann von
der Nationalparkverwaltung
Bayerischer Wald, Günter
Neumayer vom RBO und Bea-
te Wolf von der DB AG vorge-
stellt. Gleichzeitig wurden
auch positive Ansätze aus an-

deren Regionen präsentiert,
zum Beispiel das Verkehrskon-
zept von Oberstdorf, durch das
der Autoverkehr in der Ge-
meinde erheblich zurückging
oder die Rad-Busse von Fran-
kenwald-mobil.

Frankenwald-Problematik

Im Frankenwald bestand das
Problem, dass die Bahn zwar
den Frankenwald um-, ihn aber
zu wenig erschloss. Der ÖPNV
ist lediglich auf die Kreisstäd-
te bzw. Schulstandorte ausge-
richtet und damit landkreisü-
berschreitend kaum vorhan-
den. Die Mobilitätsbedürfnisse
innerhalb des Freizeitverkehrs
konnten nicht mit dem vorhan-
denen ÖPNV-Netz (vor allem
an Wochenenden) erfüllt wer-
den.

Wegfall des Bus-Angebots

Bis Mitte der 90er wurden
Mobilitätsbedürfnisse von Ur-
laubsgästen zwar noch durch
Ausflugsbusse abgedeckt. Ei-
ne Problemverschärfung ergab
sich jedoch dadurch, dass mit
Einbruch der Gästezahlen - vor
allem in Bad Steben auf Grund
der Gesundheitsreformen - dies
auch nicht mehr möglich war.
Zu wenige Gäste zog eine zu

geringe Nachfrage für Busse
nach sich, was wiederum den
Wegfall des Angebotes zur
Folge hatte.

Bad Steben als
Drehscheibe

2001 schließlich wurde das
Frankenwald-mobil-Netz ge-
boren. Drehscheibe ist Bad
Steben, die Netzlänge setzt
sich zusammen aus 161 Kilo-
meter Fahrradbuslinie und 207
Kilometer Bahnlinien. Gastank-
stellen wurden errichtet, darü-
ber hinaus erfolgte eine Um-
stellung auf Gasbusse. 2002
wurde das Netz mit dem
Bayerischen Nahverkehrspreis
ausgezeichnet.

Vernetzung ermöglicht

Die Tagung hatte das Ziel,
positive Ansätze und Beispiele
für verträgliche Mobilität auf-
zuzeigen und Erfahrungen aus-
zutauschen. Außerdem sollte
eine Vernetzung der Erfah-
rungsträger innerhalb der Re-
gionen und mit anderen Regio-
nen ermöglicht werden. „Die-
ses Ziel haben wir erreicht,“
betont der VCD in seinem Re-
sümee. Allerdings könne eine
Tagung immer nur der Anfang
von weiteren Schritten in die
richtige Richtung sein. Dafür
seien die ausgetauschten Er-
fahrungen und geknüpften
Kontakte eine sehr gute Vor-
aussetzung.                              DK

VDV zu ÖPNV-Finanzierung:

Für „marktorientierte Direktvergabe“ 
Chance zur Einigung auf europäischer Ebene soll kurzfristig genutzt werden 

Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) sieht die
Chance, den europäischen Rechtsrahmen für die Finanzierung
des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) zu modernisieren
und fordert die Bundesregierung auf, sich im Europäischen Mi-
nisterrat für eine Änderung der bisherigen, aus dem Jahre 1969
stammenden, EWG-Verordnung einzusetzen. Grundlage für die
Reform der Europäischen Verordnung sollten nach Ansicht des
Verbandes die vom Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaf-
ten (EuGH) in einem Grundsatzurteil vom 24. Juli 2003 ent-
wickelten Leitlinien sein. „Der EuGH hat die ‚marktorientierte
Direktvergabe’ ausdrücklich als gleichberechtigte Alternative
zum öffentlichen Ausschreibungsverfahren als europarechtskon-
form anerkannt,“ betonte VDV-Präsident Dipl.-Kfm. Günter El-
ste bei der Jahrespressekonferenz seines Verbandes. 

Damit könne das laufende
Verordnungsgebungsverfahren
zur künftigen Marktordnung im
ÖPNV, das seit nunmehr über
zwei Jahren im Verkehrsmini-
sterrat festgefahren sei, zügig
zum Abschluss gebracht wer-
den. Die Kommission der Eu-
ropäischen Gemeinschaften hat-
te ihren ersten Verordnungsvor-
schlag zur Änderung der Ver-
ordnung bereits im Juli 2000
vorgelegt.

Dort war, vereinfacht ausge-
drückt, die Vergabe von Ver-
kehrsleistungen fast ausschließ-

lich im Wege des Ausschrei-
bungswettbewerbs unter Be-
rücksichtigung von Übergangs-
fristen vorgesehen. Das Eu-
ropäische Parlament beschloss
im November 2001 in erster Le-
sung 96 Abänderungsanträge
und forderte eine Option der 
Eigenproduktion durch (kom-
munale) Gebietskörperschaften
nebst einer rechtssicheren Ab-
grenzung der neuen Verordnung
zum allgemeinen Vergaberecht.
Daraufhin änderte die Kommis -
sion im Februar 2002 ihren Vor-
schlag leicht ab. Sie lehnte ei-
nen Großteil der Voten des Par-
laments ab und hielt - trotz eini-
ger weniger Kompromissange-
bote - insbesondere an ihrer
Forderung fest, ÖPNV-Ver-
kehrsleistungen künftig grund-
sätzlich im Rahmen von Aus-
schreibungsverfahren zu ver-
geben. Im Verkehrsministerrat
zeichnete sich vor der EuGH-
Entscheidung weder eine quali-
fizierte Mehrheit für die Be-
schlüsse des Parlaments noch
für den geänderten Kommissi-
ons-Vorschlag ab. 

Spannungsverhältnis
zweier Ordnungsprinzipien

„Der Gerichtshof hat sich in
seinem Urteil mit dem Span-
nungsverhältnis zwischen wett-
bewerbsorientierter Marktwirt-
schaft und der Freiheit der Mit-
gliedstaaten zur Gestaltung ge-
meinwohlorientierter Dienstlei-
stungen, die nicht allein kommer-

ziellen Erwägungen folgen, be-
fasst“, erklärte der VDV-Präsi-
dent. Die Lösung dieses auch im
EG-Vertrag selbst vorhandenen
Spannungsverhältnisses zweier
scheinbar widersprüchlicher Ord-
nungsprinzipien - hier der Frei-
raum der Mitgliedstaaten zur Ge-
staltung gemeinwohlorientierter
Dienstleistungen, dort der wett-
bewerbsorientierte Binnen-
markt - sehe der EuGH darin,
dass beide Prinzipien miteinan-
der in Einklang zu bringen sei-
en. Das bedeute für den ÖPNV:
(Kommunale) Gebietskörper-
schaften dürften Verkehrsunter-
nehmen mit ÖPNV-Betriebslei-
stungen grundsätzlich auch
dann betrauen, wenn die Aus-
wahl des betrauten Unterneh-
mens nicht in einem öffentli-
chen Ausschreibungsverfahren
getroffen worden sei. 

Die zulässigen Ausgleichszah-
lungen der öffentlichen Hand an
diese ohne Ausschreibung ermit-
telten Unternehmen für deren im
öffentlichen Interesse erbrachten
Leistungen seien aber limitiert:
Der EuGH begrenze die beihilfe-
rechtlich unbedenkliche Höhe
von Ausgleichszahlungen am
Maßstab der Kosten eines
„durchschnittlichen, gut geführ-
ten Unternehmens“. Damit wer-
de im Ergebnis, betonte Elste, ei-
ne „marktorientierte“ Steuerung
der Betrauung von Unternehmen
mit ÖPNV-Betriebsleistungen er-
zwungen; nämlich eine „markto-
rientierte Direktvergabe“. 

Der VDV ist der Ansicht, dass
diese vom EuGH ausdrücklich
als europarechtskonform aner-
kannte Variante Eingang in die
EU-Verordnung finden müsse.
Die Umsetzung könne und solle
nun zügig vorangetrieben wer-
den, denn bereits im Frühsom-
mer 2004 werde ein neues Eu-
ropäisches Parlament gewählt
und eine neue Kommission ge-
bildet. Es stehe zu befürchten,
dass danach erhebliche Verzö-
gerungen in Kauf genommen
werden müssten.                        ?

Sicherheit bei der Aufbewahrung von Fahrrädern sowie umfangreiche Möglichkeiten der Zu-
weisung bestimmter Plätze bietet das ausgeklügelte System von Orion. ?

Vollelektronisch Fahrräder parken
Stellen Sie sich einmal vor, Sie finden als Radler an Ihrem
Zielpunkt bereits einen nur für Sie reservierten Fahrradpark-
platz vor! Unmöglich? Zukunftsvision? Nein: Realität ! Unter
dem Markennamen VeloPark bietet die Firma ORION Bau-
systeme GmbH mit Geschäftssitz in Biebesheim ein innovati-
ves Konzept eines vollelektronischen Schließsystems für Fahr-
radparkplätze an, das neben einer Vielzahl anderer Betriebs-
varianten genau diese Möglichkeit der Vorreservierung von
Fahrradparkplätzen bietet. 

Bei dieser Entwicklung be-
stand von Anfang an die Absicht,
einen aktiven Beitrag zum Dieb-
stahlschutz zu leisten, und zwar
unter der Prämisse, dass jeder in
das System involvierte Radler
die Möglichkeit hat, jederzeit ei-
nen sicheren Parkplatz für sein
Fahrrad an beliebigen Stationen
reservieren und bedarfsgerecht
nutzen zu können. Das System
VeloPark verknüpft die Vorteile
von konventionellen Fahrradab-
stellanlagen mit Wunschvorstel-
lungen der Radfahrer. Es bietet
im Rahmen eines innovativen
Parkplatz-Managements Sicher-
heit bei der Fahrradaufbewah-

rung und eine vollelektronische
Systemüberwachung in Verbin-
dung mit Systemkonfiguratio-
nen, die entsprechend den je-
weiligen Betreiberanforderungen
programmiert werden können.

VeloPark ist nicht nur für das
individuelle Fahrradparken in der
Vernetzung mit dem ÖPNV kon-
zipiert, sondern bietet zudem um-
fassende, bisher nicht da gewese-
ne Möglichkeiten für die Zuwei-
sung bestimmter Parkplätze z.B.
in Fahrrad-Mietstationen, bei Fir-
men- und Behördenparkplätzen,
in ertragsorientiert betriebenen
Radstationen, oder in Fahrradkel-
lern von Universitäten, Mietshäu-

sern u.v.m. Parken und Abholen
des Fahrrades wird über ein be-
nutzergeführtes, mehrsprachiges
PC-Display abgewickelt. Das
patentierte VeloPark-System er-
möglicht eine kinderleichte Be-
dienung mit digitalem Schlüssel
und bietet höchste Akzeptanz
durch individuelle Betreiberlö-
sungen. 

VeloPark wird grundsätzlich
in Edelstahl-Ausführung ange-
boten, ist im öffentlichen Raum
mit oder ohne Überdachungs-
elemente aufstellbar und für den
Einsatz im Freien wie in ge-
schlossenen Räumen geeignet.
Der Aufwand für Bau und Un-
terhaltung ist denkbar gering. 

Weitere umfassende Informa-
tionen bei: ORION Bausysteme
GmbH Waldstraße 2, 64584
Biebesheim am Rhein, Telefon:
06258/80201, Telefax: 06258/
80236, e-mail: info@orion-bau-
systeme.de, homepage: www.
orion-bausysteme.de. ?

62 Millionen Euro
für ÖPNV

Die Regierung von Schwaben
hat 2003 insgesamt 62 Mio. Euro
für Verbesserungen im ÖPNV
ausgegeben. Das sind rund 
3 Mio. mehr als im Vorjahr.

Das Fördersystem des ÖPNV
besteht aus verschiedenen Pro-
grammen. Gefördert werden In-
vestitionen in Bauvorhaben und
Schienenfahrzeuge, die Beschaf-
fung von Omnibussen, Fahrpreis-
ermäßigungen für Personen in
Ausbildung, Angebotsverbesse-
rungen durch die Aufgabenträger
und Kooperationen bei Fahrplan
und Tarif. Hauptposten waren
Bau-Investitionsförderung (rund
17 Mio.), Busse (ca. 12 Mio.), an
Busunternehmen gingen noch-
mals 22 Mio., den Aufgabenträ-
gern wurden fast 9 Mio. zuge-
wiesen. ?
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Weltmesse Bauma
feiert 50jähriges Jubiläum
Weltweit größte Baumaschinenmesse vom 29. März bis 4. April in München

Die Erfolgsstory der Weltmesse bauma beginnt 1954 mit 58
Ausstellern, 8.000 Fachbesuchern und 12.000 Quadratmetern
Freigeländefläche auf der Münchner Theresienhöhe. 50 Jahre
später stehen dem Veranstalter Messe München 500.000 Qua-
dratmeter Ausstellungsfläche in den Hallen und auf dem Frei-
gelände der Neuen Messe München zur Verfügung. Die bauma
ist damit die größte Baumaschinenmesse der Welt und inter-
nationaler Branchentreff für die Präsentation neuester Bau-
und Baustoffmaschinen, Baufahrzeuge und Baugeräte. Mit der
bauma mining wird die bauma 2004 zudem um ein umfassen-
des Angebot an innovativen Technologien für die Bergbauma-
schinenindustrie erweitert.

Mehr Aussteller, mehr Inter-
nationalität, mehr Besucher -
die bauma 2004 wird größer als
je zuvor. Erwartet werden mehr
als 2.600 Aussteller, davon 52
Prozent aus dem Ausland, 45
ausstellende Länder sowie mehr
als 400.000 Besucher.

bauma mining

Erstmals präsentiert sich im
Freigelände Nord die Bergbau-
maschinenindustrie mit einem
eigenen Messeauftritt auf der
bauma mining. In diesem
durch eine separate Kenn-
zeichnung gestalteten Teil des
Messegeländes zeigen rund
100 Firmen neueste Maschi-
nen für die Mining-Industrie.
Davon sind etwa 85 Unterneh-
men erstmals auf der Messe
vertreten.

Schwerpunkte

Schwerpunkte sind der un-
tertägige Bergbau und die Auf-
bereitungstechnik. Zusätzlich
zeigen weitere 330 Aussteller
auf dem Gelände der bauma
Produkte aus dem Mining-
Segment. Damit sind die welt-
weit wichtigsten Bergbauzu-
lieferer in München vertreten.

Lader, Tunnelbohrmaschinen
und Bagger werden nicht nur
zum Bau von Straßen- und Ei-
senbahntunneln eingesetzt. Sie
kommen, teilweise modifiziert,
auch im Bergbau zum Einsatz.
Neu auf der bauma mining sind
deshalb die Produkte, die durch
den Bereich Tunnelbau bisher
nicht abgedeckt waren. Dazu
zählt der gesamte Komplex der
Gewinnung.

Langfrontabbau

Gezeigt werden die neuesten
Maschinen für den Strebbau
oder Langfrontabbau. Das sind
Geräte, die an einer in der Re-
gel etwa 100 bis 300 Meter
langen Front längs einer Stol-
lenwand kontinuierlich Mate -
rial, meist Kohle oder Salz, ab-
bauen. Zu diesem sogenannten
kontinuierlichen Untertage-
bergbau zählt auch die Abstüt-
zung der Fronten durch einen
hydraulischen Schreitausbau.
Im Zusammenspiel zwischen
Gewinnung, Abförderung und
Ausbau werden zunehmend
teil- oder vollautomatische
Steuerungen eingesetzt. 

Vorgestellt werden auf der
Messe darüber hinaus Ausrü-
stungen für den diskontinuier-

lichen Untertagebau, wie den
Kammerpfeiler- oder Gangerz-
abbau. Bei ihnen wird das Ma-
terial durch den Vortrieb von
Örtern oder Strecken genann-
ten Stollen in der Lagerstätte
gewonnen. Zu sehen sind unter
anderem programmgesteuer-
te Bohrwagen und Spreng-
stoffladefahrzeuge. Um das
gesprengte Material an die
Förderanlagen zu übergeben,
werden auch Fahrlader einge-
setzt. Den Fachbesuchern der
bauma mining werden 2004 in
München die neuesten Ent-
wicklungen im Bereich der so-
genannten mannlosen Fahrla-
der - also Maschinen ohne
Fahrer - präsentiert. 

Tunnelbohrmaschinen

Weiter auf dem Ausstel-
lungsprogramm stehen ange-
passte Tunnelbohrmaschinen,
die Material durch einen konti-
nuierlichen Prozess aus dem
Berg fräsen. Die am weites-
ten auf die speziellen Bedürf-
nisse des Bergbaus zugeschnit-
tene Teilschnittmaschine ist
der Continues Miner. Anders
als bei üblichen Maschinen,
wo ein oder mehrere Fräsköp-
fe an dem Ortsbrust genannten
Stollenende das Material ge-
winnen, wird beim Continues
Miner auf der ganzen Stollen-
breite abgebaut. Ein Vorteil,
der je nach den geologischen
Gegebenheiten genutzt wird
und den Ertrag steigert. 

Bereich Logistik

Ebenfalls zum Warenange-
bot gehören Geräte und Ma-
schinen für die Bereiche Logi-
stik und Hilfsprozesse. Dazu
zählt das Herstellen von
Schächten und Hauptzugangs-
strecken, die Versorgung mit
Frischluft, das Abpumpen des
zuströmenden Wassers sowie
der Umschlag und Mann-
schaftstransport. Vorgestellt

werden zum Beispiel die neues-
ten, entweder elektrisch oder
mit Diesel betriebenen Ein-
schienenhängebahnen, die der
Beförderung von Menschen
und Material Untertage dienen.
Diese können, sofern die
Größe des Tunnelquerschnitts
den Einsatz anderer Transport-
mittel nicht erlaubt, auch im
normalen Tunnelbau Anwen-
dung finden. 

Tagebau

Ein weiterer großer neuer
Produktbereich zeigt Maschi-
nen und Geräte für den Tage-
bau. Der kontinuierliche Ab-
bau erfolgt entweder mit Ei-
merkettenbaggern oder Schau-
felradbaggern. Für beide Ma-
schinen werden Lösungen zur
Prozessoptimierung und wei-
teren Automatisierungen vor-
gestellt. Weiterentwicklungen
sind insbesondere im Bereich
der Surface-Miner zu erwar-
ten. Diese Maschinen, bei de-
nen mit einer Walze das unter
ihnen liegende Flötz kontinu-
ierlich weggefräst und so Ma-
terial gewonnen wird, finden
dort Verwendung, wo sich we-
gen der Beschaffenheit der La-
gerstätten der Einsatz von
Großgeräten, wie Schaufel-
rad- oder Eimerkettenbaggern,
nicht lohnt. 

Aufbereitungstechnik

Der gesamte Bereich der
Aufbereitungstechnik stellt ei-
nen weiteren Schwerpunkt der
Messe dar. Sie dient dazu, das
gewonnene Material entwe-
der zum sofortigen Verbrauch
oder zur Weiterverarbeitung,
beispielsweise in Hüttenwer-
ken, aufzubereiten. 

Ebenfalls auf dem Pro-
gramm stehen Maschinen für
den diskontinuierlichen Tage-
bau. Dabei wird das Material
durch Bohren und Sprengen
gewonnen, mit Großhydraulik-,
Seil- oder Schürfkübelbag-
gern aufgenommen und an-
schließend meist auf große
Dumper abgekippt. Eine rela-
tiv neue Entwicklung in die-
sem Bereich sind Inpitcrusher,
d. h. mit Förderbändern aus-
gerüstete mobile Backen- oder
Kreiselbrecher.                       KI

Bilanz Winterdienst
„Bei starken Schneefällen in ganz Bayern kostet der Winter-
dienst auf dem gesamten Netz der Autobahnen, Bundes- und
Staatsstraßen an einem einzigen Tag 2 Millionen Euro. Im letz-
ten Winter wurden für Streuen und Räumen allein auf den
bayerischen Autobahnen 14,3 Millionen Euro aufgebracht“,
bilanzierte Innenstaatssekretär Georg Schmid in München. 

Der Winterdienst für die Au-
tobahnen, Bundes- und Staats-
straßen kostet in Bayern in einer
Winterperiode durchschnittlich
50 Millionen Euro. Das gesam-
te Straßennetz der bayerischen
Straßenbauverwaltung beträgt
25.600 km. 

Auf den einzelnen Straßenki-
lometer entfallen demnach rund
2000 Euro für den Winterdienst.
Diese verteilen sich etwa zu
gleichen Teilen auf Kosten für
das Streusalz sowie auf die
Lohn- und Fahrzeugkosten. Die
3.707 Arbeiter in den Autobahn-
und Straßenmeistereien leisten
im Winterdienst rund 570.000
Einsatzstunden. 1.356 Fahrzeu-
ge stehen für die Räum- und
Streueinsätze bereit, davon 513
Fahrzeuge von privaten Unter-
nehmen.

280.000 Tonnen Salz

Die Räum- und Streufahrzeu-
ge fahren in einer Winterpe-
riode nahezu acht Millionen Ki-
lometer und streuen dabei
280.000 Tonnen Salz in mög-
lichst umweltschonender Dosie-
rung. Drohen bei extremen win-
terlichen Verhältnissen dennoch
länger andauernde Staus, ent-
scheiden die in den neuen Katas-

trophenschutz-Sonderplänen na-
mentlich festgelegten Mitglieder
der betreffenden regionalen Ko-
ordinierungsgruppe über not-
wendige weitere Maßnahmen. 

Betreuung im Notfall

Dazu gehören etwa kurzfri-
stig veröffentlichte Pläne wie
Umleitungsempfehlungen, Be-
schränkungen oder Sperrungen
für LKW oder den gesamten
Verkehr. Kommt es dennoch zu
stundenlangen Staus, die gerade
bei großer Kälte und in der
Nacht Gefahr für Gesundheit
und Leben bedeuten können,
werden schnell Betreuungs-
punkte in unmittelbarer Nähe
der Autobahn eingerichtet, von
denen aus die im Stau stecken-
den Personen versorgt und be-
treut werden. 

Reduzierte Umlaufzeiten

Gegenüber der letzten Win-
terperiode 2002/2003 werden
heuer zusätzlich acht Räum-
und Streufahrzeuge speziell an
kritischen Steigungsstrecken
eingesetzt. Damit können die
Umlaufzeiten der Winterdienst-
fahrzeuge auf unter zwei Stun-
den reduziert werden.            DK

Bei der TSI GmbH in Thüringen sind im Dezember vergange-
nen Jahres 33 neue Geräteträger des Typs U 500 aus der Uni-
mog-Produktlinie U 300 bis U 500 in Dienst gestellt worden.
Diese Geräteträger sind höchst flexible und selbstfahrende Ar-
beitseinheiten, die mit den angebauten Geräten und bei
Straßengeschwindigkeit bis zu 80 km/h zur Baustelle fahren
können. Dabei erleichtern zahlreiche Details wie die Telligent-
Schaltung mit Tempomat die Arbeit erheblich.                            ?

Beckstein eröffnete Messe
„Freizeit, Garten + Touristik“

„NürnbergMesse gehört zu den sieben großen
Messeplätzen in Deutschland“

„Die NürnbergMesse gehört heute aus gutem Grund zu den
sieben großen Messeplätzen in Deutschland und bewegt sich in
Europa zielstrebig in Richtung Top Ten“, teilte Innenminister
Dr. Günther Beckstein anlässlich der Eröffnung der Messe
„Freizeit, Garten + Touristik“ im Messezentrum in Nürnberg
erfreut mit. 

Seit dem Bau der Messe in den
siebziger Jahren bis Ende 2003
hat der Freistaat Bayern Gesell-
schafterleistungen von rund 77
Millionen Euro eingebracht.
„Damit haben wir deutlich unter
Beweis gestellt, wie sehr uns
Nürnberg als zweitgrößter Mes-
sestandort Bayerns am Herz
liegt“, betonte Beckstein.

Bei der Messe „Freizeit, Gar-
ten + Touristik“ zeigen 750
Aussteller aus dem In- und Aus-
land auf einer Fläche von
75.000 m² alle Neuheiten und

Trends rund um die Themen
Touristik, Garten, Caravan,
Camping, Wassersport, Autos
und Sport.

Besucherstrom

Die Messe „Freizeit, Garten +
Touristik“ hat mit ihrem be-acht-
lichen Besucherstrom in den
letzten Jahren mehrfach den er-
sten Platz unter den großen deut-
schen Freizeitmessen eingenom-
men. In diesem Jahr werden
200.000 Besucher erwartet.  ?

Landkreis Pfaffenhofen:

Neues Einsatzleitfahrzeug
Mercedes Sprinter

Der Landkreis Pfaffenhofen hat kürzlich ein neues Einsatz-
leitfahrzeug beschafft, das nunmehr in den Dienst gestellt
wurde. Wie Landrat Rudi Engelhard erläuterte, dient der
Mercedes Sprinter (156 PS) als Führungsfahrzeug bei
Großschadenslagen und steht der „Unterstützungsgruppe
Örtliche Einsatzleitung“ zur Verfügung.

„Bei Großbränden, großen technischen Hilfeleistungen sowie
im Katastrophenfall rückt diese Spezialeinheit aus, um dem
Einsatzleiter vor Ort administrativ zur Seite zu stehen. Sie stellt
zudem die Verbindung zum Landratsamt als Katastrophen-
schutzbehörde her“, erläuterte der Landrat. Die Kosten des
Fahrzeugs belaufen sich auf rund 95.000 Euro, der Freistaat
Bayern leistet einen Zuschuss in Höhe von 49.000 Euro.

Exzellente Ausrüstung

Zur Sicherstellung der Kommunikation von den einzelnen
Einheiten zur Einsatzleitung und zum Landratsamt ist das Fahr-
zeug mit drei festeingebauten Sprechfunkgeräten und zwei
Handsprechfunkgeräten, Telefon und Telefaxgerät ausgerüstet.
Engelhard zufolge können mit einem Laptop einsatzrelevante
Daten von Fachprogrammen, wie z.B. Gefahrstoffhinweise zu
einzelnen Stoffen bei deren Austritt oder Verhalten bei Brand
abgerufen werden.

Zwei Funkarbeitsplätze

Das Fahrzeug besitzt außerdem zwei Funkarbeitsplätze. Fah-
rer- und Beifahrersitz sind drehbar ausgeführt, so dass zwei
weitere Arbeitsplätze, z.B. zur Bedienung des Laptops, usw. zur
Verfügung stehen. Das Heck des Fahrzeugs wird als Geräte-
und Ausstattungsraum genutzt. Darin ist unter anderem das
Notstromaggregat für den autarken Betrieb des Fahrzeugs und
ein aufblasbares Schnelleinsatzzelt zum Errichten eines Be-
sprechungsraums für die Einsatzleitung untergebracht.          DK
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6. Münchner Feuerwehr-
Symposium ein voller Erfolg

Das Konzept des Stadtfeuerwehrverbandes München ging
ganz und gar auf: Über 300 Gäste aus allen Regionen Bayerns,
aus Österreich und der Schweiz nahmen am 6. Münchner Feu-
erwehr-Symposium teil, an dessen Organisation sich auch das
Klinikum der Universität München-Großhadern beteiligte.

In diesem Jahr stand zunächst
die körperliche Leistungsfähig-
keit der Feuerwehrfrauen und
-Männer im Atemschutzeinsatz
im Mittelpunkt. Hierzu hatte
das Innenministerium Baden-
Württemberg gemeinsam mit
der Landesfeuerwehrschule Ba-
den-Württemberg die Initiative
ergriffen, um in einer medizini-
schen Studie die Belastung der
Atemschutzgeräteträger im
Brandeinsatz zu ermitteln.

Einsatzszenario

Die Studie wurde vom Uni-
versitätsklinikum Mannheim
durchgeführt. Das Feuerwehr-
Übungshaus der Landesfeuer-
wehrschule Baden-Württem-
berg in Bruchsal ermöglichte
die realitätsnahe Darstellung ei-
nes Einsatzszenarios mit offe-
nen Flammen und Hitze, Ver-
qualmung und Flash-Over-Si-
mulation. Die akute physische

Belastung von Atemschutzgerä-
teträgern bei der Einsatzsimula-
tion unter Einwirkung von Hit-
ze und beim Tragen der heute
vorhandenen Schutzkleidung
wurde dabei untersucht. 

Untersuchungsergebnisse

Dr. Finteis von der Uniklinik
Mannheim, selbst aktives Mit-
glied einer Feuerwehr, stellte
die Ergebnisse der Studie vor.
Die Untersuchung fand in 
zwei Gruppen statt. Die erste
Gruppe bestand aus mehreren
männlichen Angehörigen Frei-
williger Feuerwehren im Alter
zwischen 18 und 32 Jahren, die
zweite Gruppe aus Berufsfeu-
erwehrleuten mit langjähriger
Einsatzerfahrung. Diese Pro-
banden waren zwischen 32
und 41 Jahren alt.

Aufgrund der vorliegenden
Ergebnisse ist die Stressbela-
stung während des Übungsein-

satzes unter umluftunabhängi-
gem Atemschutz für junge, we-
nig erfahrene Feuerwehran-
gehörige als zu hoch einzustu-
fen. Es sollten nur sportlich ak-
tive, gut trainierte Feuerwehran-
gehörige zum Einsatz unter
Atemschutz zugelassen werden.
Interessant war auch die Er-
kenntnis, dass nach einem
Atemschutzeinsatz nicht unbe-
dingt Elektrolyte verabreicht
werden müssen. Es reicht hier
vielmehr normales Wasser aus,
notfalls auch aus dem Hydran-
tennetz.

Maßnahmenkatalog

Über Konsequenzen aus der
Studie: „Die Belastung von
Einsatzkräften bei der Brand-
bekämpfung unter Atem-
schutz“, referierte der Leiter
der Landesfeuerwehrschule
Bruchsal, Branddirektor Her-
mann Schröder. Die Landes-
feuerwehrschule hat einen
Maßnahmenkatalog erarbeitet,
der in Abstimmung mit dem
Innenministerium in die Aus-
bildung einfließt und den Feu-
erwehren zur Anwendung
empfohlen wird.

Hierbei wurde die Dauer ei-
nes Einsatzes unter umluftunab-
hängigem Atemschutz darauf
begrenzt, dass ein Atemschutz-
geräteträger ohne Erholungs-
pause höchstens einen Press-
luftatmer „leer atmen“ darf. Die

Erholungspause muss minde-
stens 30 Minuten betragen.
Während dieser Zeit darf der
Geräteträger keine körperlich
anstrengenden Arbeiten aus-
führen. In der kalten Jahreszeit
sollte darauf geachtet werden,
dass ein Rückzugsraum für die
Einsatzkräfte geschaffen wird,
in dem sie ihre nasse Kleidung
ausziehen und eventuell wech-
seln können. Zu jedem Einsatz
unter Atemschutz ist es auch
sinnvoll, einen automatisierten
externen Defibrillator (AED)
vorzuhalten. Dies kann durch
die Mitalarmierung des Ret-
tungsdienstes erfolgen.

Bedeutung der Ausbildung

Die Studie hat gezeigt, dass
Feuerwehrangehörige - insbe-
sondere Atemschutzgeräteträger
- körperlich gut trainiert und
sportlich aktiv sein müssen. Die
Bedeutung der Ausbildung ist
durch die Studie unterstrichen
worden. Ausgebildete und fitte
Feuerwehrangehörige sind we-
sentlich weiter von ihrer Bela-
stungsgrenze entfernt als die
nicht ausgebildeten. Die „Heiß-
Ausbildung“ ist zwingend er-
forderlich.

Konkretes Beispiel

Wie die Atemschutzausbil-
dung und ihre Umsetzung bei
der Freiwilligen Feuerwehr
München konkret aussieht,
stellte C. Reithinger von der
Freiwilligen Feuerwehr Mün-
chen dar. Hierbei wurde deut-
lich, dass die Freiwillige Feuer-
wehr München viele ehrenamt-
liche Stunden für die Ausbil-

dung ihrer Atemschutzgeräte-
träger investiert. Die Freiwillige
Feuerwehr hat den Vorteil, dass
die Wartung der Geräte von der
Berufsfeuerwehr übernommen
wird. Andere Freiwillige Feuer-
wehren können nicht so großzü-
gig Atemschutzübungen durch-
führen, da die Wartung der
Geräte aufwendig und kostenin-
tensiv ist.

Pariser Unglück

Colonell Fiévet von der Feu-
erwehr Paris zog anschließend
Schlussfolgerungen aus dem
Unglück der Feuerwehr Paris
im September vergangenen Jah-
res. Bei einem Zimmerbrand
kamen fünf Feuerwehrmänner
ums Leben. Der Referent be-
richtete über den Einsatzablauf
bis zur Entdeckung der fünf Op-
fer. Über den Grund des Un-
glücks gibt es drei verschiedene
Theorien. Mit letzter Gewiss-
heit kann man keine dieser
Theorien bestätigen. Der ge-
naue Einsatzablauf kann in ein-
schlägigen Fachzeitschriften nach-
gelesen werden.

Abschließend berichteten der
Kreisbrandrat des Landkreises

Rosenheim, Sebastian Ruhsa-
mer, und der organisatorische
Einsatzleiter des Rettungsdien-
stes, Harald Moser, über ihre
Erfahrungen aus dem Einsatz
auf der Inntalautobahn am 10.
Januar 2003. Damals geriet ein
LKW ins Schleudern, durch-
brach die Leitplanke und kolli-
dierte mit einem entgegenkom-
menden Reisebus. Der Bus
stürzte um. In den verunfallten
LKW fuhr noch ein dem Reise-
bus nachfolgender Autotrans-
porter. Bei dem Unfall gab es
drei Tote, acht Schwerverletzte
und mehrere mittel- bis leicht-
verletzte Unfallopfer.

Einsatz auf Inntalautobahn

Bei diesem Einsatz wurden
die verantwortlichen Einsatz-
leiter mit allerlei Problemen
konfrontiert - von der extre-
men Witterung über die
falsche Anfahrtsangabe, die
falsche oder ungenügende
Kennzeichnung der Führungs-
kräfte bis zu Problemen mit
der Presse. Gemeinsam konn-
ten sie alle diese Probleme
meistern und haben daraus ih-
re Erkenntnisse gezogen.    DK

Gute Noten für Rettungs
Dienstbereich Landshut

Der Rettungszweckverband Landshut unter Vorsitz von Landrat
Dr. Hubert Faltermeier (Kelheim) hat in seiner Verbandsver-
sammlung im Landratsamt Landshut über die Ergebnisse einer
bayernweiten Studie beraten, die das Institut für Notfallmedizin
und Medizinmanagement der Ludwig-Maximilians-Universität
München (LMU) verfasst hat über die Organisation des Ret-
tungsdienstes im Bereich des Rettungszweckverbandes Landshut.

Professor Dr. Christan K.
Lackner, Geschäftsführender
Vorstand des Instituts, gratulier-
te den versammelten Verbands-
vertretern: „Der Rettungsdienst
in Ihrer Region ist beispielge-
bend organisiert.“

Vor dem Hintergrund massiver
Strukturveränderungen im Ge-
sundheitswesen unterbreitete
sein vierköpfiges Gutachterteam
Empfehlungen, wie durch Um-
schichtungen des bestehenden
Personal- und Fahrzeugpools
diese guten Ergebnisse noch
weiter verbessert werden sollen.
Weiterer Themenschwerpunkt
der Beratungen der Verbandsräte
aus Stadt und Landkreis Lands-
hut sowie den Landkreisen Din-
golfing-Landau und Kelheim
war die Umsetzung des Gesetzes
zur Einführung Integrierter Leit-
stellen, auf dessen Grundlage in
Bayern in den nächsten Jahren
die Einführung der einheitlichen
Notrufnummer 112 erreicht wer-
den soll.

Leitentscheidungen

Der Rettungszweckverband
Landshut hatte in seiner Ver-
bandsversammlung neben den
regulären, jährlich wiederkeh-
renden Tagesordnungspunkten
wie dem Beschluss über den
Zweckverbandshaushalt oder
dem Jahresbericht des Leiters
der Rettungsleitstelle, Peter
Winzinger, zwei für die künfti-
ge Arbeit des Zweckverbands
wichtige Leitentscheidungen zu
beraten: Bei der Beratung der
mehr als 1200 Seiten starken
„Trend- und Strukturanalyse 
für den Rettungsdienstbereich
Landshut“ standen die Leis-
tungsstrukturen des Zweckver-
bands auf dem Prüfstand: Be-
reits im Januar 2003 hatten die
Verbandsräte die umfangreiche
Auswertung von fast 59.000
Einsätzen in der Notfallrettung
und Krankentransport erhalten.
(Der Verbandsrat besteht aus
insgesamt 21 Vertretern der
Kommunalpolitik aus der Stadt
Landshut und den drei Land-
kreisen, darunter auch Oberbür-

germeister Josef Deimer, dies-
mal vertreten durch Bürgermei-
ster Jacob Entholzner, sowie
den drei Landräten Dr. Hubert
Faltermeier, Josef Eppeneder
und Heinrich Trapp.) Mit dieser
Auswertung verbunden waren
Empfehlungen für die künftigen
Bereitstellungszeiten der insge-
samt 35 Krankenkraftwagen an
den zwölf Wach- und Stellplatz-
standorten.  

Strukturanalyse

Auftraggeber der Trend- und
Strukturanalyse sind das Bayeri-
sche Staatsministerium des In-
nern und die bayerischen Kran-
kenkassenverbände. Die Begut-
achtung der 26 bayerischen Ret-
tungsdienstbereiche soll die
Qualität der Versorgung von
Notfallpatienten und des Kran-
kentransportes verbessern und
helfen, deren Kosten besser zu
kontrollieren. Deshalb wurde
unter anderem untersucht, ob es
dem Rettungszweckverband, al-
so der Rettungsleitstelle zusam-
men mit den Leistungserbrin-
gern, dem Bayerischen Roten
Kreuz und dem Malteser Hilfs-
dienst gelingt, die Planungsvor-
gaben des Gesetzgebers für den
Rettungsdienst einzuhalten. 

Diese sehen im Interesse ei-
ner wirkungsvollen Notfallver-
sorgung vor, dass ein Fahrzeug
des öffentlich-rechtlichen Ret-
tungsdienstes jeden Notfallort,
beginnend ab dem Zeitpunkt
der Alarmierung in zwölf Minu-
ten erreichen muss, in dünner
besiedelten ländlichen Regio-
nen in 15 Minuten. Um die ef-
fektiven Wartezeiten von Not-
fallpatienten zu bewerten, hat
die Studie des Instituts für Not-
fallmedizin und Medizinmana-
gement außerdem die Zeitinter-
valle zwischen dem Eingang
des Notrufs und der Alarmie-
rung eines Rettungsfahrzeugs
untersucht. Insgesamt bestäti-
gen die Gutachter dem Ret-
tungsdienst in der Region
Landshut hervorragende, über
dem bayerischen Durchschnitt
liegende Werte: So wird die

strengere, zwölfminütige „Hilfs-
frist“ trotz der überwiegend
ländlichen Strukturen des Ret-
tungsdienstbereichs zwischen
Riedenburg und Velden bzw.
Wallersdorf und Aiglsbach ak-
tuell in 93 Prozent aller Notfäl-
le, die eigentlich für Flächenre-
gionen geltende 15-minütige
Hilfsfrist sogar zu 97 Prozent
gewahrt worden. 

Da gleichzeitig keine überdi-
mensionierten, unwirtschaftli-
chen Leistungsstrukturen aufge-
baut wurden, sehen die Verbes-
serungsvorschläge der Gutach-
ter keine grundlegenden Ände-
rungen, sondern lediglich ge-
ringfügige Anpassungen vor.
Die Verbandsräte konnten sich
deshalb nach nur kurzer Aus-
sprache einstimmig für die Um-
setzung der Gutachterempfeh-
lungen aussprechen - auch zur
Überraschung der Gutachter,
die in anderen Regionen schon
mehrfach lange und kontroverse
Debatten erlebt hatten.

Tiefgreifende Änderung

Mit einer weiteren Leitent-
scheidung, der Umgründung
des Rettungszweckverbands
Landshut in den „Zweckver-
band für Rettungswesen und
Feuerwehralarmierung“, voll-
zogen die Verbandsräte eine
tiefgreifende Änderung ihres
Verbandes: Verbandsvorsitzen-
der Landrat Dr. Hubert Falter-
meier stellte fest: „Heute ist die
Geburtsstunde des neuen
Zweckverbands.“ 

Mit dem Beschluss einer neu-
en Satzung konnte ein knapp
einjähriger Diskussionsprozess
zwischen den politischen Spit-
zen aus Stadt und Landkreis
Landshut und den Landkrei-
sen Dingolfing-Landau und
Kelheim sowie den Stadt- und
Kreisbrandräten und dem Baye-
rischen Roten Kreuz abge-
schlossen werden. Während bis-
lang die Feuerwehralarmierung
im Auftrag der kreisfreien Städ-
te und Landkreise durch die Po-
lizeidienststellen abgewickelt
wird, soll nach dem Willen Lan-
desgesetzgebers künftig eine In-
tegrierte Leitstelle sämtliche
Notrufe aus dem Bereich des
Rettungswesens, der Brand-

bekämpfung und der techni-
schen Hilfeleistung entgegen-
nehmen. Damit wird in Bayern
in den nächsten Jahren nach
Vorbildern in anderen Bundes-
ländern und entsprechenden
Forderungen auf europäischer
Ebene eine einheitliche Notruf-
nummer 112 geschaffen. 

Aufbau und Betrieb

Erste Aufgabe des jetzt umge-
gründeten Zweckverbandes wird
es sein, darüber zu entscheiden,
wer Aufbau und Betrieb der Inte-
grierten Leitstelle übernehmen
soll. Bislang liegt lediglich eine
Bewerbung des Bayerischen Ro-
ten Kreuzes vor, das im Übrigen
in diesem Jahr auch das 25-jähri-
ge Jubiläum der Inbetriebnahme
der Rettungsleitstelle Landshut
feiern kann. Nach dem jetzigen
Fahrplan werden also die Ver-
bandsräte im Jubiläumsjahr „ih-
rer“ Rettungsleitstelle über deren
Zukunft an der Prof.-Buchner-
Straße in Landshut zu entschei-
den haben. DK

Organisation „Bäume für Menschen - Trees for the World“:

Feuerwehrfahrzeug gesucht!
Für eine regelrechte Aufbruchstimmung hat die Organisation
„Bäume für Menschen - Trees for the World“ im Nordwesten
Namibias gesorgt. Der in Weilheim ansässige Verein beteiligt
sich dort an der Umsetzung eines staatlichen Aufforstungspro-
jekts, bei dem im Ombugha Grassland eine Fläche von 66.000
ha wieder mit Bäumen bepflanzt wird. Auch die namibische
Regierung zeigte sich von der Unterstützung begeistert. Staats-
präsident Dr. Sam Jujoma (Bild rechts), der mit weiteren Re-
gierungsmitgliedern die Mutterbaumschule des Vereins in On-
dangwa besuchte, gratulierte Initiator und Vorstand Gottfried
Brenner (links).
Auf der Suche ist Brenner derzeit aber nach einem Feuer-
wehrfahrzeug mit einem 5.000 l Wassertank für die Stadt On-
dangwa. Ideal wäre eine Anhängekupplung um weiteres Was-
ser befördern zu können, da Anschlussmöglichkeiten an Hy-
dranten zur Zeit noch nicht überall gegeben sind, so Brenner.
Er bittet deshalb Gemeinden und Feuerwehren, die ein solches
Fahrzeug kostengünstig abgeben möchten, sich mit ihm in Ver-
bindung zu setzen. Der Verein „Bäume für Menschen - Trees
for the World e.V.“ ist unter Tel. 0881/8001, per Fax unter
0881/8111 und per E-Mail: trees@t-online.de zu erreichen.     ?
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25 Jahre Geschäftsführertätigkeit beim Kreisjugendring Mühldorf:

Powerfrau Eva Köhr
25 Jahre Geschäftsführertätigkeit beim Kreisjugendring
Mühldorf kann Eva Köhr, die zugleich stellvertretende Land-
rätin im Landkreis Mühldorf ist, in diesen Tagen feiern. Kolle-
gen und KJR-Vorsitzender Christian Göttlinger für die ehren-
amtliche Vorstandschaft dankten der engagierten Geschäfts-
führerin mit Blumen und einem wunderbaren Kuchen. 

„Es hat mich gefroren“, sagt
Eva Köhr, als ich im Februar
1979 das kleine Büro im G12
mit den damaligen Vorsitzenden
Engelbert Kölbl und Andreas
Schuster bezog. Seither hat sich
viel getan beim Kreisjugend-
ring, der sich als Arbeitsge-
meinschaft der Jugendverbände
im Landkreis versteht und eine
Untergliederung des Bayeri-
schen Jugendringes als Körper-
schaft des öffentlichen Rechts
darstellt. 

Eine Vielzahl von Aktivitäten
wurde auf Initiative der Ge-

schäftsführerin auf die Beine
gestellt, die sich mit vollem Ei-
fer als Verfechterin für enga-
gierte Jugendarbeit einsetzt.

Sparzwänge

Eine Aktion, die es schon da-
mals gab, war das Abenteuer-
zeltlager für Kinder, das über
viele Jahre Kultstatus bei Kin-
dern und Eltern erlangt hat und
dessen Plätze immer viel zu
schnell vergeben waren, kann
aufgrund der aktuellen Spar-
maßnahmen des Landkreises

nicht mehr vom Kreisjugend-
ring angeboten werden, verrät
Eva Köhr wehmütig.

Sie vertraue jungen Leuten
gerne Verantwortung an und
motiviert Jugendliche, sich
selbst zu organisieren und zu
engagieren, so das Lob des
Vorstandes. Schon im zweiten
Jahr ihrer Tätigkeit begann Eva
Köhr, eine erste Jugendbegeg-
nung zu organisieren, der viele
weitere z. B. mit Schottland,
Tunesien, der Bretagne, Israel,
Südfrankreich, Portugal, Grie-
chenland und Malta folgen
sollten und deren Konzept auch
für die im Kreisjugendring zu-
sammengeschlossenen Jugend-
verbände als Vorbild dient. 

Herzensangelegenheit

Eine Herzensangelegenheit
war ihr die Einrichtung des
Spielmobils MüMo, das viele
Jahre im ganzen Landkreis un-
terwegs war und jetzt den aktu-
ellen Sparzwängen zum Opfer
fiel. Engagierten Jugendlichen
zu helfen aber auch zu motivie-
ren und fördern sieht die Ge-
schäftsführerin als wichtige
Herausforderung an. Dazu war
es ihr auch wichtig, in den 80er
Jahren Mittel aus dem Kreisju-
gendringetat zur Förderung der

Verbände frei zu schaufeln und
einen Gerätepool zur Unterstüt-
zung von Spielaktionen, Grup-
penarbeit oder Veranstaltungen
der Jugendgruppen einzurich-
ten, welcher betreut von Horst
Wethanner unglaublich stark
frequentiert wird.

Wichtiges Sprachrohr

Mit dem Jugendzentrum zog
Eva Köhr mit der KJR-Ge-
schäftsstelle 1983 in das Haus
der Jugend. Aufgrund der Nähe
des Jugendringes zu den Ju-
gendlichen und der erforderli-
chen Fachlichkeit delegierte der
Landkreis Mühldorf Anfang der
90er Jahre die kommunale Ju-
gendpflege mit zwei kommuna-
len Jugendpflegern an den
Kreisjugenring, der sich somit
auch als Sprachrohr für die offe-
ne Jugendarbeit und qualifizier-
ter Ratgeber der Gemeinden 
z. B. im Rahmen der Bauleitpla-
nung betätigt. 

Der letzte Umzug, den Eva
Köhr als Geschäftsführerin be-
gleitete, führte im Jahr 2000 in
die Waldkraiburger Kulturmei-
le, die Braunauer-Straße, wo
der Kreisjugendring nun sämt-
liche Gerätschaften zusammen
hat und mit der angrenzenden
Schenkerhalle und dem Kul-
turmobil, die im vergange-
nen Jahr den Betrieb aufnah-
men, zeitgemäße Unterstüt-
zung von Jugendarbeit ermög-
lichen kann.                              ?

Christian Neureuther (li) probte gemeinsam mit dem Initiator
des Projektes Erich Klas (Mitte) und Peter Koch, Regionsma-
nager Tengelmann, die Wiesmaht.                                                    ?

Bayerische Kulturlandschaft:

Christian Neureuther
leistet praktische Hilfe
Um Verwaldung und Verbuschung bayerischer Buckelwiesen,
Almen und Heimweiden zu verhindern, kümmern sich Land-
wirte und Schäfer seit Jahrzehnten, oft in alter Familientraditi-
on um die Pflege dieser Flächen. Diese Arbeit ist von unschätz-
barem Wert für die bayerische Kulturlandschaft. Gemeinsam
mit dem Netzwerk UNSER LAND und der Tengelmann AG als
Handelspartnerin, setzt sich der ehemalige Skiprofi und jetzige
Sportkommentator Christian Neureuther für den Erhalt dieser
charakteristischen, bayerischen Landschaft ein.

„Und dieses Jahr gehen wir
beide auf meine Buckelwiesen
und mähen zusammen das
Heu!“ Erich Klas, Initiator des
Projektes „Almen und Heimwei-
den im bayerischen Alpenraum“,
strahlt bei diesem Angebot von
Christian Neureuther. Der meint
es ernst mit der Unterstützung
zum Erhalt der gefährdeten
Flächen. Der Werdenfelser reiste
extra aus seiner Heimat nach
München, um bei einer Info-Ver-
anstaltung des Netzwerkes UN-
SER LAND und der Tengel-
mann AG für dieses Projekt zu
werben. Der Tengelmannmarkt
in der Wolfratshauser Straße ist
gut besucht, als Christian Neu-
reuther gemeinsam mit Erich
Klas und Peter Koch, Regions-
manager der Tengelmann AG,
die aktuelle Problematik dar-
stellt.

Denn was dem Alpentouristen
so lieblich ins Auge fällt, bringt
dem Besitzer oder Pächter nur
sehr geringe Erträge. Buckelwie-
sen, Alm- und Heimweiden sind
tatsächliche „Liebhaberflächen“
mit wenig wirtschaftlichem, je-
doch großem ökologischen Nut-

zen. Christian Neureuther besitzt
selber 45 Tagwerk Buckelwie-
sen.  „Ich habe das Glück, in die-
ser wunderbaren bayerischen
Landschaft zu leben“, erklärt er
als bekennender Naturfreund.
„Mit der Pflege meiner Buckel-
wiesen kann ich meinen Teil
zum Erhalt dieser wertvollen
Landschaft beitragen.“ So gehört
der beliebte Sportler mit seinen
Flächen zu den 5000 ansonsten
meist landwirtschaftlichen Be-
trieben, die sich trotz geringer
Einnahmen für die bayerische
Kulturlandschaft einsetzen.

Traditionelle 
Bewirtschaftung

Diese bäuerlichen Familienbe-
triebe betreiben extensive na-
turnahe Flächenbewirtschaftung
im Rahmen des Vertragsnatur-
schutzes und des Kulturland-
schaftsprogramms. Im Sommer
mähen sie die Berg- und Buckel-
wiesen, um das Heu in den lan-
gen Wintermonaten an ihre Tiere
zu verfüttern. Zur Erhaltung und
Pflege der Flächen liefert die
Rinder- und Schafhaltung einen

wichtigen Beitrag. Das Jungvieh
weidet von Juni bis September
auf den Almen, das Milchvieh
auf den Heimweiden. Diese
Weideausübung ist stark gefähr-
det. Aufgrund sinkender Erzeu-
gerpreise nehmen die Tierzahlen
dramatisch ab. Hirten für die Be-
treuung der Tiere auf den Heim-
weiden können fast nicht mehr
bezahlt werden. 

Die Auswirkungen dieser Ent-
wicklung auf diese besondere
bayerische Kulturlandschaft sind
erschreckend. Mit der Verbu-
schung und Verwaldung der
Flächen, die ohne Landschafts-
pflege und Beweidung einsetzen,
geht nicht nur der optische Reiz
verloren. Auch die Artenvielfalt,
die auf diesen Flächen meist sehr
hoch ist, würde darunter leiden.

Das Projekt „Almen und
Heimweiden im bayerischen Al-
penraum“ versucht, dem entge-
gen zu wirken. Seit der Grün-
dung des Netzwerkes ist Wiesen-
heu deshalb ein Bestandteil im
UNSER LAND Sortiment. Das
Heu stammt von Wiesen aus
dem Berggebiet, z. B. Mitten-
walder Buckelwiesen. Es eignet
sich für kleine Haustiere wie
Meerschweinchen, Hasen, Ham-
ster oder Mäuse und transportiert

sichtbar auf der Verpackung die
folgende Botschaft an den Ver-
braucher: ‚Sie unterstützen mit
diesem Wiesenheu die Pflege
und Erhaltung einer einmaligen
Kulturlandschaft und die im
Berggebiet ansässigen bäuerli-
chen Familienbetriebe. Diese er-
halten mit großem Aufwand kle-
instrukturierte Landschaften.’

Unterstützung von Almen
und Heimweiden

Die Tengelmann AG zeigte
sich von einer neuen Idee begei-
stert und war, wie der übrige Le-
bensmitteleinzelhandel ab Herbst
2003 bereit, den Preis für das
Wiesenheu etwas anzuheben.
Dieser Aufschlag dient direkt der
Unterstützung von Almen und
Heimweiden im bayerischen Al-
penraum. Somit pflegt der Besit-
zer von Haustieren in München
und im Umland bei der Verwen-
dung des UNSER LAND Heus
aktiv diese einmalige Kul-tur-
landschaft.

Diese Idee überzeugt auch
Christian Neureuther. In diesem
Jahr entschloss er sich deshalb,
das Projekt „Almen und Heim-
weiden im bayerischen Alpen-
raum“ zu unterstützen. Gemein-

sam mit dem Almwirtschaftli-
chen Verein Oberbayern e.V. lei-
stet UNSER LAND auf sehr kla-
rem Wege einen Beitrag für den
Erhalt der Landschaftspflege
und damit der Kulturlandschaft
sowie der Existenz der Landwir-
te. Christian Neureuther ist be-
geistert von der Zusammenarbeit
zwischen Erzeugern, UNSER
LAND und dem Lebensmittel-
einzelhandel wie z.B. Tengel-
mann: „Das gefällt mir an die-
sem Projekt am meisten! Es wird
der ideelle Aspekt mit dem wirt-
schaftlichen gekoppelt. So zeigt
das Engagement gleich konkrete
Wirkung für das Landschaftsbild
und den Landschaftspfleger.“

Am Ende der Veranstaltung
kommen doch noch die obligato-
rischen Worte zum Thema Ski-
fahren: „Deutschland hat kaum
noch gute männliche Skiläufer!
Wissen Sie warum?“ fragt Neu-
reuther augenzwinkernd und
doch irgendwie ernst gemeint in
die Runde: „Weil die Buben
kaum noch über Buckelwiesen
fahren. Denn nur dabei kann
man das Skifahren wirklich ler-
nen!“ Also noch ein guter
Grund, sich für den Erhalt der
bayerischen Landschaft einzu-
setzen! ?

Blumen für die Dame: Eva Köhr mit dem 1. Vorsitzenden des
Kreisjugendrings Mühldorf, Christian Göttlinger.                     ?

Grenzübergreifendes Bürgermeistertreffen:

„Schwierige Zeiten 
erfordern neue Wege“

Oberösterreichische und bayerische Bürgermeister trafen
sich zu einer gemeinsamen Tagung auf Schloss Neuburg im
Landkreis Passau, um über das Thema „Schwierige Zeiten
erfordern neue Wege“ zu diskutieren. Aus Österreich wa-
ren Vertreter aus den Bezirken Rohrbach, Schärding,
Braunau und Ried angereist, aus Bayern nahmen Bürger-
meister aus den Landkreisen Altötting, Deggendorf und
Passau an der Veranstaltung teil.

Seit vergangenem Jahr arbei-
ten diese Bezirke und Land-
kreise in dem Projekt „Inn-
brücke 21“ zusammen, um die
nachhaltige Entwicklung ihrer
Gemeinden und zugleich der
Grenzregion an Inn und Donau
im Sinne der Agenda 21 zu för-
dern. 

Wie Landtagspräsident Alois
Glück, „ Ehrengast“ der Veran-
staltung, erläuterte, komme den
Bürgermeistern in punkto nach-
haltige kommunale Entwick-
lung eine tragende Rolle zu.
Mehr Eigenverantwortung sei
das Gebot der Stunde, so Glück.
Die kommunale Entwicklung in

Deutschland und Österreich
könne auf den Nenner „Immer
mehr Staat, immer weniger Ei-
genverantwortung“ gebracht wer-
den. Was der Einzelne zumutbar
zu leisten imstande sei, müsse er
auch selbst leisten. Hierzu seien
sowohl eine neue „Sozialkultur“
als auch eine neue „Leistungskul-
tur“ vonnöten. Bürger und ge-
wählte Mandatsträger müssten
neue Wege gehen.

Wie sich die Eigenverantwor-
tung der Kommunen erfolgreich
in die Tat umsetzen lässt, zeigte
Bezirkshauptfrau Mitterlehner
auf. In den österreichischen Be-
zirken sei es üblich, drei bis

viermal pro Jahr Bürgermeister-
konferenzen durchzuführen. Al-
le ein- bis eineinhalb Jahre fin-
de zudem eine ganztägige Bür-
germeisterklausur statt.

Eike Hallitzky, Landtagsab-
geordneter Bündnis 90/Die
Grünen, unterstützte ebenso
Glücks Forderung nach mehr
kommunaler Eigenverantwor-
tung. Allerdings sei die Kür-
zung der Finanzmittel im Be-
reich des Ehrenamtes der
falsche Weg, führte der Politiker
aus. Die Kommunen müss-
ten umfängliche Schlüsselzu-
weisungen bekommen, über die
sie selbst verfügen können.  DK

Markterhebung Altdorf
Der Gemeinde Altdorf,

Landkreis Landshut, wird
auf ihren Antrag hin mit
Wirkung vom 16. Juli 2004
die Bezeichnung „Markt“
verliehen. Die betreffende
Urkunde wird am Tag der
Markterhebung überreicht.
Bisher dürfen sich von den
insgesamt 2.056 Gemeinden
314 Stadt und 383 Markt
nennen. Altdorf wird dem-
nach Bayerns 384. Markt.
Zuletzt erhielt die Gemeinde
Nittendorf im Landkreis Re-
gensburg am 12. November
2003 das Prädikat „Markt“
verliehen.                              ?
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„Über manche Themen
kann man wohl nur Satiren
schreiben.“ Mein Chef, der
Bürgermeister, lachte diebisch
über den jüngsten Gastkom-
mentar von Hajo Klein im
Wochenanzeiger.

Dort verbreitet sich das
selbsternannte „animal poli-
tique“ regelmäßig über Zeit-
fragen - ab und zu über bren-
nende, meist aber über schon
abgekühlte, denn die Leitung
von Hajo ist noch länger als der Erscheinungs-
intervall des Blattes. In der neuesten Ausgabe
entwickelt er seinen ganz persönlichen Sanie-
rungsplan für die marode Republik: die Huren-
steuer! Sie haben recht gelesen, er forderte die
Besteuerung von Dienstleistungen, die allge-
mein als sittlich anstößig gewertet werden.
Doch nach dem schönen Motto „Geld stinkt
nicht“ will er die Gunstgewerblerinnen 150 Eu-
ro pro Arbeitsplatz und Monat „unabhängig

von der Anzahl der sexuellen Handlungen!“
abdrücken lassen, auf dass das Land wieder
erblühe.

Natürlich fahndeten wir sofort nach der
Quelle seiner Inspiration und wurden in zwei
großen deutschen Städten fündig. In der einen
südlich des Weiß- und Bratwurstäquators
stießen wir auf einen „närrischen“ Faschings-
dienstagsantrag ebensolchen Inhalts, mit dem
grundsolide, aber humoristisch wohlbegabte
Stadträte ihren originellen Beitrag zum Aus-
klang der fünften Jahreszeit geleistet haben.

Wir wurden aber auch auf eine Kommune am
großen Strome Rhein aufmerksam, die gemein-
hin als Hauptstadt karnevalistischer Fröhlich-
keit gilt und eine solche Regelung tatsächlich
hat. Dort wo die Gemeinden noch das Steuer-
findungsrecht haben, machten sich die findigen
Stadtväter und -mütter auf die Suche und fan-
den eine olle Kammelle, nämlich die Vergnü-
gungsteuer. Die alte Dame war als traditionelle

Wirtesteuer schon etwas betagt
und deshalb verpasste man ihr
ein Lifting, in dem man eine
Reihe von Freude machenden
Dienstleistungen, darunter die
vorerwähnten, mit einbezog.
Alsbald erhob sich ein fürch-
terliches Wehklagen des Gast-
stättenverbandes, wonach die
vollzogene Verbreiterung der
Bemessungsgrundlage das
Kernproblem nicht löse, näm-
lich dass die Gäste bei Preiser-

höhungen weniger in Lokalen verkehrten. Treu-
sorgend den Erhalt der Kneipenkultur im Blick,
nahmen die geselligen Rheinländer zwei ur-
sprünglich besteuerte menschliche Grundbe-
dürfnisse, also Essen und Trinken, wieder aus. 

Und wie es halt bei einer zünftigen Steuerre-
form ist, einer muss die Zeche zahlen. In die-
sem Fall diejenigen Damen und Herren, die
das ausüben, was als Keimzelle des tertiären
Sektors gelten mag. Seither durchforsten kom-
munale Bedienstete die Kontaktanzeigen der
Stadt und besuchen in aller Diskretion die
Häuser mit den roten Fensterläden ebenso wie
Hausfrauen im Nebenerwerb, um ihre Be-
scheide loszuwerden. 

Wenns ums Geld geht, waren die Menschen
schon immer phantasievoller als in anderen Be-
reichen und deshalb schicke ich Hajo einen Ka-
talog des Steuermuseums in Brühl. Da kann er
sich über die Fenstersteuer in Frankreich, die
Bartsteuer in Russland und die Firststeuer der
Niederlande schlau machen. Die gibt es zwar
seit Jahrhunderten nicht mehr, aber vielleicht
will er ja auch aus der Geschichte lernen, nicht
nur vom Unsinn der Gegenwart. Mein Chef, der
Bürgermeister, wird ihm ein kurzes Kärtchen
schicken mit dem heutigen Kalenderblattspruch
von Jean-Baptiste Colbert, dem Finanzminister
Ludwig XIV von Frankreich: „Steuern eintrei-
ben heißt, die Gans so zu rupfen, dass man
möglichst viele Federn mit möglichst wenig Ge-
zische bekommt.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

„Erfindungsreichtum“ 
bei der Erschließung 
neuer Steuerquellen

Donautal aktiv im Landratsamt
Informationsveranstaltung für Bürgermeister

Eine einmalige Chance, neue Wege zur Entwicklung des länd-
lichen Raumes zu gehen, bietet das im Juni 2002 gestartete
Förderprojekt Donautal aktiv des Bundesministeriums für
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft. Jene acht
Bürgermeister aus dem Landkreis Donau-Ries, die zum Gebiet
von Donautal aktiv gehören, bat Landrat Stefan Rößle kürz-
lich zu einer Informationsveranstaltung ins Landratsamt.

Die geladenen Bürgermeister
bzw. deren Vertreter der Stadt
Donauwörth, des Marktes Kais-
heim und der Gemeinden Gen-
derkingen, Marxheim, Mertin-
gen, Oberndorf und Tapfheim
nutzten die Gelegenheit, die
neuesten Fakten über den aktu-
ellen Stand des Förderprojektes
zu erfahren und Gedanken über
mögliche weitere eigene Pro-
jekte zu verfolgen.

Neue Strukturen testen

Laut Leo Schrell, dem 1. Vor-
sitzenden von Donautal aktiv 
e.V., Bezirksvorsitzenden des
bayerischen Gemeindetages und
Bürgermeister von Buttenwie-
sen, hat das Förderprojekt unter
anderem zum Ziel, neue Struktu-
ren für die finanzielle Unterstüt-
zung ländlicher Räume zu tes-
ten, da die klassischen Förderun-
gen keine Zukunft haben wer-
den. Dabei ist ein zentraler Punkt
die Zusammenarbeit über Gren-
zen hinweg. Zur Region Do-
nautal, die von Ulm bis Donau-
wörth geht, gehören sechs Land-
kreise und 42 Gemeinden aus
zwei verschiedenen Bundeslän-

dern, Bayern und Baden-Würt-
temberg.

Seit der Gründung von Do-
nautal aktiv wurden 15 Projekte
vom Vorstand zur Förderung
freigegeben. Der Finanzumfang
dieser Projekte beläuft sich ins-
gesamt auf ungefähr 900.000
Euro, die Gesamtfördersumme
auf 697.000 Euro. Weitere 30 bis
40 Projekte befinden sich derzeit
in der Prüfung bei der Geschäfts-
stelle des Regionalmanagements
in Bächingen. Die Gesamtför-
dersumme, die Donautal aktiv
zur Verfügung steht, beläuft sich
auf 2,1 Mio. Euro, die bis Ende
2005 hauptsächlich für Maßnah-
men verwendet werden, die der
Stärkung der Zusammenarbeit in
der Region dienen, zur Bildung
von Zusammenschlüssen mit
dem Ziel der Wertschöpfung
führen und zur Positionierung
der Regionen über ihre Grenzen
hinaus geeignet sind.

Drei der derzeit geförderten
Projekte sind bereits jetzt für den
Landkreis Donau-Ries und die
acht im Gebiet liegenden Ge-
meinden von Bedeutung. Der
Leiter der Stabsstelle Kreisent-
wicklung, Günther Zwerger,

stellte das Projekt Radtouristi-
sche Entwicklung im Donautal
vor. Die Projektträger sind hier
die Stadt Ulm, die Landkreise
Neu-Ulm, Günzburg, Dillingen
und Donau-Ries. Ziele des Pro-
jektes sind, dem Donauabschnitt
von Ulm bis Donauwörth nach
innen und außen ein unverwech-
selbares Profil zu geben, die
Qualität und die Angebote für
die Radtouristen zu verbessern,
verschiedene Einzelinitiativen
zusammenzuführen und eine ge-
meinsame Vermarktungsstrate-
gie zu entwickeln sowie die In-
formationen über die Region
auch zu verbreiten. Dafür sind
ein Erlebnisradführer von etwa
120 Seiten Umfang, ein Flyer
und Internetseiten zum Thema
geplant. Für die bereits bestehen-
de Beschilderung der Radwege
werden Aufkleber entwickelt.

Markt für regionale Produkte

Die Agenda-Beauftragte Hei-
ke Burkhardt gab Einblick in
das Projekt Regionalmärkte Do-
nautal. Das im Februar 2003 ge-
gründete Netzwerk der Agen-
da 21-Gruppierungen im Do-
nautal hat den Förderantrag für
dieses Projekt gestellt und ge-
nehmigt bekommen. Projektträ-
ger sind die Städte Günzburg,
Lauingen, Nersingen und Ulm,
der Markt Offingen, die Ge-
meinden Buttenwiesen und Lut-
zingen sowie die Landkreise Dil-
lingen und Donau-Ries. Jede der
Agenda-Gruppierungen hat sich
verpflichtet, mindestens einmal
jährlich einen Markt für regiona-
le Produkte abzuhalten. Angebo-
ten werden sollen landwirt-
schaftliche und handwerkliche
Produkte, Kunsthandwerk und
Beratung sowie ein möglichst at-
traktives Rahmenprogramm. Die
Öffentlichkeitsarbeit für die
Märkte erfolgt nach einem ein-
heitlichen Konzept, die Durch-
führung der Märkte erfolgt nach
einheitlichen Marktrichtlinien.

Für Donauwörth ist der Markt
am 2. Oktober dieses Jahres ange-
setzt, die Planungen in den Agen-
da-Arbeitskreisen laufen schon
auf Hochtouren. Im März werden
die ersten Märkte in Lauingen
und Offingen stattfinden.

Auch vom Projekt Entwick-
lungsberatung Regionalvermark-
tung-Nahversorgung verspricht
sich der Landkreis positive und
brauchbare Impulse. Der Lan-
desverband des Bayerischen Ein-

„Stadt und Land
sitzen in einem Boot“ 

Eppeneder und Deimer gegen Bezirksumlagen-Erhöhung  

Bei einer Gesprächsrunde von Spitzenvertretern von Landkreis-
und Stadtverwaltung haben sich Landshuts Landrat Josef Ep-
peneder und Oberbürgermeister Josef Deimer mit Nachdruck
gegen eine Erhöhung der Bezirksumlage ausgesprochen. Wie die
beiden Politiker betonten, habe der Freistaat Bayern mit einer
Finanzspritze von zusätzlich 140 Millionen Euro für die Bezirke
eine solide Grundlage für die Stabilität dieser Umlage geschaf-
fen, die von den Landkreisen und kreisfreien Städte an die Be-
zirke abgeführt wird.

Eppeneder und Deimer fordern
daher, dass der Bezirk Niederbay-
ern seine Umlage in diesem Jahr
in Höhe von 22,5 Prozentpunkten
stabil hält - so, wie dies signali-
siert worden und auf der Grundla-
ge der zusätzlichen Finanzzuwei-
sung aus dem Säckel des Frei-
staats auch möglich sei. Die Ge-
meinsamkeiten erschöpften sich
freilich nicht bei der Abwehr ei-
ner neuen finanziellen Belastung,
die beide Gebietskörperschaften
treffen würde: In einer ganzen
Reihe von Themen und Fragen,
an deren Lösung Landkreis und
Stadt interessiert sind, wurde bei
dem Treffen ein gemeinsames
Vorgehen vereinbart. 

Abfallbeseitigung

In einem Boot sitzen Landkreis
und Stadt zum Beispiel auf dem
Gebiet der Abfallbeseitigung: Da-
bei verbindet eine mittlerweile
schon jahrzehntelange und gute
Zusammenarbeit die beiden
Nachbarkommunen. Das solle
auch in Zukunft so bleiben, waren
sich die Teilnehmer an der Ge-
sprächsrunde einig. Nach den
Entscheidungen des Landkreises
ebenso wie der Stadt, dem Ab-
fallzweckverband Schwandorf
(Zweckverband Müllverwertung
Schwandorf, ZMS) beizutreten,
wolle man nun auch bei der Su-
che für den Standort einer Müll-
umlade-Station für die Region
Landshut am gleichen Strang zie-
hen. Es wurde bekräftigt, dass
sich Landkreis und Stadt intensiv
bemühen, einen für beide Seiten
akzeptablen Standort zu finden. 

Auch in der Frage der Vorge-
hensweise in punkto Options-
recht war man sich einig. OB
Deimer riet dabei davon ab, Ge-
brauch zu machen von dem neu

in das Sozialgesetzbuch (SGB)
II aufgenommene Optionsrecht
auf Übernahme der Zuständig-
keit für die Abwicklung des Ge-
setzes: Das neue „Arbeitslosen-
geld II“ wird am Januar 2005 die
Arbeitslosenhilfe und die Sozial-
hilfe in der bisher bekannten
Form ersetzen. Die Zuständig-
keit liegt nach dem SGB II
grundsätzlich bei der Bundes -
agentur für Arbeit, kann aber -
daher „Optionsrecht“ - durch Er-
klärung eines Landkreises auf
diesen übergeleitet werden. 

Deimer erläuterte, dass er von
einer solchen Erklärung abrate,
weil „erfahrungsgemäß die Ko-
stenerstattung des Bundes den
tatsächlichen Kosten immer hin-
terherhinkt“. Man kam überein,
dass der Landkreis Landshut die
Stadt Landshut frühzeitig infor-
miert, wenn er sich dazu ent-
schließt, von dem Optionsrecht
Gebrauch zu machen. 

Berufsschul-Zweckverband

Neben einer Reihe von verwal-
tungsinternen Fragen behandel-
ten die Teilnehmer an der Ge-
sprächsrunde auch ein weiteres
Vorgehen auf dem Weg zur Grün-
dung eines Berufsschul-Zweck-
verbandes zwischen Landkreis
und Stadt mit paritätischer Beset-
zung der Beschlussgremien. Soll-
te sich ergeben, dass der Land-
kreis Landshut sein Schulgebäu-
de in der Seligenthaler Straße
nicht in den Zweckverband ein-
bringt, sei dafür ein angemesse-
ner Wertausgleich zu leisten. 

Landrat Eppeneder und Ober-
bürgermeister Deimer zogen am
Ende des mehrstündigen Treffens
ein sehr positives Resümee - nicht
nur des Gesprächs, sondern auch
des Verhältnisses zwischen Land-

zelhandels trägt das Projekt in
Kooperation mit den Städten
Ulm, Neu-Ulm und der City-In-
itiative Donauwörth. 

Bei diesem Projekt geht es
darum, die Situation der Nahver-
sorgung der gesamten Region
Donautal zu analysieren. Daraus
sollen Ansatzpunkte zur Ver-
marktung regional erzeugter Le-
bensmittel im Einzelhandel ge-
wonnen werden, es sollen logi-
stische Verbindungen zwischen
Erzeugung und Handel herge-
stellt werden und konkrete Ver-
besserungen der Nahversorgung
auch umgesetzt werden.        DK

Augsburgs Landrat Dr. Karl Vogele: 

Warnung vor Reform
der Pflegeversicherung

Die Pflegeversicherung steckt in einer Finanzkrise. Die ur-
sprünglich angesparten Finanzpolster schwinden dahin. Die mo-
mentan von Bundeskanzler Schröder auf Eis gelegte, nach Vor-
schlägen der Rürup-Kommission erarbeitete Reform der Pfle-
geversicherung, werde deshalb kommen müssen, ist sich Land-
rat Dr. Karl Vogele sicher. Es sei sicher mit einer Änderung der
Leistungsgesetze zu rechnen. Er warnte deshalb jetzt in einem
Schreiben an seine Kreistagskollegen vor den finanziellen Aus-
wirkungen für den Landkreis Augsburg.

„Die einschneidenste Ände-
rung“, befürchtet der Landrat,
„wird die geplante Angleichung
der Leistungen der Pflegekasse
für ambulante und stationäre Pfle-
ge bringen.“ Nach den Plänen der
Bundesregierung soll die Vergü-
tung für ambulante Sachleistun-
gen in der Pflegestufe I um 116
und in Pflegestufe II um 79 Euro
monatlich steigen. „Im Sinne des
Grundsatzes ‚ambulant vor sta-
tionär’ eine durchaus sinnvolle
Maßnahme“, betont Vogele. Im
Gegenzug sollen allerdings die
Pflegekassensätze für Heimbe-
wohner in den Pflegestufen I und
II um 523 Euro beziehungsweise
279 Euro im Monat drastisch ge-
senkt werden. 

Die Reform der Pflegeversi-
cherung sollte ursprünglich im
Jahr 2005 in Kraft treten. „Wenn
sie so kommt, wie sie bisher ge-
plant war, hat dies auch für Land-
kreisbürger und den Landkreis
Augsburg einschneidende Konse-
quenzen“, so der Landrat. Die
Nachfrage nach Leistungen am -
bulanter Pflegedienste werde vor-
aussichtlich steigen. Stationär
Pflegebedürftige müssten aller-
dings in Zukunft für die gleiche
Leistung deutlich mehr aus der ei-
genen Tasche zahlen. Zuzahlun-
gen von bis zu 2.500 Euro pro
Monat könnten auf die privaten
Haushalte an Belastung zukom-
men. Es sei einerseits zu befürch-

ten, dass die Nachfrage nach sta-
tionärer Pflege in gleichem Maße
nachlasse wie der Bedarf an am-
bulanten Pflegeleistungen anstei-
ge. Andererseits sei für viele pfle-
gebedürftige Heimbewohner der
Weg in die Sozialhilfe vorge-
zeichnet. Eine Kostenlawine sei
deshalb auch für die Träger der
Sozialhilfe zu erwarten. Durch
die Senkung der Zuzahlungen der
Pflegeversicherung zu den Heim-
kosten könnte, bei heute bereits
rund einem Drittel Sozialhilfe-
empfängern in Heimen, ab 2005
mit einer 10 bis 20prozentigen
Erhöhung der Sozialhilfeausga-
ben des Bezirks als überörtlichem
Sozialhilfeträger bei gleichzeiti-
ger Erhöhung der Anzahl Sozial-
hilfebedürftiger in Heimen ge-
rechnet werden. 

Hinzu komme, so Vogele, dass
der Landkreis Augsburg in den
letzten Jahren aus seiner Ver-
pflichtung zur Förderung einer
ausreichenden Anzahl von Pfle-
geplätzen viel Geld investiert ha-
be. Mittelfristig könnten bei ei-
ner zu erwartenden geringeren
Nachfrage nach stationären Pfle-
geplätzen geförderte Plätze leer
stehen. Es müsse deshalb alles
daran gesetzt werden, dass die
Zahlungen der Pflegeversiche-
rung für stationäre Pflege auf ei-
nem vernünftigen, den Leistun-
gen der Heime angemessenen
Niveau bleiben.                            ?

Ostbayern braucht
Förderstatus „Grenzregion“
Der gestern vorgestellte 3. Kohäsionsbericht der EU-Kommis-
sion ist für Ostbayern kein wesentlicher Lichtblick, schätzt der
Oberpfälzer Bundestagsabgeordnete Klaus Hofbauer (CSU)
ein, der gleichzeitig Vorsitzender des Unterausschusses „Re-
gionale Wirtschaftspolitik“ am Deutschen Bundestag ist.

Im neuen Kohäsionsbericht
hat die EU-Kommission ihre
grundlegenden Vorstellungen
zur zukünftigen Strukturpolitik
ab 2007 veröffentlicht. Der vor
allem aus Ostbayern geforderte
Sonderförderstatus der Grenzre-
gionen zu den Beitrittsländern
findet im Bericht keinen konkre-
ten Niederschlag, so Hofbauer.
Dennoch enthält das oftmals
sehr allgemein formulierte Pa-
pier nichts, was gegen eine künf-
tige EU-Förderung Ostbayerns
spricht, betont der Abgeordnete.

Nach Ansicht Hofbauers hat
Ostbayern als künftige EU-Bin-
nengrenze die Chance, Ziel-3-
Fördergebiet zu bleiben. Schwie-
riger werde es mit dem Ziel-2-
Förderstatus. Bisher erscheint
noch unklar, ob direkte Investiti-
onsförderung im neuen Ziel-2
überhaupt möglich ist. Weiterhin
will die Kommission die geogra-
fische Abgrenzung der Ziel-2-Ge-
biete den Mitgliedstaaten über-
lassen, was in Deutschland zu
Verteilungskämpfen führen wird. 

Hier muss Ostbayern seine
Stimme als Grenzregion stark
machen, so Hofbauer. Die Kom-
mission habe den Status „Grenz-
region“ als Ziel-2-Kriterium gera-
de nicht explizit ausgeschlossen.
Hofbauer fordert daher die Bun-
desregierung auf, den Status
„Grenzregion“ endlich als eigen-
ständiges Förderkriterium anzu-
erkennen und nachdrücklich ge-
genüber der EU-Kommission zu
vertreten.                                        ?

kreis Landshut und kreisfreier
Stadt Landshut: Die Kooperation
sei weit besser als ihr Ruf, der in
den vergangenen Monaten durch-
aus etwas gelitten habe. Kon-
struktive Gespräche auf der Ebe-
ne der Verwaltungsspitzen trügen
in hohem Maße dazu bei, dass
man bei der Bewältigung ge-
meinsamer Aufgaben in aller Re-
gel große Fortschritte mache. DK
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Vorschau auf GZ 6
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 6, die am 18. März 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
? Kommunalfinanzen
? Wasser . Abwasser
? Kommunale Baupolitik
? Kommunalmarketing
? Brand-und Katastrophenschutz
? Sicherheitstechnik

Südostbayern als
internationaler Brückenkopf

Intensivierung der Zusammenarbeit mit Salzburg 

Bayerns Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber und der Lan-
deshauptmann des Landes Salzburg, Dr. Franz Schausberger,
haben in München die Intensivierung der Zusammenarbeit
beider Länder vereinbart. Die Regierungschefs unterzeichne-
ten im Beisein von Traunsteins Landrat und EuregioPräsident
Hermann Steinmaßl eine gemeinsame Erklärung, nach der die
Kooperation vor allem in den Bereichen Wissenschaft und
Forschung, Verkehr sowie Wirtschaft ausgebaut werden soll. 

Landrat Hermann Steinmaßl
sieht in der gemeinsamen Er-
klärung einen großartigen Er-
folg der bisherigen Arbeit der
Euregio Salzburg - Berchtes-
gadener Land - Traunstein.

Langjährige Kooperation

Bereits seit 1971 besteht ei-
ne Gesprächsgruppe zwischen
der Salzburger Landesregie-
rung und der Bayerischen
Staatsregierung. Diese Zusam-
menarbeit wird seit 1995 durch
die Euregio mit zahlreichen

konkreten Umsetzungsmaß-
nahmen mit Leben erfüllt. 

Wissenschaft und Forschung

Nach der jetzt unterzeichne -
ten gemeinsamen Erklärung
soll es im Wissenschafts- und
Forschungsbereich eine Inten-
sivierung der Zusammenar-
beit zwischen der Naturwis -
senschaftlichen Fakultät der
Salzburger Universität und
entsprechenden Einrichtungen
und Unternehmen in Bayern
geben. 

Ebenso wird die gegenseiti-
ge Anerkennung der jeweili-
gen Bildungsabschlüsse als
Voraussetzung der Aufnahme
eines Studiums an den Fach-
hochschulen in Rosenheim
und Salzburg sowie die gegen-
seitige Anerkennung der
Pädagogischen Ausbildung an-
gestrebt. 

Praktikumsplätze
verstärkt nutzen

Die bereits bestehende Ko-
operation der Salzburger Fach-
hochschule mit grenznahen
bayerischen Unternehmen soll
über die EuRegio Salzburg -
Berchtesgadener Land - Traun-
stein ausgebaut werden. Ge-
plant ist, dass Schüler der
Salzburger Höheren Techni-
schen Lehranstalt in Bayern
verstärkt Praktikumsplätze nut-
zen können.

Bereich Wirtschaft

Ein wichtiger Bestandteil
der gemeinsamen Erklärung ist
die Fortsetzung der Zusam-
menarbeit auf wirtschaftli-
chem Gebiet. Als Grundlage
für die gegenseitige Abstim-
mung von Einzelhandels-

großprojekten erstellen die Eu-
Regio, die Wirtschaftskammer
Salzburg und das Land Salz-
burg derzeit gemeinsam eine
Studie über die Kunden- und
Handelsströme im Grenzraum
Bayern und Salzburg. Beim
Standortmarketing sollen auch
entfernte Märkte wie zum Bei-
spiel die Vereinigten Staaten
und Kanada zukünftig gemein-
sam aktiv beworben werden. 

Projekt Logistikbrücken

Über die EuRegio läuft auch
das Projekt Logistikbrücken
Bayern-Salzburg des Logi-
stikzentrums Prien und des
Flachgauer Innovations- und
Technologiezentrum für Logi-
stik. So sollen nennenswerte
Einsparungspotenziale in der
Transportwirtschaft durch Ko-
operation unter Mitbewerbern
sowie die Verlagerung des
LKW-Verkehrs auf die Schie-
ne durch Schaffung von ent-
sprechenden Güterterminals
samt Infrastruktur erschlossen
werden.

„Magistrale für Europa“

Als dringend werden die
Verbesserung der grenzüber-
schreitenden Verkehrsinfra-
struktur und die Einbettung in
europaweite Verkehrsnetze an-
gesehen. Oberstes Ziel da-
bei ist die Verwirklichung der
Hochle is tungsbahnst recke
„Magistrale für Europa“ von
Paris nach Budapest über Salz-
burg. Der Startschuss fiel be-

reits am 5. Dezember 2003 mit
der Aufnahme als Strecke 
der Transeuropäischen Netze
(TEN). Somit erfolgen bis zu
50 Prozent der Planungs- und
bis zu 20 Prozent der Baufi-
nanzierung durch die Europäi-
sche Union. Die Magistrale
steht bei der EU auf der
„Quick-Start-Liste“ der beson-
ders vorrangigen Vorhaben.

Mehr Salzachbrücken

Zusätzliche Salzachbrücken sol-
len in Zukunft Bayern und Salz-
burg verbinden. Bereits eingeleitet
ist das Raumordnungsverfahren
für eine Brücke im Raum 
Fridolfing/Tittmoning. Offen ist
noch ein Brückenneubau im Ge-
biet zwischen Laufen und der
Stadt Salzburg.

Bereich Gesundheit

Auch im Bereich Gesundheit
wird für die Grenzregionen
Bayerns und Salzburgs eine
bessere Kooperation ange -
strebt. So ist es derzeit gang
und gäbe, dass sich bayerische
Patienten in Salzburger Klini-
ken behandeln lassen, während
umgekehrt Patienten aus Salz-
burg nur in sehr begrenztem
Umfang Gesundheitsleistun-
gen in Bayern in Anspruch
nehmen können, weil ihre
Krankenversicherung dafür
nur in besonderen Fällen zahlt.
Salzburgs Landeshauptmann
Schausberger will sich nun in
Wien für eine Lösung des Prob-
lems einsetzen. 

Damit die Belange des
Landkreises Traunstein zwi-
schen den Wachstumsregio-
nen München und Salzburg
berücksichtigt werden, bat
Landrat Hermann Steinmaßl
um die weitere Unterstützung
der Bayerischen Staatsregie-
rung. Oberbayern verändere
sein Gesicht und seine Struk-
tur in immer kürzeren Zeit-
abständen. Das gelte nicht 
nur für den Münchner 
Raum, sondern für das gesam-
te östliche Oberbayern bis zur
Staatsgrenze. Landrat Stein-
maßl: „Auch der Wegfall der
Grenzen zu Österreich und die
EU-Osterweiterung sowie die
zunehmende Mobilität der
dortigen Bevölkerung tragen
zu den raschen Veränderungen
unseres Raumes bei.“

Unterstützung der 
Staatsregierung vonnöten

Durch die EU-Osterweite-
rung erhielten der Landkreis
Traunstein und die Region 18
eine besondere Bedeutung
zwischen den Verflechtungs-
bereichen München und Salz-
burg. Steinmaßl: „Ich sehe für
unsere Region die große Chan-
ce, für Bayern, Deutschland,
das sogenannte alte Europa
und insbesondere auch die
USA eine Brückenkopffunkti-
on zu den neuen EU-Ländern
einzunehmen. Dazu brauchen
wir aber unbedingt in vielen
Bereichen die Unterstützung
der Bayerischen Staatsregie-
rung.“ DK


